
Chancen für Gesundheitsförderung und Prävention

Von Karl-Josef Laumann, Düsseldorf
Durch das 2015 verabschiedete Prä-
ventionsgesetz wurden Grundlagen
und Möglichkeiten für Gesundheitsför-
derung und Prävention deutlich erwei-
tert. Besonders die sog. Lebenswelten
wie Kindertageseinrichtungen, Schulen
aber auch Pflegeheime und gesamte
Kommunen sollen sich mit Unterstüt-
zung der Sozialversicherungsträger
gesundheitsgerecht weiterentwickeln
und von dem Gesetz profitieren kön-
nen. Nun gilt es, diese Möglichkeiten
zu nutzen und Maßnahmen folgen zu
lassen. Es hat einige Anläufe ge-
braucht, um das Präventionsgesetz
endlich auf den Weg zu bringen und
damit Bedingungen für die notwendige
Weiterentwicklung von Maßnahmen
der Gesundheitsförderung und Prä-
vention zu schaffen. Mit der Verab-
schiedung des Gesetzes wurde auf
Bundes- und Landesebene die Umset-
zungsarbeit konkret und im Detail auf-
genommen. Inzwischen wurden einige
Meilensteine von den verschiedenen
Verantwortlichen gemeinsam entwi-
ckelt wie bspw. die bundesweit gelten-
de nationale Präventionsstrategie,
bestehend aus den Bundesrahmen-
empfehlungen und der Präventionsbe-
richterstattung, und die darauf aufbau-
enden Landesrahmenvereinbarungen
der Bundesländer.

Ressourcen bündeln und kooperieren

Einewesentliche ZielsetzungdesGesetzes
ist die stärkere Zusammenarbeit der So-
zialversicherungsträger, der Länder und
Kommunen, um die Gesundheit von Men-
schenallerAltersgruppendort,wosie leben
und arbeiten, zu verbessern. In Nordrhein-
Westfalen haben wir schon vor der Verab-
schiedung des Gesetzes eine stabile Tradi-
tion von Austausch und Kooperation ent-
wickelt: Durch die Landesgesundheitskon-
ferenz, die Kommunalen Gesundheitskon-
ferenzen, durch verschiedene Initiativen im
Rahmen des Landespräventionskonzep-
tes und erfolgreiche Gemeinschaftsprojek-
te bestehen schon lange Zeit gute Bezie-
hungender verschiedenenPartner desGe-
sundheitswesens und angrenzender Ver-
antwortungsbereiche, die sich mit Fragen
der Gesundheitsförderung und Prävention
befassen. Zu diesen Partnern zählen auch
die kommunalen Spitzenverbände.

Aufbauend auf diesen Erfahrungen und der
entstandenen Kultur gemeinsamen Han-
delnswurden die Kernpunkte der künftigen
Zusammenarbeit zur Umsetzung des Prä-
ventionsgesetzes von den Beteiligten bei
uns schnell gefunden und die Landesrah-
menvereinbarung konnte in Nordrhein-
Westfalen in ihrer ersten Fassung bereits

im August 2016 unterzeichnet werden.
Auch die Vertretungen der kommunalen
Spitzenverbände sind in die Beratungen
einbezogen worden und haben sich im
Sinne der Landkreise, Städte und Gemein-
den eingebracht. Ich bin froh über die
Kooperationsbereitschaft, die sie anschlie-
ßend signalisiert haben, wenngleich ich
ihren – noch immer möglichen – Beitritt
zur Landesrahmenvereinbarung nach wie
vor für sinnvoll und wünschenswert halte.

Beratung und Unterstützung –

Besonderheiten der Umsetzung in
Nordrhein-Westfalen

Mit der Landesrahmenvereinbarung haben
wir auch in Nordrhein-Westfalen die
Grundlage geschaffen, um die Ziele des
Gesetzes und die nationale Präventions-
strategie umzusetzen. Darüber hinaus
freue ich mich vor allem über die Einigung
auf einheitliche Förderkriterien und auf das
gemeinsame Verfahren für den Umgang
mit Anträgen für Maßnahmen in Lebens-
welten, auf die sich die Sozialversiche-
rungsträger verständigt haben und an de-
ren Umsetzung sich auch das Land punk-
tuell beteiligen will. Die Maßnahmen, die im
Rahmen des Präventionsgesetzes geför-
dert werden, müssen den gängigen Qua-
litätsstandards entsprechen und sollen vor
allem sozial benachteiligte Menschen und
Familien erreichen. Es sind in erster Linie
„Präventionsketten“ und integrierte Pro-
gramme, die hier besonders gut wirken
und gefördert werden sollen.

Die Entwicklung entsprechender Konzepte
ist anspruchsvoll. Aus diesem Grund ha-
ben wir in Nordrhein-Westfalen die Mög-
lichkeit geschaffen, die Kommunen bei der
Entwicklung von Konzepten zu unterstüt-
zen. Die „Koordinierungsstelle Gesund-
heitliche Chancengleichheit“, die je zur
Hälfte aus Mitteln der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung und aus Mitteln des
Landes finanziert wird, nimmt Förder-
anträge nicht nur entgegen: Eine Beratung,
wie Projektideen zu einer förderfähigen
Maßnahme entwickelt werden, können
Kommunen und auch andere Antragstel-
lende dort ebenfalls erhalten. Die Koordi-
nierungsstelle wurde im Landeszentrum
Gesundheit (LZG) in Bochum angesiedelt,
weil dort bereits seit Jahren die Kompetenz
zur Qualitätsentwicklung, Beratung und
Unterstützung von Kommunen gebündelt
und fortentwickelt wird.

Nun gilt es, dass die Verantwortlichen in
Städten und Landkreisen sich verständi-
gen und nach Lösungen für die Verbesse-

rung der gesundheitlichen Lage in ihrem
Gebiet suchen. Ein gutes Bespiel dafür ist
die Stadt Herne, die gesundheitliche Prä-
vention als kommunale Querschnittsauf-
gabe definiert hat. Sie entwickelt eine
gesamtstädtische Präventionsstrategie
zunächst für den Bereich Wanne-Süd,
um insbesondere auch Fördermittel des
Präventionsgesetzes in Anspruch nehmen
zu können. Die Landesregierung unter-
stützt die Stadt Herne dabei durch das
LZG. Eine Übertragung gewonnener Er-
kenntnisse auf weitere Stadtteile ist aus-
drücklich vorgesehen.

Landesspezifische Entwicklungen
über das Präventionsgesetz hinaus

Ein weiterer Meilenstein vertrauensvoller
Zusammenarbeit ist mit der Entschließung
der 26. Landesgesundheitskonferenz am
22.11.2017 und der „Fortschreibung des
Landespräventionskonzeptes – Landesini-
tiative Gesundheitsförderung und Präven-
tion“ gelungen. Die Mitglieder der Landes-
gesundheitskonferenz und weitere Betei-
ligte des Gesundheitsbereiches haben in
einem partizipativ angelegten Diskussions-
prozess neue Rahmenbedingungen für ih-
re künftige Zusammenarbeit festgelegt. Die
Pluralität der Selbstverwaltung, unter-
schiedliche Zuständigkeiten und abwei-
chende Prioritäten machen es nicht immer
einfach, ein integriertes, aufeinander abge-
stimmtes Handeln zu erreichen. Doch die
Landesgesundheitskonferenz hat bereits
im Jahr 2005 mit dem „Landespräven-
tionskonzept Nordrhein-Westfalen – eine
Investition in Lebensqualität“ Schwer-
punktthemen vereinbart, landesweit wir-
kende Initiativen und Arbeitsstrukturen ein-
gerichtet, um mit geeigneten Maßnahmen
zur Gesunderhaltung der Bevölkerung bei-
zutragen.

In der Zwischenzeit haben sich Bedingun-
gen zum Teil erheblich verändert: Lebens-
bedingungen haben sich gewandelt, Maß-
nahmen der Gesundheitsförderung und
Prävention werden grundsätzlich stärker
in den Blick genommen und umgesetzt,
und neue Strukturen – u. a. durch das
Präventionsgesetz – sind entstanden. Ge-
eignete Anlässe, um eine Bilanz des Er-
reichten zu ziehen, die aktuelle Gesund-
heitsberichterstattung des Landes auszu-
werten und eine Aktualisierung des Kon-
zeptes unter Berücksichtigung neuer As-
pekte vorzunehmen.

Das Ergebnis ist einstimmig ausgefallen:
Die Landesgesundheitskonferenz hat ent-
schieden, eine neue Landesinitiative „Ge-
sundheitsförderung und Prävention“ ein-
zurichten, die durch eine Lenkungsgruppe
unter Vorsitz des für Gesundheit zuständi-
gen Ministeriums gesteuert wird. In die
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Lenkungsgruppe werden neben Vertre-
tungen der Landesgesundheitskonferenz
auch Verantwortliche maßgeblicher Pro-
grammstrukturen und Gremien sowie Mit-
glieder der Steuerungsgruppe zur Umset-
zung der Landesrahmenvereinbarung be-
rufen. Dadurch sollen die Zusammenarbeit
und Abstimmung sichergestellt und
ursachenorientierte Strategien zur Präven-
tion künftiger Gesundheitsprobleme in
Nordrhein-Westfalen entwickelt werden.

Die Landesinitiative wird sich mit Frage-
stellungen befassen, wie gesundheitsför-
derliche Rahmenbedingungen geschaffen
und auf Dauer sichergestellt werden kön-
nen, um bspw. gesunde Ernährung zu
fördern, für ausreichende Bewegung zu
sorgen, psychische Gesundheit zu unter-
stützen, missbräuchlichen Substanzkon-
sum und den Einstieg in Sucht zu verhin-
dern, Unfälle zu verhüten, Infektionen zu
vermeiden und Impfungen zu fördern. Die-
ses Themenspektrum soll mit jährlichen
oder mehrjährigen Schwerpunktsetzun-
gen gemeinsam bearbeitet werden.

Gesundheit in allen Verantwortungs-
bereichen

Über solche Entwicklungen hinaus sind vor
allem die Kommunen von entscheidender
Bedeutung für die Entwicklung von Ge-
sundheitsförderung und Prävention: im
Rahmen ihrer Verantwortung für die Da-
seinsvorsorge und als wichtiger „Türöffner“
für den Zugang zu Bildungs-, Wohn- und
Freizeiteinrichtungen oder Arbeitsplätzen
und ihrer Einflussmöglichkeiten durch die
Zuständigkeiten und Handlungsspielräu-

me auf der Grundlage ihrer Selbstverwal-
tung.

Krankmachende wie auch gesundheitsför-
dernde Faktoren liegen in unterschiedli-
chen Verantwortungsbereichen und Poli-
tikfeldern. Künftig wird es stärker als bisher
notwendig sein, ein gemeinsames Ver-
ständnis dafür zu entwickeln, wie die Le-
bensbedingungen vor Ort gesundheitsför-
derlich gestaltet werden können, und ge-
meinsames Handeln zu vereinbaren. Ich
halte es für wichtig, im kommunalen Ver-
antwortungsbereich lösungsorientiert zu
denken, Gestaltungsspielräume zu nutzen
und Schnittstellen zu überwinden.

Die Struktur der Kommunalen Gesund-
heitskonferenzen (KGK) ist vielerorts be-
reits eingespielte Praxis geworden. Sie
haben dazu beigetragen, Themenschwer-
punkte zu vereinbaren, Netzwerke aufzu-
bauen, Synergieeffekte zu erzielen, Dop-
pelarbeit zu vermeiden und einen sinnvol-
len, konzentrierten Einsatz erforderlicher
Ressourcen zu erleichtern. Die Mitwirkung
des Öffentlichen Gesundheitsdienstes ist
dabei von besonderer Bedeutung, denn er
kennt lokale Bedarfe und Strukturen und
kann notwendige Prozesse moderieren.
Die Kommunalen Gesundheitskonferen-
zen sind aus meiner Sicht als Ausgangs-
punkt für die Diskussion und Entwicklung
von gesundheitsförderlichen Lebensräu-
men sehr geeignet.

Ausblick

Das Präventionsgesetz war der Auslöser
für eine Reihe von strukturbildenden

Schritten, die Einrichtung von Gremien
und Gestaltung von Rahmenbedingungen.
Diese Aktivitäten wurden bei uns durch
landesspezifische Entwicklungen und
Maßnahmen ergänzt. Inzwischen gibt es
die Möglichkeit, Beratung, Unterstützung
und Förderungen in Anspruch zu nehmen,
um einzelne Projekte und Maßnahmen zu
wirkungsvollen integrierten Programmen
weiterzuentwickeln.

SeitensderLandesregierunggibt esweiter-
hin viel zu tun, um bspw. die neue Landes-
initiative Gesundheitsförderung und Prä-
vention mit Leben zu füllen.

Auf der regionalen Ebene liegt es nun an
den Landkreisen, Städten und Gemein-
den, Bedarfe zu ermitteln, Netzwerke auf-
zubauen – vielleicht auch einmal „quer“ zu
denken, um Konzepte und Maßnahmen
zur Gesundheitsförderung und Prävention
zu entwickeln, Förderanträge zu stellen
und die Umsetzung zu realisieren.

Ich würde mich freuen, wenn es in meiner
Amtszeit alsMinister für Arbeit, Gesundheit
und Soziales gelingt, in Nordrhein-West-
falen die Gesundheitsförderung und Prä-
vention weiter auszugestalten und wir-
kungsvolle Programme auf den Weg zu
bringen. &&

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit,
Gesundheit und Soziales in Nordrhein-

Westfalen, Düsseldorf

Nationale Präventionsstrategie: Stärkung der
kommunalen Gesundheitsförderung und Prävention
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Von Gernot Kiefer, Berlin
Ein zentrales Anliegen der nationalen
Präventionsstrategie ist es, eine dyna-
mische Entwicklung zur Stärkung der
Gesundheitsförderung und Prävention
in Gang zu setzen und das Hand-
lungsfeld auf kommunaler Ebene flä-
chendeckend zu institutionalisieren.

Herzstück des im Juli 2015 in Kraft ge-
tretenen Präventionsgesetzes ist es, die
Angebote zur Prävention und Gesund-
heitsförderung in Lebenswelten – insbe-
sondere in Kommunen, Kindertagesstät-
ten, Schulen, Pflegeeinrichtungen und Be-
trieben – zielgerichtet und qualitätsgesi-
chert auszubauen. Mit den im Februar
2016 beschlossenen Bundesrahmenem-
pfehlungen und den darauf aufbauenden
Landesrahmenvereinbarungen wurden die
Grundlagen und der Rahmen für die Aus-
gestaltung der nationalen Präventionsstra-

tegie auf Ebene der Länder und Kommu-
nen geschaffen.

Esbesteht Einigkeit darüber, dassGesund-
heitsförderung und Prävention als gesamt-
gesellschaftliche Querschnittsaufgaben
etabliertwerdenmüssen.Obwohl dieKom-
munen im Präventionsgesetz nicht direkt
adressiert werden, kommt ihnen dabei eine
Schlüsselrolle zu: Sie entscheiden im Rah-
men ihres verfassungsmäßigen Selbstver-
waltungsrechtesgem.Art. 28Abs. 2Satz1
und 2Grundgesetz über viele gesundheits-
relevanteLebensbedingungen.Prävention
und Gesundheitsförderung stellen grund-
legende Elemente der kommunalen Da-
seinsvorsorge dar. Die Zuständigkeit für
die allgemeine Daseinsvorsorge bietet
den Kommunen die Möglichkeit, Gesund-

heitsförderung als Querschnittsaufgabe
umzusetzen.

Zudem haben die Kommunen als „Dach-
setting“ Einfluss auf eine ganze Reihe von
Lebenswelten; sie können auch die Rah-
menbedingungen für andere Settings wie
bspw. Kindertagesstätten maßgeblich ge-
stalten. In den kommunalen Lebenswelten
können insbesondere sozial benachteiligte
Gruppen in ihrem Lebensalltag erreicht
werden, ohne sie zu stigmatisieren.

Trotz positiver Einzelbeispiele ist eine flä-
chendeckende Etablierung des Hand-
lungsfeldes Gesundheitsförderung auf
kommunaler Ebene bisher noch nicht ge-
lungen. Hier gibt es noch viel Potenzial, das
nun erschlossen werden soll. Bisher setzt
sich – auch in finanzieller Hinsicht – insbe-
sondere die gesetzliche Krankenversiche-
rung (GKV) für die Umsetzung von Präven-
tion und Gesundheitsförderung vor Ort ein.
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Die Umsetzung entsprechender Maßnah-
men darf jedoch nicht primär vom Enga-
gement der gesetzlichenKrankenversiche-
rung in diesem Bereich abhängig gemacht
werden.

Bereits 2013 vereinbarten die GKV und die
kommunalen Spitzenverbände eine ge-
meinsame Empfehlung zur Zusammenar-
beit im Bereich von Primärprävention und
Gesundheitsförderung in der Kommune.
Die strategische Partnerschaft zwischen
der GKV und den Kommunen soll nun im
Rahmen der nationalen Präventionsstrate-
gie gemeinsam mit weiteren relevanten
Akteuren weiterentwickelt werden. Daran
anknüpfend werden derzeit die Bundes-
rahmenempfehlungen fortgeschrieben.

Die Rolle der Kommunen als
Initiatoren und Koordinatoren

In allen Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten gibt es erfahrene Partner und etablierte
Strukturen, die Potenziale zur Entwicklung
integrierter und politikfeldübergreifender
kommunaler Strategien zur Prävention
und Gesundheitsförderung bieten.

Den Kommunen, insbesondere den Land-
kreisen und kreisfreien Städten, kommt
dabei die Aufgabe der Koordination und
Steuerung zu – zum Beispiel im Rahmen
von kommunalen Gesundheitskonferen-
zen. Die Krankenkassen können dabei ent-
sprechend ihrem gesetzlichen Auftrag un-
terstützend tätig werden. Kommunen ken-
nen dieBedarfe, die sich lokal aufgrund von
erhobenen Daten zum Zusammenhang
von gesundheitlichen und sozialen Le-
benslagen sehr stark unterscheiden kön-
nen. Sie können weitere Akteure aktivieren
und vernetzen. So können vorhandene
Angebote aufeinander abgestimmt,weiter-
entwickelt und flächendeckend etabliert
werden. Erfolgreich ist dies insbesondere
dann, wenn alle verantwortlichen Akteure
einbezogen werden und eigene Ressour-
cen einbringen.

Eine geeignete Entscheidungsgrundlage
zur gemeinsamen Abstimmung und Pla-
nung ist eine systematische und mit der
Sozialberichterstattung verknüpfte kom-
munale Gesundheitsberichterstattung
(GBE). Auf Basis der GBE sollten die
Aktivitäten insbesondere auf Lebenswel-
ten mit einem überdurchschnittlichen An-

teil von Menschen konzentriert werden,
die sozialbedingt ungünstigere Gesund-
heitschancen haben.

Die Aufgabe der kommunalen Akteure ist
es, hierauf aufbauend zielbezogene, be-
darfsgerechte und ressortübergreifende
Strategien der Gesundheitsförderung zu
entwickeln und zu gestalten. Über die ver-
schiedenen Zuständigkeiten und Hand-
lungsfelder hinweg sollten die Angebote
an den Übergängen der Lebensphasen
miteinander verzahnt werden.

DieKrankenkassenkönnen ineinemgröße-
renVerbundvonverantwortlichenAkteuren
mit ihren Präventionsangeboten relevante
Beiträge zur Umsetzung von integrierten
kommunalen Strategien leisten. Sie unter-
stützen die Kommunen in den Bereichen
Bedarfsermittlung und Zielentwicklung,
Beratung zu verhältnispräventiven Umge-
staltungen, Fortbildung von Multiplikato-
ren, Planung und Umsetzung verhaltens-
präventiver Maßnahmen, Evaluation, Qua-
litätssicherung sowie Öffentlichkeitsarbeit
und Förderung von Vernetzungsprozes-
sen, sofern die Aktivitäten in ein gesund-
heitsförderndes Gesamtkonzept einge-
bunden sind. Die Kommune selbst muss
in ein solches Konzept – wie es im Präven-
tionsgesetz vorgesehen ist – einen ange-
messenen Eigenanteil einbringen.

Die Aufnahme des Ziels Gesundheit in den
Zielekatalog der Kommune, eine systema-
tische und mit der Sozialberichterstattung
verknüpfte Gesundheitsberichterstattung,
daraus abgeleitete Gesundheitsziele, die
Schaffung geeigneter Koordinierungs-
und Vernetzungsstrukturen sowie die Eta-
blierung von Gesundheitsverträglichkeit
als Entscheidungskriterium für öffentliche
Planungen sind weitere wesentliche As-
pekte.

GKV-Bündnis für Gesundheit fördert
integrierte kommunale Strategien

Der GKV-Spitzenverband hat – so wie es
gesetzlich vorgesehen ist – die Bundes-
zentrale für gesundheitliche Aufklärung
(BZgA) damit beauftragt, die Krankenkas-
sen beim Ausbau der lebensweltbezoge-
nen Gesundheitsförderung zu unterstüt-
zen. Das in diesem Zusammenhang initi-
ierte „GKV-Bündnis für Gesundheit“ (www.
gkv-buendnis.de) knüpft an das bereits

bestehende, langjährige Präventions-En-
gagement der GKV an. Zu den prioritären
Aufträgen an die BZgA zur Unterstützung
integrierter kommunaler Strategien gehö-
ren der Ausbau der Koordinierungsstellen
Gesundheitliche Chancengleichheit GKV-
seitig auf bundesweit 32 Personalstellen
und die Weiterentwicklung des Koopera-
tionsprojekts von GKVund Bundesagentur
für Arbeit, Deutschem Landkreistag und
Deutschem Städtetag zur Verzahnung
von Arbeits- und Gesundheitsförderung
auf rund 120 Standorte im Jahr 2018.

Im Rahmen des „GKV-Bündnisses für Ge-
sundheit“ werden weitere Angebote ent-
wickelt, die auf die Förderung integrierter
kommunaler Strategien abzielen. Sie sollen
u. a. Beratung, Prozessbegleitung, Mode-
ration und Qualifizierungen zu Bedarfsana-
lysen, Konzeptentwicklungen, Netzwerk-
bildung, Projektmanagement, Qualitäts-
entwicklung, Evaluation sowie Maßnah-
men zur Partizipation von Zielgruppen
und Stakeholdern umfassen.

Neben der Entwicklung der konkreten Un-
terstützungsangebote werden zugleich
Informationsangebote mitentwickelt, um
für die Verantwortlichen in den Kommunen
und für weitere Akteure Transparenz über
Fördermöglichkeiten und Fördervoraus-
setzungen herzustellen. Die Umsetzung
auf kommunaler Ebene soll 2018 mit Ver-
anstaltungen auf Bundes- und Landesebe-
ne flankiert sowie unterstützt werden.

Dies ist der Beitrag der Krankenkassen
dazu, dass das Präventionsgesetz bei
den Menschen vor Ort Wirkung entfaltet.
Für den Erfolg von kommunaler Gesund-
heitsförderung ist vor allem aber der Bei-
trag der öffentlichen Hand maßgeblich.
Eine gesamtgesellschaftlich fundierte Prä-
ventionsstrategie erfordert insbesondere
eine aufgabengerechte und gesicherte Fi-
nanzierung durch alle Zuständigen und
Verantwortlichen auf allen föderalen Ebe-
nen. Hierzu bedarf es einer Gesetzgebung,
die von Bund und Ländern gleichermaßen
getragen wird und die auch beim Öffent-
lichen Gesundheitsdienst die notwendigen
Ressourcen schafft. &&

Gernot Kiefer, Vorstand Gesundheit,
Zentrale Dienste und DVKA,
GKV-Spitzenverband, Berlin

Prävention und Gesundheitsförderung –

ohne ÖGD fehlt was!
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Von Dr. Ute Teichert, Berlin
Nach zwei vergeblichen parlamentari-
schen Anläufen wurde in der vergan-
genen Legislaturperiode ein Präven-
tionsgesetz von Bundestag und
Bundesrat verabschiedet. Mittlerweile
liegen zwei Jahre Erfahrungen mit der

Umsetzung des Gesetzes vor. Aus
Sicht des BVÖGD ist dabei von be-

sonderem Interesse, ob das Gesetz
seiner Zielsetzung gerecht wird, die
Rahmenbedingungen für Prävention
und Gesundheitsförderung gerade in
den nicht betrieblichen Lebenswelten
vor Ort entscheidend zu verbessern.
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Präventionsgesetz setzt neue
Akzente

Das Präventionsgesetz verzichtet im Un-
terschied zu früheren gescheiterten Ansät-
zen auf eine umfassende und gleichmäßige
Einbindung aller in der Prävention und Ge-
sundheitsförderung verantwortlichen Trä-
ger und fokussiert sich in besonderer Wei-
se auf Regelungen im Bereich des SGB V
und damit den Aufgabenbereich der
GKV.1Der Öffentliche Gesundheitsdienst
(ÖGD), und die ihm zukommende Rolle
insbesondere bei der Prävention in nicht
betrieblichen Lebenswelten findet in den
einschlägigen Regelungen des Präven-
tionsgesetzes nur am Rande Erwähnung
und dies, obwohl Prävention und Gesund-
heitsförderung bereits seit Jahrzehnten als
Aufgabenbereiche für die Gesundheitsäm-
ter bundesweit in den Landesgesundheits-
dienstgesetzen verankert sind.

Die Schwerpunkte der Neuregelungen im
Bereich des SGB V sind verbindliche Vor-
gaben für zusätzliche Ausgaben der Kran-
kenkassen im Bereich der Prävention und
Gesundheitsförderung. Danach wurden
die Krankenkassen mit dem Präventions-
gesetz verpflichtet, als Richtwert je 7 € für
Maßnahmen der Prävention und Gesund-
heitsförderung zu verausgaben, davon
mindestens jeweils 2 € in betrieblichen
und nicht betrieblichen Lebenswelten.

Dies führt zu einer deutlichen Akzentver-
schiebung der bislang von den Kranken-
kassen präferierten individuellen Gesund-
heitsförderung zum „Setting-Ansatz“, ver-
bunden mit einer Vervielfachung der bishe-
rigen Ausgaben für Prävention in den
Lebenswelten bei eher stagnierenden Aus-
gaben für individuelle Gesundheitsförde-
rung.

ÖGD soll eine aktive Rolle einnehmen

Die quantitativen Ausgabenzuwächse für
die Setting-Ansätze lassen noch keine ein-
deutigen Schlussfolgerungen über die
qualitativen Verbesserungen zu. Sie lassen
darüber hinaus auch nicht eindeutig erken-
nen, inwieweit dabei der von der Gesund-
heitsministerkonferenz der Länder bei ih-
rem Schwerpunktbeschluss 2016 aus-
drücklich geforderten Stärkung des ÖGD
ausreichend Rechnung getragen wurde.
Dort fordert die Gesundheitsministerkon-
ferenz , der ÖGD „müsse … als regionaler
Koordinator in der Gesundheitsförderung
eine aktive Rolle im Rahmen der Umset-
zung des Präventionsgesetzes einnehmen
…Von den Partnern der Rahmenvereinba-
rungen wird gefordert, die Rolle des ÖGD
anzuerkennen, zu nutzen und zu unterstüt-
zen und hierzu geeignete Formen der Ein-
bindung zu entwickeln… und gemeinsam
auf die Nutzung und dieWeiterentwicklung
vorhandener tragfähiger Strukturen für die
Prävention und Gesundheitsförderung auf

kommunaler bzw. regionaler Ebene hinzu-
wirken und dazu beizutragen, dass der
ÖGD dabei sein Potential zur Wirkung
bringen kann.“2

Einbindung des ÖGD ausbaufähig

Der im November 2017 vom GKV-Spitzen-
verband veröffentlichte Präventionsbericht
2017, der die Leistungen der GKV im Be-
richtsjahr 2016 unter quantitativen und
qualitativen Aspekten analysiert, deutet
dabei – was die Einbindung des ÖGD
anbelangt – zumindest in der Anlaufphase
der Umsetzung desGesetzes auf Licht und
Schatten hin.3

Dort wird zwar auf zahlreiche beispielge-
bende Initiativen in den Präventionsmaß-
nahmen vor Ort hingewiesen. Eine flächen-
deckende Etablierung des Handlungsfel-
des Gesundheitsförderung auf kommuna-
ler Ebene sei bisher aber noch nicht ge-
lungen. 2016 sei die Anzahl der erreichten
Settings gegenüber dem Vorjahr um 45 %
und die Zahl der dort erreichten Personen
um 31 % gestiegen. Andererseits zeigt der
Bericht auf, dass lediglich bei 9 % der
Maßnahmen der Öffentliche Gesundheits-
dienst als Kooperationspartner mit Kom-
petenzen und Ressourcen eingebunden
war und lediglich bei 2 %der Gesundheits-
förderungsprogramme in entsprechenden
Entscheidungs- und Steuerungsprogram-
men. Diese Quoten sind mit Blick auf eine
stärkere Einbindung des ÖGD und seine
Rolle als Koordinator vor Ort zweifelsohne
ausbaufähig.

Dabei könnte der ÖGD nicht nur eine
koordinierende Rolle übernehmen. Viel-
mehr fällt ihm aufgrund seiner vielfältigen
Aufgabenbereiche auch ein aktiver Part zu.
Gesundheitsämter sind nicht nur in den
Settings Schulen und Kitas ständig prä-
sent, sondern über aufsuchende Gesund-
heitshilfen bei verschiedenen Personen-
gruppen wie z. B.: psychisch Kranken
und vulnerablen Zielgruppen sowie Bera-
tungsleistungen für Hilfesuchende auch in
der Individualmedizin verankert. Diese
Chancen wurden bisher noch gar nicht
genutzt.

Rolle des ÖGD beim Impfschutz
der Bevölkerung stärken

Nicht zuletzt im Lichte ständiger Meldun-
gen über einen unzureichenden Impf-
schutz der Bevölkerung (Stichworte Influ-
enza und Masernausbrüche) wurde mit
dem Präventionsgesetz eine Chance ver-
tan – ähnlich wie im Bereich der betriebli-
chen Gesundheitsförderung – Impfpräven-
tion durch den ÖGD auszubauen.

Impfen durch den ÖGD findet gegenwärtig
lediglich subsidiär und ggf. im Rahmen von
Reisesprechstunden und bei Bedarf im
Rahmen von Pandemien statt. Zwar sieht
das Präventionsgesetz nach § 20f SGB V

Rahmenvereinbarungen zur Umsetzung
der Nationalen Präventionsstrategie vor,
in dem die Beteiligten u. a. die Zusammen-
arbeit mit dem ÖGD regeln sollen. Eine
Umfrage des Bayerischen Landesamts
für Gesundheit und Prävention hat zwar
ergeben, dass in der Mehrzahl der Länder
Rahmenverträge gem. § 20i Abs. 3 SGB V
zum Impfen durch den ÖGD existieren und
auch in den übrigen Ländern einzelne Ge-
sundheitsämter entsprechende Impfungen
durchführen. Von einer flächendeckenden
und gezielt auf Problemgruppen ausge-
richteten Impftätigkeit der Gesundheits-
ämter vor Ort ist man jedoch weit entfernt.

Dabei zeigen die Erfahrungen, dass dort,
wo der ÖGD in entsprechende Impfaktivi-
täten eingebunden ist, es durchaus gelin-
gen kann, Impflücken bei Kindern und Ju-
gendlichen zu schließen.

Fazit

Nach zwei Jahren Erfahrungen mit der
Umsetzung des Präventionsgesetzes ist
es noch zu früh, die Auswirkungen des
Gesetzes und dabei auch die Rolle des
ÖGD abschließend zu bewerten. Die Ex-
pertise des ÖGD und der Gesundheitsäm-
ter vor Ort in den Bereichen Prävention und
Gesundheitsförderung sowie Impfschutz
sollte in Kooperation mit anderen Akteuren
stärker genutzt werden. Beispielgebend ist
dabei das Erfolgsmodell der zahnärztlichen
Gruppenprophylaxe. Eine Erfolg verspre-
chende Einbindung desÖGD steht und fällt
aber auchmit der Bereitschaft der politisch
Verantwortlichen, ausreichende finanzielle
und personelle Ressourcen zur Verfügung
zu stellen. Nur so kann der ÖGD sein
breites Aufgabenspektrum adäquat be-
wältigen &&

Dr. Ute Teichert, Vorsitzende,
Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte
des Öffentlichen Gesundheitsdienstes,

Berlin

1 Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsförderung und
Prävention, Bundesgesetzblatt vom 24.7.2015.

2 Beschlüsse der 89. Gesundheitsministerkonferenz
der Länder 2016, TOP 4.1. Perspektiven zur Stär-
kung des öffentlichen Gesundheitsdienstes.

3 Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund
der Krankenkassen/GKV Spitzenverband: Präven-
tionsbericht 2017 – Leistungen der gesetzlichen
Krankenversicherung: Primärprävention und Ge-
sundheitsförderung, Berichtsjahr 2016.
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Von Ottawa in den Odenwald
Verhältnisprävention als Teil kommunaler Daseinsvorsorge

Von Miriam Elsaeßer, Berlin
Nach mehreren Versuchen verschie-
dener Amtsvorgänger ist es Bundes-
gesundheitsminister Hermann Gröhe
2015 schließlich gelungen, ein Präven-
tionsgesetz auf den Weg zu bringen,
das das bisher in der deutschen
Gesundheitspolitik unterrepräsentierte
Thema der Prävention und Gesund-
heitsförderung voranbringen soll. Da-
mit sind die Krankenkassen verpflich-
tet, im Jahr rund 500 Mio. € für den
Bereich der Primärprävention und
Gesundheitsförderung auszugeben.
Der Spitzenverband der gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) wurde
beauftragt, einheitliche Handlungsfel-
der und Kriterien festzulegen nach
denen diese Mittel verteilt werden.

Mit Blick auf die Umsetzung des Präven-
tionsgesetzes wird nun gerne gefragt, ob
das Gesetz und damit die Bereiche Prä-
vention und Gesundheitsförderung eigent-
lich bisher in den Kommunen – die im
Gesetzgebungsprozess nur marginal ein-
gebunden wurden und im Gesetz somit
auch wenig Beachtung finden – angekom-
men seien. Um diese Frage sinnvoll beant-
worten zu können, muss zunächst geklärt
werden, um welche Handlungsbereiche es
hier eigentlich geht. Worum handelt es sich
genau, wenn von Prävention und Gesund-
heitsförderung die Rede ist?

Schwerpunkte der GKV

In § 20 Abs. 1 SGB V ist primäre Präven-
tion als „Verhinderung und Verminderung
von Krankheitsrisiken“ und Gesundheits-
förderung als „Förderung des selbstbe-
stimmten gesundheitsorientierten Han-
delns“ bestimmt. Demnach umfasst der
Bereich der Prävention und Gesundheits-
förderung nach dem Präventionsgesetz
sehr viel mehr als die viel zitierten Rü-
cken-, Yoga- und Ernährungskurse der
Krankenkassen. Im Gegensatz dazu
scheint die GKV bei der Umsetzung des
Gesetzes allerdings eine sehr enge Be-
griffsdefinition zugrunde zu legen.

Die GKV legt die inhaltlichen Handlungs-
felder und qualitativen Kriterien für die
Leistungen der Krankenkassen in der Pri-
märprävention im GKV-Leitfaden Präven-
tion fest1. Dieser Leitfaden gilt für die Leis-
tungserbringer vor Ort verbindlich, d. h.
Maßnahmen, die nicht den im Leitfaden
dargestellten Handlungsfeldern entspre-
chen, dürfen nicht von den Krankenkassen
durchgeführt oder gefördert werden.

Nun legt der GKV-Leitfaden allerdings ei-
nen Schwerpunkt auf Maßnahmen zur ver-
haltensbezogenen Prävention. Dies sind
Maßnahmen, die den Einzelnen befähigen

und motivieren sollen, sein Leben so ein-
zurichten, dass Erkrankungen vorgebeugt
wird. Die grundsätzlich in Gruppen stattfin-
denden Maßnahmen sollen dazu führen,
dass sich die Teilnehmenden auch nach
Beendigung des jeweiligen Kurses regel-
mäßig so verhalten, dass es sich positiv auf
ihre Gesundheit auswirkt. Neben dem Be-
reich der verhaltensbezogenen Prävention
wird im Leitfaden der GKV zudem auf die
„Stärkung allgemeiner (krankheitsunspezi-
fischer) gesundheitlicher Ressourcen“2 ab-
gezielt. Für dieses Ziel, das für die GKV in
den Bereich der Gesundheitsförderung
fällt, fördert sie hauptsächlich Maßnahmen
in den Lebenswelten der Zielgruppen, z. B.
in Kitas und Schulen, aber auch in Kommu-
nen. Umgesetzt werden sollen diese Maß-
nahmen nach dem Setting-Ansatz, d. h.
hier werden verhaltens- und verhältnisprä-
ventive Elemente miteinander verknüpft.
Verhältnisprävention bedeutet hier, dass
auch das Lebensumfeld gesundheitsför-
dernd verändert werden soll.

Es zeigt sich, dass der GKV-Leitfaden, und
damit die Ausrichtung der Förderung, stark
auf Verhaltensprävention fokussiert. Selbst
bei Maßnahmen in Lebenswelten werden
verhaltens- und verhältnispräventive Maß-
nahmen kombiniert. D.h. es wird vornehm-
lich darauf abgestellt, auf das Verhalten der
Personen einzuwirken, sodassmeist durch
eine bewusstere Ernährung, Bewegung
und eine Sensibilisierung für gesundheits-
förderliche Aspekte Krankheiten vorge-
beugt wird. Dies ist eine Strategie, die die
Krankenkassen auch schon vor der Um-
setzung des Präventionsgesetzes beim
Thema der Prävention und Gesundheits-
förderung verfolgt haben, auch wenn es
damals gewiss auch aus finanziellen Grün-
den nicht in so einem großen Stil wie heute
geschah. Natürlich ist grundsätzlich nichts
gegen einen verhaltenspräventiven Ansatz
einzuwenden. Gesundheitsförderliches
Verhalten ist eine wichtige Voraussetzung
für ein gesundes Leben. Die Frage ist nur,
ob eine Fokussierung auf diese Maßnah-
men tatsächlich die gewünschten flächen-
deckendenErgebnisse bringt undobdamit
alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden.

Die Ottawa-Charta zur Gesundheits-
förderung

Den Ausführungen zur Gesundheitsförde-
rung legt die GKV in ihren Leitlinien die
Ottawa-Charta der Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) von 19863 zugrunde. Diese
nennt fünf hauptsächliche Handlungsfel-

der von Gesundheitsförderung: gesund-
heitsfördernde Gesamtpolitik, gesund-
heitsförderliche Lebenswelten, gesund-
heitsbezogene Gemeinschaftsaktionen,
die Entwicklung persönlicher Kompeten-
zen und die Neuorientierung der Gesund-
heitsdienste. Verhaltensprävention ist also
nur ein Handlungsfeld unter vielen. Des-
wegen nennt die Charta das Verhalten
auch nur als einen Faktor, der für die Er-
haltung und Herbeiführung von Gesund-
heit wichtig ist. Daneben werden politi-
sche, ökonomische, soziale, kulturelle,
biologische und Umweltfaktoren genannt.
In der Aufzählung von Voraussetzungen für
Gesundheit geht die Charta tatsächlich
noch einen Schritt weiter. Hier nennt sie
Frieden, angemessene Wohnbedingun-
gen, Bildung, Ernährung, Einkommen, ein
stabiles Ökosystem, eine sorgfältige Ver-
wendung vorhandener Naturressourcen,
soziale Gerechtigkeit und Chancengleich-
heit und führt aus: „Jede Verbesserung des
Gesundheitszustandes ist zwangsläufig
fest an diese Grundvoraussetzungen ge-
bunden.“4 Bei dieser Aufzählungwird deut-
lich, dass viele Voraussetzungen von Ge-
sundheit eben nicht oder zumindest nicht
wesentlich durch das eigene Verhalten be-
einflussbar sind, sondern dass es hierbei
um eine reine Anpassung von Verhältnis-
sen geht. Und diese Anpassung geht über
das gesunde Schul- und Kitaessen hinaus,
auch wenn dies ohne Frage eine wichtige
ernährungsbildende Maßnahme ist.

Gesundheitsfördernde Gesamtpolitik

Die WHO stellt eine gesundheitsfördernde
Gesamtpolitik an den Anfang ihrer Ausfüh-
rungen über die hauptsächlichen Hand-
lungsfelder von Gesundheitsförderung.
Dies ist nur konsequent, wenn man sich
die von ihr zuvor genannten Voraussetzun-
gen für Gesundheit ins Gedächtnis ruft: All
diese Faktoren werden mehr oder weniger
stark von Politik beeinflusst bzw. von ihr
garantiert.Bei vielenFaktorengehtesdabei
nicht vornehmlich um internationale oder
nationale Politik, sondern umDinge, die vor
Ort in den Landkreisen, Städten und Ge-
meinden entschieden werden und somit in
den Bereich der kommunalen Daseinsvor-
sorge fallen: Die Verantwortung für die
Kreislaufwirtschaft und das Recycling und

1 Vgl. Leitfaden Prävention: Handlungsfelder und Kri-
terien des GKV-Spitzenverbandes zur Umsetzung
der §§ 20, 20a und 20b SGB V vom 21.6.2000 in
der Fassung vom 9.1.2017.

2 Vgl. ebd., S. 17.

3 Ottawa-Charta zur Gesundheitsförderung, 1986,
WHO-autorisierte Übersetzung: Hildebrandt/Kick-
busch.

4 Ebd., S. 2.
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die damit einhergehende nachhaltige Ver-
wendung von Ressourcen zählen ebenso
dazu wie die Trägerschaft der äußeren
Schulangelegenheiten und damit etwa die
GestaltungderKlassenräumeundPausen-
höfe sowie die Organisation des Schules-
sens. U.a. über die Trägerschaft von Kin-
dertagesstätten, Musikschulen und Volks-
hochschulen sind die Landkreise außer-
dem wichtige Akteure im Bereich der (früh-
kindlichen und kulturellen) Bildung – nach
der WHO ebenfalls eine Voraussetzung für
Gesundheit. Grundsätzlich gestaltet die
Kommune das Wohnumfeld ihrer Bürger,
etwa durch die Erschließung und Erhaltung
von Grünflächen, den (sozialen) Woh-
nungsbau und die Gestaltung von Straßen
aber auch Wegen für Radfahrer und Fuß-
gänger. So sorgt sie für den Erhalt ange-
messenerWohnbedingungen.Eszeigt sich
also, dass Landkreise in vielen Bereichen,
die dieWHOalsGrundvoraussetzungen für
Gesundheit definiert hat, entscheidende
Gestaltungskompetenzen haben, die sie
auch verantwortungsvoll wahrnehmen.

NebenderGesundheitsförderungalsQuer-
schnittsaufgabe vieler kommunaler Politik-
bereiche ist außerdem die gesundheitliche
Primärprävention im Sinne einer Vorbeu-
gung spezifischer Krankheiten schon lange
vor Inkrafttreten des Präventionsgesetzes
eineAufgabeder kommunalenDaseinsvor-
sorge gewesen. Als Träger und Betreiber
des öffentlichen Gesundheitsdienstes sind
Landkreise somit etwa gemeinsammit den
Krankenkassen und Zahnärzten für die
zahnmedizinische Gruppenprophylaxe zu-
ständig.

Somit wird deutlich, dass die Frage, ob das
Präventionsgesetz bereits in den Landkrei-
sen angekommen sei, verfehlt ist: Präven-
tion und Gesundheitsförderung standen
bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes
im Fokus der Landkreise. Sie sind ein fester
Bestandteil der Daseinsvorsorge.

Die bisherigen Ausführungen zeigen aber
auch, dass das Präventionsgesetz zwei
Jahre nach seinem Inkrafttreten noch nicht
den beabsichtigten Effekt erzielt. Denn es
soll ja gerade nicht den Status quo der
verstreuten Einzelkurse zementieren, son-
dern tatsächlich die Verhältnisse ändern,
um eine gesündere Bevölkerung und glei-
che Gesundheitschancen hervorzubrin-
gen. Hierfür muss die Verhältnisprävention
und deren Förderung aber viel stärker fo-
kussiert werden, als dies bisher der Fall ist.
Dabei von den Lebenswelten auszugehen,
wie es die GKV ja auch tut, ist sicherlich der
richtige Weg.

Kommunen als besondere
Lebenswelten

Lebenswelten sind nach § 20a Abs. 1
SGB V „für die Gesundheit bedeutsame,
abgrenzbare soziale Systeme insbesonde-
re des Wohnens, des Lernens, des Stu-
dierens, der medizinischen und pflegeri-

schen Versorgung sowie der Freizeitge-
staltung einschließlich des Sports.“ Die
Kommune wird dabei als eine besondere
Lebenswelt angesehen, da sie alle anderen
Lebenswelten wie etwa Kitas, Schulen,
Betriebe und Pflegeeinrichtungen umfasst.
Zudem können über sie Menschen erreicht
werden, die über keine andere Lebenswelt
erreicht werden können, etwa allein leben-
de ältereMenschen, arbeitsloseMenschen
oder Selbstständige.5

Insbesondere Landkreisen in ländlichen
Räumen misst der GKV-Leitfaden Präven-
tion eine besondere Bedeutung zu, da hier
„ein erschwerter Zugang zu Präventions-
leistungen“6 bestehe. Diese Aussage ist
allerdings nur korrekt, solange sie sich
auf die klassischen verhaltenspräventiven
Maßnahmen bezieht. Es ist möglich, dass
entsprechende Kurse der Krankenkassen
vermehrt in Großstädten und Ballungsge-
bieten angebotenwerden – obwohl es auch
speziell für Zielgruppen in ländlichen Räu-
men, bspw. Forstwirte, Angebote gibt. Be-
zogen auf gesundheitsförderliche Lebens-
bedingungen ist es aber wohl unbestritten,
dass ländliche Räume hier eine höhere Le-
bensqualität bieten, schon allein durch die
Möglichkeit naturnaher Erholung und einer
geringeren Schadstoffbelastung der Luft.

Gesamtstrategien entwickeln

Durch ihren übergreifenden Charakter sind
die Landkreise die richtigen Ansprechpart-
ner für die Vernetzung von gesellschaft-
lichen Organisationen, Institutionen und
weiteren Gruppen in ihrem Gebiet. Dieser
Grundsatz bezieht sich nicht zuletzt auch
auf den Bereich der Prävention und Ge-
sundheitsförderung: Sie wissen, was hier
bereits vorhanden ist, wo Verknüpfungen
sinnvoll sind und an welchen Stellen weite-
rer Handlungsbedarf besteht. Somit sind
sie die Akteure für Steuerung und Koordi-
nation. In dieser Rolle sehen sich die Land-
kreise durchaus auch selbst. Deshalb geht
es ihnen vornehmlich um die Entwicklung
und Implementierung langfristig angelegter
Präventionsstrategien und frühestens im
zweiten Schritt um die Umsetzung von sich
hieraus ergebenden einzelnen Kursen und
Projekten. Damit das dem Präventionsge-
setz zugrunde liegende Ziel einer gesünd-
eren Bevölkerung tatsächlich erreicht wird,
müssen die Landkreise auch finanziell in
die Lage versetzt werden, diese strategi-
schen Ansätze entwickeln und umsetzen
zu können. Hier ist nicht zuletzt eine aus-
reichende dauerhafte Personalausstattung
für den Bereich der Prävention und Ge-
sundheitsförderung notwendig. Der GKV-
Leitfaden Prävention sieht hingegen nur
eine vorübergehende Unterstützung für
die Landkreise im Sinne einer Projektfinan-
zierung vor: „Gesetzliche Krankenkassen
initiieren, unterstützen und begleiten Prä-
ventions- und Gesundheitsförderungspro-
jekte in Lebenswelten zeitlich befristet im
Sinne einer Hilfe zur Selbsthilfe.“7 Auf diese

Weise ist keine Erarbeitung und Umset-
zung einer nachhaltigen Gesamtstrategie
für Prävention und Gesundheitsförderung
im Gemeinwesen möglich.

Handlungsspielraum für die
Landkreise

Grundsätzlich müssen die Landkreise
mehr Handlungsspielraum bei der Gestal-
tung von Prävention und Gesundheitsför-
derung vor Ort bekommen. Um ihre Rolle
als koordinierende Stelle eines gesund-
heitsförderlichen Entwicklungsprozesses,
die ihnen auch im GKV-Leitfaden zuge-
schrieben wird8, verantwortungsvoll und
dauerhaft wahrzunehmen, ist auch eine
Mitsprache bei der Finanzierung von Maß-
nahmen notwendig. Eine Einrichtung von
Präventionsfonds aus Mitteln der Sozial-
versicherungsträger, die durch die Kom-
munen verwaltet werden, wäre hier eine
sinnvolle Lösung. Die genaue Ausgestal-
tung sollte auf einer gesetzlichen Grund-
lage im SGB V zwischen den Sozialversi-
cherungsträgern und den kommunalen
Spitzenverbänden vereinbart werden. Zu-
dem ist eine stetige Kommunikation zwi-
schen den Landkreisen und den Kranken-
kassen unabdingbar, um das Thema der
Prävention und Gesundheitsförderung im
Sinne des Präventionsgesetzes gemein-
sam voranzubringen. Ein regelmäßiger
Austausch sollte deswegen institutionali-
siert werden – etwa im Rahmen von kom-
munalen Gesundheitskonferenzen.

Fazit

Landkreise sind entscheidende Akteure im
Bereich der Prävention und Gesundheits-
förderung. Durch eine gesundheitsfördern-
de Gesamtpolitik und die Koordinierung
und Vernetzung von Präventionsmaßnah-
men in ihrem Gebiet leisten sie einen wich-
tigen Beitrag zum Ziel einer gesünderen
Bevölkerung. Diese verhältnisbezogenen
Maßnahmen sollten verstärkt in den Blick
genommen undmindestens ebenso hono-
riert und unterstützt werden wie verhal-
tensbezogene Ansätze. Eine dementspre-
chende Zusammenarbeitmit denKranken-
kassen und ein größerer Freiraum, um die
großen gesundheitsfördernden Potenziale
der Landkreise auch zu nutzen, sind unab-
dingbar. Nur so kann das nach mehreren
Versuchen schließlich doch in Kraft getre-
tene Präventionsgesetz nun auch seine
Ziele erreichen und zu einer gesünderen
Bevölkerung führen. &&

Miriam Elsaeßer, Referentin,
Deutscher Landkreistag, Berlin

5 Vgl. Bundesrahmenempfehlungen der Nationalen
Präventionskonferenz nach § 20d Abs. 3 SGB V –

verabschiedet am 19.2.2016, S. 6.

6 Leitfaden Prävention, a. a. O., S. 21.

7 Ebd., S. 22.

8 Vgl. ebd., S. 29.
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„Gemeinsam für Gesundheit und Lebensqualität“ -
Erfahrungen bei der Entwicklung einer kommunalen Strategie zur

Umsetzung des Präventionsgesetzes

Von Rolf Reul und Dr. Birgit Wollenberg,
Landkreis Marburg-Biedenkopf

Einleitung

Was, wie, wer undwelche…?Wir wollen in
unserem Beitrag mit vier W-Fragen eine
erste Bilanz des Prozesses zur Entwick-
lung des integrierten Präventionsplans
„Gemeinsam für Gesundheit und Lebens-
qualität“ für den Landkreis Marburg-Bie-
denkopf und für die Universitätsstadt Mar-
burg unter den Rahmenbedingungen des
Gesetzes zur Stärkung der Gesundheits-
förderung und Prävention (Präventionsge-
setz – PrävG) im SGB V § 20 ziehen. Un-
sere Erfahrungen und Kenntnisse sind aus
der Perspektive eines kommunalen Ak-
teurs dargestellt, welcher sich bereits beim
Inkrafttreten des Präventionsgesetzes
2015 strategische Gedanken zu den damit
verbundenen Potenzialen für den Land-
kreis gemacht hat.

Das PrävG hat die Perspektive in der Pri-
märprävention stärker auf die Lebenswelt
(Setting) „Kommune“ ausgerichtet1 und
nimmt diese in eine Mitverantwortung. In
den Bundesrahmenempfehlungen der Na-
tionalen Präventionskonferenz heißt es
hierzu:

„… Die Kommune (auch Stadtteil/Quartier)
ist eine Lebenswelt von besonderer Be-
deutung, weil sie die anderen in der Auf-
zählung genannten Lebenswelten um-
greift. In der Lebenswelt Kommunewerden
auch Zielgruppen erreicht, die nicht über
eine der anderen genannten Lebenswelten
erreicht werden können (z. B. allein leben-
de Ältere, Arbeitslose, Selbstständige,
Freiberufler, Hausfrauen/-männer, Er-
werbsgeminderte). Darüber hinaus besit-
zen Kommunen – zusätzlich zu und auch
unabhängig von ihrer Trägerverantwortung
für einzelne weitere Lebenswelten wie Kin-
dertagesstätten und Schulen – politische
Gestaltungskompetenz für ihr Gebiet…“2

Die Menschen sollen ihre Lebenswelten
gesundheitsfördernd mitgestalten und ne-
ben der Verhinderung und Verminderung
von Krankheitsrisiken befähigt werden,
selbstbestimmt mit ihrer Gesundheit um-
zugehen. Gleichzeitig sollen sozial beding-
te sowie geschlechtsbezogene Ungleich-
heiten von Gesundheitschancen vermin-
dert werden. Die Verhaltensprävention
und die Verhältnisprävention werden im
Setting-Ansatz miteinander verbunden
und sind gleichermaßen von Bedeutung
für die Entwicklung einer gesundheitsför-
dernden kommunalen Gesamtstrategie.

In der hessischen Landesrahmenvereinba-
rung „Umsetzung der nationalen Präven-

tionsstrategie gemäß § 20f SGB V im Land
Hessen“ (2016)wurden inhaltlicheSchwer-
punkte und das „Dialogforum Prävention“
verankert. Die hessischen kommunalen
Spitzenverbände sind mit ihrem Beitritt
zur Landesrahmenvereinbarung als Teil-
nehmer im „Dialogforum Prävention“ ver-
treten.3

Dem Landkreis Marburg-Biedenkopf ge-
hören 22 Städte und Gemeinden mit ca.
245.000 Menschen an. Die Einwohnerzahl
nimmt wie in anderen primär ländlich ge-
prägten Landkreisen leicht ab. Entgegen
diesemTrendnimmt dieBevölkerung in der
Stadt Marburg seit 2011 wieder leicht zu
und macht etwa 30% der Gesamtbevölke-
rung des Landkreises aus.

Der Ausländeranteil liegt im gesamten
Landkreis bei 8,1 % und hat sich in den
letzten Jahren deutlich erhöht. Die Alters-
gruppe bis 18 Jahre macht 16,1% der
Gesamtbevölkerung aus, während die
über 65-Jährigen einen Bevölkerungsan-
teil von 19,1% ausweisen. 4

Der Landkreis hat bereits in der Vergangen-
heit viele präventive und gesundheitsför-
dernde Einzelmaßnahmen auf den Weg
gebracht. Gute Beispiele sind das „Mar-
burger Modell“ zur Gesunderhaltung der
Zähne bei Kindern, das in guter Koopera-
tion mit und maßgeblicher finanzieller Un-
terstützung durch die Krankenkassen seit
über 35 Jahren mit messbarem Erfolg
durchgeführt wird, sowie das Programm
„Menschenskind“, bei demmit ausschließ-
lich kommunalen Mitteln junge Eltern bei
der Entwicklung ihrer Kinder von der
Schwangerschaft bis zum dritten Lebens-
jahr begleitet werden. Auch mit den The-
men Ernährung und der Lebensphase „Äl-
ter werden“ hat der Landkreis Impulse ge-
setzt (HessischeGesundheitspreise (2014)
für die drei Maßnahmen „Aid-Ernährungs-
führerschein“ in Grundschulen, Sport für
Demenzkranke („Moment“) und „Gesund
altern in der Gemeinde Lohra“).

Gesundheit fördern –

Versorgung stärken

Bereits im Jahr 2013 wurde eine Empfeh-
lung der kommunalen Spitzenverbände
und der gesetzlichen Krankenversicherung
zurZusammenarbeit imBereichPrimärprä-
vention und Gesundheitsförderung in der
Kommune unterzeichnet. Darin wird u. a.
empfohlen: „… primärpräventive und ge-
sundheitsfördernde Maßnahmen in der je-
weiligen Kommune möglichst weitgehend
aufeinander abzustimmen sowie nachhal-
tig und tragfähig auszugestalten…«5

Der Landkreis Marburg-Biedenkopf hat
sich nach Inkrafttreten desPrävGentschie-
den, seine bestehenden gesundheitsför-
dernden Aktivitäten auszubauen und sich
insbesondere bei der Planung und Steue-
rung von Gesundheitsförderung und Prä-
vention zu engagieren.6

Zur Entwicklung und Umsetzung eines
kommunalen Präventionsplanes und Wei-
terentwicklung des Themenbereichs „ge-
sundheitliche Versorgung“ wurde im Früh-
jahr 2016 eine Vollzeitstelle für einen Ge-
sundheitswissenschaftler am Gesund-
heitsamt des Landkreises neu eingerich-
tet.7 Seit Dezember 2016 bildet durch
Beschluss der Kreisorgane die Initiative
„Gesundheit fördern –Versorgung stärken“
den strukturellen Rahmen für den integrier-
ten Präventionsplan „Gemeinsam für Ge-
sundheit und Lebensqualität“ und wird ge-
meinsam vom Landkreis Marburg-Bieden-
kopf und der Universitätsstadt Marburg
gestaltet.

1 Vgl. SGB V § 20a, Abs. 1, und Leitfaden Prävention
– Handlungsfelder und Kriterien des GKV-Spitzen-
verbandes; 2014, S. 21 ff.

2 Vgl. „Bundesrahmenempfehlungen der Nationalen
Präventionskonferenz…“, Anlage 1, S. 6.

3 Geene, R./Rosenbrock, R.; „Soziallagenbezogene
Gesundheitsförderung im Setting – Sozialräumliche
Orientierung in der Planung von Gesundheitsförde-
rungsmaßnahmen“, in Göpel, E./Schubert-Lehn-
hardt, V. (Hrsg.): „Gesundheit gemeinsam gestal-
ten“, 2004, Mabuse-Verlag, Frankfurt.

4 Hessisches Statistisches Landesamt, Stand 9/
2016.

5 Vgl. „Bundesrahmenempfehlungen der Nationalen
Präventionskonferenz…“, Anlage 1, S. 6. Siehe
„Empfehlung der kommunalen Spitzenverbände
und der gesetzlichen Krankenversicherung zur Zu-
sammenarbeit im Bereich Primärprävention und Ge-
sundheitsförderung in der Kommune“; 2013; S. 2.

6 Vgl. „Bundesrahmenempfehlungen der Nationalen
Präventionskonferenz nach § 20d Abs. 3 SGB V“;
2016, S. 7, 15 sowie 26

7 Das Hessische Gesetz über den öffentlichen Ge-
sundheitsdienst (HGöGD) unterstreicht in §1 Abs. 2
und im folgenden § 7 die koordinierende Rolle der
Gesundheitsämter.
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Alle Grundsatzentscheidungen werden im
Steuerungsgremium gemeinsam von der
politischen Kreis- und Stadtspitze mit den
Fachleuten der Verwaltung getroffen.

Bereits 2016 trat der Landkreis dem kom-
munalen Partnerprozess „Gesundheit für
alle“ der Bundeszentrale für gesundheit-
licheAufklärung bei. Seit 2017 ist der Land-
kreis Mitglied im Gesunde Städte-Netz-
werk.

Parallel wurde im Gesundheitsamt damit
begonnen, eine regelhafteGesundheitsbe-
richterstattung aufzubauen. Der 1. Ge-
sundheitsbericht wird im 1. Quartal 2018
erscheinen.

Zusammenarbeit mit der GKV

2016 gab es seitens der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) den Wunsch,
die Gesundheitsförderung und Prävention
im Setting Schule im Landkreis auszu-
bauen. Daraufhin wurde unter der Leitung
des Gesundheitsamtes der Arbeitskreis
(AK) „Gesundheitsförderung an Schulen“
eingerichtet. Dem AK gehören u. a. die
Krankenkassen Barmer, AOK Hessen,
IKK classik, Techniker, DAK Gesundheit
und die Unfallkasse Hessen an. Die GKV
unterstützt mit eigenen Angeboten die
Schulen und eine erste Fachveranstaltung
an der Gesamtschule Niederwalgern mit
über 100 Teilnehmern.

Durch die Mitgliedschaft des Landkreises
im Gesunde Städte-Netzwerk war es 2017
möglich, einen Förderantrag zur Umset-
zung eines integrierten Handlungskon-
zepts (Präventionsplan „Gemeinsam für
Gesundheit und Lebensqualität“) bei der
Techniker Krankenkasse (TK) für fünf Jahre
zu stellen. Die TK unterstützt mit finanziel-
len Mitteln und fachlicher Beratung die
Umsetzung des Präventionsplans bis
zum Jahr 2022.

Das Gesundheitsamt orientiert sich bei der
Entwicklung des integrierten Handlungs-
konzeptes am Verständnis der WHO, Ge-
sundheitsförderung und Prävention als
Querschnittsaufgabe zu sehen, d. h. sie
zieht sich durch alle politischen, sozialen,
ökologischen und ökonomischen Aufga-
bengebiete innerhalb einer Gesellschaft.8

Integrierte Handlungskonzepte erfordern
neben dem fachlichen Know-how sehr
viele zeitliche Ressourcen, um die interdis-
ziplinäre sowie multisektorale Zusammen-
arbeit imSinne desWHO-Ansatzes „Health
in All Policies“ aufzubauen9. Es müssen
unterschiedliche Konzepte und Ziele der
Kinder-, Jugend- und Familienpolitik sowie
aus den Bereichen Soziales, Arbeit, Woh-
nen usw. analysiert und miteinander in
einen gemeinsamen Kontext gebracht
werden. Der Begriff der „Präventionsket-
ten“ erweitert die Vorgehensweise durch
seine Lebenslaufperspektive und den be-
sonderen Blick auf die sog. „Übergänge“
im Leben der Menschen. Hierzu zählen der

Eintritt in Kita und Schule ebenso wie das
Erreichen des Rentenalters10.

Bei der geplanten Vorgehensweise zur
Umsetzung des Präventionsplans werden
die in Public Health anerkannten Qualitäts-
standards11 berücksichtigt, insbesondere
der Aktionszyklus (Public Health Action
Cycle)12 und die partizipative Qualitätsent-
wicklung.13 Allgemeine erste Handlungs-
ziele des Präventionsplans „Gemeinsam
für Gesundheit und Lebensqualität“ sind
u. a.:

1. Die Ausgangsituation wird durch eine
fundierte Situations-, Bedarfs- und Be-
dürfnisanalyse im ersten Umsetzungs-
jahr ermittelt.

2. Die multisektorale und interdisziplinäre
Zusammenarbeit ist durch einen Auf-
bau von nachhaltigen Vernetzungs-
strukturen nach zwei Jahren gesichert.

3. Gesundheitsziele sind im zweiten Um-
setzungsjahr nach den Bedarfen und
Bedürfnissen der Bevölkerung für die
Region formuliert.

4. Qualitätskriterien in der Gesundheits-
förderung und Prävention sind etabliert
und eine Evaluationsplanung liegt vor.

5. Der Aufbau einer lebensphasenüber-
greifenden Präventionskette hat be-
gonnen.

6. Es wird ein Fort- und Weiterbildungs-
konzept für Multiplikatoren entwickelt
und umgesetzt.

Jährliche Präventionskonferenzen für Mul-
tiplikatoren tragen zum Erreichen der Ziele
ebenso bei. An der 1. Präventionskonfe-
renz nahmen im Januar 2017 ca. 180
Personen teil. Des Weiteren wurden im
Mai 2017 drei lebensphasenbezogene Ar-
beitskreise (Gesund aufwachsen, Gesund
bleiben – mitten im Leben, Gesund altern)
etabliert.

Um die Ausgangssituation zu ermitteln,
wurde das Institut für Versorgungsfor-
schung und Klinische Epidemiologie an
der Philipps-Universität Marburg beauf-
tragt, bis zum Sommer 2018 eine umfas-
sende Bedarfsanalyse durchzuführen.

Der Präventionsplan „Gemeinsam für Ge-
sundheit und Lebensqualität“ berücksich-
tigt nicht nur die unterschiedlichen Bedar-
fe, sondern auch die Bedürfnisse der Men-
schen in ihren Lebenswelten (Diversität). Es
besteht ein hoher partizipativer Anspruch,
alle relevanten Stakeholder einschließlich
der Zielgruppen in der Bevölkerung in die-
sen Prozess einzubeziehen. Wir möchten
ermöglichen, dass interessierte Bürger ihre
Bedarfslage aktiv einbringen und das Set-
ting mitgestalten. Wir erwarten eine Stär-
kung der bürgerschaftlichen Identifikation
mit ihrer Lebenswelt, die sich positiv auf
das soziale Klima und die Selbstbestim-
mung auswirkt. Gelingt dies, könnte ein
gesundheitsförderliches Setting über

dauerhaft partizipative Prozesse für nach-
haltige Strukturen sorgen14.

Im Frühjahr 2018 sind drei regionale Ver-
anstaltungen vorgesehen, sog.
„Gesundheitsdialoge“ gemäß dem Beteili-
gungskonzept zur Weiterentwicklung der
Bürgerbeteiligung im Landkreis Marburg-
Biedenkopf. Das Vorgehen soll gemäß Be-
teiligungspyramide im Landkreis Marburg-
Biedenkopf bis auf die Stufe „Mitgestalten“
reichen.

Die Teilnehmer können sich während der
„Gesundheitsdialoge“ in drei lebenspha-
senbezogenen Fokusgruppen an Hand
von Leitfragen einbringen. Darüber hinaus
wird es im Frühjahr 2018 für alle Einwohner
möglich sein, über das Onlineangebot
„www.mein-marburg-biedenkopf.de“ an
einer Befragung zu den Bedürfnissen in
der Gesundheitsförderung und Prävention
teilzunehmen. Weitere Bedürfnisanalysen
werden bereits kleinräumig in einigen Ge-
meinden durch das Gesundheitsamt
durchgeführt und von der Hessischen Ar-
beitsgemeinschaft für Gesundheitsförde-
rung – HAGE e.V. unterstützt.

Parallel werden bereits auf Basis von ersten
Bedürfnisanalysen drei gesundheitsför-
dernde Maßnahmen konzipiert und an-
schließend 2018 umgesetzt:

• Bewegungs- und Ernährungsangebote
für Männer im SGB II-Leistungsbezug,

• Unterstützung gesundheitsfördernder
Strukturen und gesundheitsbegünsti-
gender Lebensstile in Stadtteilen mit
besonderem Entwicklungsbedarf in
Marburg,

• Gesundheitsförderung im Familienzen-
trum Neustadt im Quartier „Stadtkern“.

Auch wenn die Abstimmungsprozesse so-
wohl der Sozialversicherungsträger unter-
einander als auch mit den kommunalen
Akteuren im hessischen Landesgremium
„Dialogforum Prävention“ noch nicht sehr
weit gediehen sind –u.a. gibt es noch keine
konsentierte Geschäftsordnung – können

8 Vgl. Gesundheit21: Eine Einführung zum Rahmen-
konzept „Gesundheit für alle“ für die Europäische
Region der WHO, 1998, S. 23 ff.

9 Siehe Abb. 2.

10 Richter-Kornweitz, A. / Utermark, K.: Werkbuch
Präventionskette. Herausforderungen und Chancen
beim Aufbau von Präventionsketten in Kommunen.
Landesvereinigung für Gesundheit und Akademie
für Sozialmedizin Niedersachsen (Hrsg.); 2013

11 Leitfaden Prävention – Handlungsfelder und Krite-
rien des GKV-Spitzenverbandes; 2014, und „Krite-
rien für gute Praxis der soziallagenbezogenen Ge-
sundheitsförderung; Kooperationsverbund
Gesundheitliche Chancengleichheit“, 2015.

12 Kriterien für gute Praxis der soziallagenbezogenen
Gesundheitsförderung; Kooperationsverbund Ge-
sundheitliche Chancengleichheit, 2015.

13 Wright, M. (Hrsg.) „Partizipative Qualitätsentwick-
lung in der Gesundheitsförderung und Prävention“,
2010, sowie http://www.partizipative-qualitaetsent-
wicklung.de/partizipation.html (letzter Zugriff
29.11.2017).

14 Siehe Fn. 3.
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bereits jetzt Projektanträge für eine kas-
sengemeinsame LRV-Förderung einge-
reicht werden. Verbindliche Strukturen für
eine kassenübergreifende Förderung von
Projekten in Lebenswelten werden parallel
aufgebaut. So ist eine gemeinsame Stelle
geplant, die als Ansprechpartner für An-
tragssteller fungieren soll. Das Gesund-
heitsamt des Landkreises Marburg-Bie-
denkopf bereitet derzeit einen entsprech-
enden Förderantrag vor, mit dem ein psy-
choedukatives Angebot für geflüchtete
Frauen in Kombination mit einem psycho-
motorischen Angebot für Flüchtlingskinder
umgesetzt werden soll.

Neben dieser kassengemeinsamen För-
dermöglichkeit über die Landesrahmen-
vereinbarung ist eine Projektförderung in
nicht betrieblichen Lebenswelten (Set-
tings) durch die Ersatzkassen in Hessen
möglich. Die Beantragung für Hessen kann
über den vdek - Verband der Ersatzkassen
e.V. erfolgen.

Weiterer Unterstützungsbedarf

Aktuell sind die Fortschritte bei der Um-
setzung des Präventionsgesetzes in den
Landkreisen sehr unterschiedlich. Hier be-
steht der Wunsch, dass das Hessische
Ministerium für Soziales und Integration
(HMSI) als zuständiges Gesundheitsminis-
terium bei der Umsetzung des PrävG die
notwendigen Prozesse in den Kommunen
unterstützt. Die Federführung liegt aktuell
in erster Linie bei der GKV. Das HMSI
könnte sich an seiner guten Unterstützung
der Landkreise bei der Entwicklung von
Angeboten zur Verbesserung der medizi-
nischen und pflegerischen Versorgung
orientieren, welche auch im Landkreis Mar-
burg-Biedenkopf zu positiven Entwicklun-
gen geführt hat, bspw. in Form von regel-
mäßigen Netzwerkkonferenzen und einer
verbesserten sektorenübergreifenden Zu-
sammenarbeit der Akteure.

Die neben der GKV im PrävG genannten
Sozialversicherungsträger (gesetzliche
Rentenversicherung und Unfallversiche-
rung sowie die Pflegekassen) sind bisher
im Landkreis Marburg-Biedenkopf nicht
aktiv in Erscheinung getreten. Eine positive
Ausnahme ist die Unfallkasse Hessen, die
sich im Rahmen ihrer Mitwirkung im AK
Gesundheitsförderung in Schulen bei der
Förderung eines pädagogischen Modell-
vorhabens im Bereich Sport und Gesund-
heit einbringt.

Fördernde und hemmende
Erfahrungen

Fördernde…

Das PrävG hat eine hohe Motivation bei
Akteuren innerhalb und außerhalb der
Kreisverwaltung vor Ort ausgelöst, sich
an dem strukturierten Entwicklungspro-
zess für eine Präventionsstrategie zu betei-

ligen. Insbesondere die Zusammenarbeit
des Landkreises mit der Universitätsstadt
Marburg hat hiervon profitiert.

Als wesentlicher Faktor zum Gelingen wur-
de die Einrichtung einer gesundheitswis-
senschaftlichen Koordinierungsstelle im
Gesundheitsamt identifiziert. Dies gilt so-
wohl für die Kooperation mit der GKV als
auch für die interdisziplinäre und sektorale
Zusammenarbeit.

Der Präventionsplan „Gemeinsam für Ge-
sundheit und Lebensqualität“ hat dazu bei-
getragen, dass sich die fachbereichsüber-
greifende Zusammenarbeit verbessert hat.
Transparenz der Entscheidungsprozesse
und Abläufe ist für alle Akteure von zentra-
ler Bedeutung.

Mit der Förderung der Techniker Kranken-
kasse ist es uns möglich, ein Forschungs-
institut mit lokalen Bedarfsanalysen zu be-
auftragen und sofort konkrete gesund-
heitsfördernde Maßnahmen auf den Weg
zu bringen.

Die Einrichtung der drei lebensphasenspe-
zifischen Arbeitskreise „Gesund aufwach-
sen“, „Gesund bleiben –mitten im Leben“,
„Gesund altern“ wird durch hohe Teilneh-
merzahlen angenommen. Die Moderation
durch unterschiedliche Experten aus der
Verwaltung (u. a. aus dem Jugendamt und
dem KreisJobCenter) stärkt auch die ver-
waltungsinterne Zusammenarbeit.

Eine Anleitung und Schulung der Modera-
toren durch den Präventionskoordinator
erweist sich als notwendig.

Erste Erfahrungen mit den kommunalen
Gesundheitskonferenzen – je eine Präven-
tions- und Versorgungskonferenz im Jahr
2017 – sind durchweg positiv.

Hemmende…

Die sehr unterschiedliche Förderpraxis der
gesetzlichen Krankenkassen erschwert die
Antragsstellung. Die Förderschwerpunkte
der einzelnen gesetzlichen Krankenkassen
sind ebenso heterogen wie die Förderun-
terlagen. Die Chancenungleichheit zwi-
schen den Kommunen wird so verstärkt.

Die Entwicklung und Umsetzung eines in-
tegrierten Handlungskonzeptes in einem
Landkreis erfordert sehr viele Ressourcen
und wird von den gesetzlichen Kranken-
kassen nur vereinzelt in den Bundeslän-
dern umfassend gefördert. Das bundes-
weite Fördermodell „Gesunde Kommune“
der TK ist eine Ausnahme.

Für die Umsetzung von gesundheitsför-
dernden Maßnahmen sind die Kommunen
aufgrund der Förderlogik der Krankenkas-
sen gezwungen, sich Leistungserbringer
bzw. freie Träger zu suchen und zu beauf-
tragen. Dies erfordert einen erhöhten Koor-
dinierungsbedarf seitens der Kommune.

Darüber hinaus besteht die Gefahr, dass
Einzelaktivitäten von freien Trägern geför-
dert werden, welche entweder nicht in die
Gesamtstrategie der Kommune integriert
sind oder als Doppelstrukturen entstehen.
Es wäre wünschenswert, wenn die gesetz-
lichen Krankenkassen bei Förderanträgen
von freien Trägern nach vorhandenen kom-
munalen Präventionsstrategien fragen und
eine Einbindung in diese Strategie einfor-
dern.

Fazit

DasGesetz zur Stärkung der Gesundheits-
förderung und Prävention (Präventionsge-
setz – PrävG) im SGB V § 20 hat 2015 im
Landkreis Marburg-Biedenkopf eine Auf-
bruchstimmung hervorgerufen. Mit kom-
munalpolitischer Unterstützungwurde eine
kommunale integrierte Strategie (Präven-
tionsplan) entwickelt. Wesentliche Fakto-
ren, die zum Gelingen beitragen, sind aus
unserer Sicht das kommunale Steuerungs-
gremium und die Geschäftsstelle am Ge-
sundheitsamt.

Mit den gesetzlichen Krankenkassen wur-
den einzelne Aktivitäten gefördert. Hervor-
zuheben ist die Techniker Krankenkasse,
welche sich sehr umfangreich an der Ent-
wicklung undUmsetzung des Präventions-
plans beteiligt.

Die landespolitische Ebene ist nun aufge-
rufen, in Hessen die Rahmenbedingungen
für eine flächendeckende Umsetzung von
integrierten Handlungsstrategien in den
Landkreisen zu schaffen. Hilfen für die Ein-
richtung von Koordinierungsstellen in den
Gesundheitsämtern würde die Gesund-
heitsförderung undPrävention in denKom-
munen stärken.

Die GKVen haben sich untereinander noch
unzureichendabgestimmt:Einheitlicheund
transparente Förderanträge für kassen-
übergreifende Maßnahmen fehlen und
hemmen die Kooperation mit den Kommu-
nen. Die Zusammenarbeit mit den anderen
Sozialversicherungsträgern und den Land-
kreisen weist ebenfalls noch erhebliches
Entwicklungspotential auf. Die hessische
Landesrahmenvereinbarung sollte überar-
beitet werden und die Zusammenarbeit
zwischen den Sozialversicherungsträgern,
dem Land Hessen und den Kommunen
verbindlich regeln. &&

Rolf Reul, Fachdienst Prävention und
Beratung, Dr. med. Birgit Wollenberg,

Amtsärztin, Fachbereichsleitung
Gesundheitsamt, Landkreis Marburg-

Biedenkopf
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Vernetzt in der Gesundheitsregion
Grafschaft Bentheim

Von Michael Motzek,
Landkreis Grafschaft Bentheim

„Gesund aufwachsen und entwickeln“,
„gesund alt und gepflegt werden“ und
„medizinisch und menschlich gut ver-
sorgt“: Dies sind die Ziele des Land-
kreises Grafschaft Bentheim. Seit
2015 arbeitet der Landkreis im Rah-
men der Gesundheitsregion intensiv
an den Fragen, wie Gesundheitsförde-
rung in der Zukunft gestaltet werden
kann. Die ländlichen und überschau-
baren Strukturen der Grafschaft Bent-
heim sind von Vorteil, um Projekte ge-
bündelt, praxisgerecht und zeitnah
umsetzen zu können. Rund 140.000
Menschen leben im Landkreis Graf-
schaft Bentheim im Südwesten von
Niedersachsen in direkter Nachbar-
schaft zu den Niederlanden.

Gesundheitsregion sorgt für
Austausch unter den Akteuren

Niedersachsenweit steht die Grafschaft
Bentheim in puncto Vernetzung nach einer
Untersuchung auf dem 1. Platz. Das hat
eine Landesevaluierung ergeben. Ein wir-
kungsvolles Instrument zur Vernetzung
und gemeinsamen Entwicklung von Pro-
jekten ist dieGesundheitsregionGrafschaft
Bentheim. Seit Juli 2015 ist die Grafschaft
Bentheim offiziell als niedersächsische Ge-
sundheitsregion anerkannt und wird vom
Land finanziell gefördert. Angebunden ist
die Koordinierungsstelle an das Büro für
Gesundheitsförderung und Selbsthilfe im
Gesundheitsamt des Landkreises, wo-
durch eine enge Verknüpfung zu den Pro-
jekten des Gesundheitsamtes gewährleis-
tet ist.

Seit ihrem Start hat sich die Gesundheits-
region Grafschaft Bentheim in der Region
und darüber hinaus fest etabliert. Eine Her-
ausforderung war es, den Akteuren des
Gesundheitswesens, der Politik und Ver-
waltung des Landkreises sowie der Bevöl-
kerung die Hintergründe und Ziele des
Landesprojekts nahezubringen, um eine
breite Unterstützung zu schaffen. Dass
dies gelungen ist, wird bereits an der Struk-
tur und Organisation der Gesundheitsre-
gion Grafschaft Bentheim deutlich: So un-
terstützt Landrat Friedrich Kethorn als Vor-
sitzender der Gesundheitsregion das Vor-
haben. Die Gesundheitsregion wird von
den Akteuren im Gesundheitsbereich als
ein verlässlicher professioneller Netz-
werkkoordinator wahrgenommen. Nicht
nur aus diesem Grund hat der Kreistag
im Dezember 2017 einstimmig die Fort-
führung des Projekts bis zum Jahr 2020
befürwortet.

Starke Unterstützung durch Politik
und Verwaltung

Flankiert wird die Gesundheitsregion durch
eine hochrangig besetzte Steuerungs-
gruppe, die Themen setzt und Entschei-
dungen über etwaige Projektförderungen
trifft.WelchenStellenwertdieGesundheits-
region genießt, zeigt sich an der hochkarä-
tigen Besetzung der Steuerungsgruppe.
Die Steuerungsgruppe hat 26 Mitglieder
aus Politik und Verwaltung des Landkrei-
ses, Universität und Hochschule Osna-
brück sowie Schulen, Kliniken, Ärzteverein
und Ärztenetz, Krankenkassen, Kassen-
ärztliche Vereinigung, Behindertenbeirat
sowie aus den Bereichen Soziales und
Sport. Vielfachwirkendie regionalenExper-
ten auch aktiv in den Arbeitsgruppen mit.

Besonders hervorzuheben ist die Beteili-
gung der Bundestagsabgeordneten Dr.
Daniela De Ridder und Albert Stegemann.
Darüber hinaus engagierten sich der heu-
tige Finanzminister des Landes Nieder-
sachsen und Grafschafter Landtagsabge-
ordnete Reinhold Hilbers sowie der ehe-
malige Landtagsabgeordnete Gerd Will in
der Gesundheitsregion. Durch die vielfälti-
ge Zusammensetzung des Gremiums ist
ein hoher Vernetzungsgrad gewährleistet.
Darüber hinaus tragen die Mitglieder der
Steuerungsgruppe die Idee weiter in die
Öffentlichkeit und signalisieren nach außen
die Bedeutung der Aktivitäten in der Ge-
sundheitsregion. Dies führt unter anderem
dazu, dassweitere Interessierte zur aktiven
Mitarbeit in den Arbeitsgruppen motiviert
wurden.

Arbeitsgruppen: Gemeinsame
Entwicklung von Projekten

Mehr als 200 Personen bringen sich aktuell
in den Arbeitsgruppen „gesund aufwach-
sen und entwickeln“, „medizinisch und
menschlich gut versorgt“ und „gesund alt
und gepflegt werden“ sowie in weiteren
Projektgruppen aktiv ein. Um den Aus-
tausch zu fördern und neue Impulse zu
geben, bietet der Landkreis Vorträge im
Rahmen der Sitzungen an. Damit soll nicht
nur Wissen vermittelt werden. Ziel ist es
vielmehr, den Engagierten in der Gesund-
heitsregion eine Plattform zur Vorstellung
ihrer Arbeit zu geben und so neue Koope-
rationen zu forcieren sowie die Transpa-
renz zu fördern. Informative Fach-Vorträge
gab es beispielsweise zur Versorgung älte-
rer Menschen in der Klinik, zum Projekt

„Mobile Retter“, zu den Leistungen des
Pflegestärkungsgesetzes sowie zur haus-
ärztlichen Versorgung in der Grafschaft.

ACTiv für psychische Gesundheit
von Schülern

Oberste Priorität in den Arbeits- und Pro-
jektgruppen hat jedoch die Entwicklung
bedarfsgerechter Projekte. Von Vorteil ist
dabei die interdisziplinäre Zusammenset-
zung der Gruppen. In der Arbeitsgruppe
„gesund aufwachsen und entwickeln“
beteiligen sich neben Ärzten und Psycho-
therapeuten, Vertretern von Schulen und
Drogenberatung auch Fachkräfte aus dem
Bereich Sport und Ernährung.

Ein Ergebnis ihrer Arbeit ist das Präven-
tions-Projekt „ACTiv in der Grafschaft
Bentheim: Ein präventives Multiplikatoren-
projekt zur Förderung der psychischen
Flexibilität und Gesundheit auf Basis der
Akzeptanz- und Commitmenttherapie
(ACT)“. Das Land Niedersachsen fördert
das zweijährige Multiplikatoren-Projekt mit
einer Summe von 95.400 €. Ziel von „AC-
Tiv“ ist die Förderung von Resilienz und
Selbstwirksamkeit bei Jugendlichen. Es ist
ein Kooperationsprojekt zwischen den
Berufsbildenden Schulen Gesundheit und
Soziales (BBSGS), der Klinik für Psychiatrie
und Psychotherapie an der EUREGIO-Kli-
nik und weiteren Gesundheits- und Hilfe-
einrichtungen des Landkreises Grafschaft
Bentheim. Das Vorhaben ist als Multiplika-
toren-Projekt entwickelt worden. Fachlich
und inhaltlich wird das Präventions-Projekt
durch einen Psychologen (ACT-Trainer)
umgesetzt und von der Universität Osna-
brück wissenschaftlich begleitet.

Aus den Arbeitsgruppen heraus wurden
weitere Projekte entwickelt, u. a. zur Stär-
kung der Gesundheitsförderung an Schu-
len, zur interkulturellen Orientierung in der
Gesundheitsregion sowie zur Vorsorgepla-
nung älterer Menschen. Hierbei hat die
Gesundheitsregion in Zusammenarbeit
mit dem Senioren- und Pflegestützpunkt
eine Notfallmappe für Bürger entwickelt.

Darüber hinauswurde ein Ernährungsweg-
weiser für Familien in Zusammenarbeit mit
regionalen Fachstellen herausgegeben.
Die Familien Service Büros des Landkrei-
ses sind in das Projekt eingebunden, um
eine flächendeckende Verteilung zu ge-
währleisten. Der kostenlose Wegweiser
wird direkt bei der Geburt eines Kindes
an die Familien herausgegeben. Ziel des
Ernährungswegweisers ist es, von Anfang
an gesundheitsbewusste Ernährung zu för-
dern und den Kontakt zu Beratungs- und
Hilfseinrichtungen zu ermöglichen.
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Enge Zusammenarbeit mit
Kooperationspartnern

Ob für Kinder oder ältere Menschen: Die
Gesundheitsregion Grafschaft Bentheim
engagiert sich stark in der Prävention und
arbeitet eng mit Kooperationspartnern zu-
sammen. So wurden Projekte wie „Jolin-
chenKids“ und drei Multiplikatorenschulun-
gen für Seniorenbegleiter zur Sturzpräven-
tion in Kooperation mit der AOK sowie die
Multiplikatorenschulung „Ernährung und
Bewegung für Senioren“ in Kooperation
mit der bagso (Bundesarbeitsgemeinschaft
der Seniorenorganisationen) durchgeführt.

Die Gesundheitsregion beteiligte sich zu-
dem an Veranstaltungen zur psychischen
Gesundheit bei Kindern und zur Ernährung
von Sportlern. 2018 soll das Projekt „Ge-
sundheits- und Sozialwegweiser“ umge-
setzt werden. Auf der Internetplattform
werden regionale Hilfsangebote, gemäß
den Schwerpunkten der Gesundheitsre-
gion, übersichtlich dargestellt. Mit diesem
Projekt kommt die Gesundheitsregion dem
vielfach von Arbeitsgruppenteilnehmern
geäußerten Bedarf nach einer gebündelten
Übersicht aller in der Grafschaft vorhande-
nen Einrichtungen im Bereich Gesundheit
und Soziales nach.

Charakteristisch für den Landkreis ist seine
außergewöhnliche lebendige Selbsthilfe-
landschaft. Mit ihren Aktiven ist die Selbst-
hilfe stark in die Gesundheitsregion Graf-
schaft Bentheim eingebunden. So werden
die Aktivitäten durch über 100 Selbsthilfe-
gruppen mit mehr als 3.000 Aktiven flan-
kiert, die sich – auch vor dem Hintergrund
bestimmter Krankheitsbilder – mit Präven-
tionsfragen beschäftigen. Ihre Teilnahme,
u. a. in der Arbeitsgruppe „Medizinisch und
menschlich gut versorgt“, ermöglicht einen
neuenBlickwinkel, der denVorhabendirekt
zugutekommt.

Synergien werden sinnvoll genutzt: Nicht
zuletzt aufgrund thematischer Überschnei-
dungen arbeitet die Gesundheitsregion
eng mit dem Verein Gesundheitsregion
EUREGIO e.V. zusammen, der auch in
der Steuerungsgruppe vertreten ist. In
dem vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) geförderten Pro-
jekt „Dorfgemeinschaft 2.0“ wird bis zum
Jahr 2020 in der Region Grafschaft Bent-
heim/Südliches Emsland modellhaft ein
gesundheitsbezogenes Versorgungskon-
zept entwickelt. Koordiniert wird das Pro-
jekt von der Gesundheitsregion EUREGIO
e.V. Das Projekt sieht neben einem virtuel-
len Dorfmarktplatz (Internet-Cloud), auf
dem Produkte des täglichen Bedarfs er-
hältlich sind, ein multiprofessionelles Kon-
zept für die häusliche Pflege, ein techno-
logiegestütztes bedarfsgerechtes Mobili-
tätskonzept (z. B. Apps zur Planung von
Fahrgemeinschaften und Begleitservice)
sowie eine mobile telemedizinische Ge-
sundheitsversorgung vor.

Maßnahmen zur zukünftigen Sicher-
stellung der ärztlichen Versorgung

Das besondere Augenmerk des Landkrei-
ses und seiner Kooperationspartner gilt
auch der (haus-)ärztlichen Versorgung im
Hinblick auf den demografischen Wandel.
Im Landkreis Grafschaft Bentheim sind
2013 bereits erste Maßnahmen, um den
erwarteten Mangel an Nachwuchsmedizi-
nern abzufedern, auf den Weg gebracht
worden. So vergibt der Landkreis u. a.
Stipendien an Studierende der Medizin,
verbunden mit der Verpflichtung, für einen
festgelegten Zeitraum in der Grafschaft
ärztlich tätig zu werden. Seit Juli dieses
Jahres fördert der Landkreis noch stärker
als bisher die Gewinnung und Bindung von
angehenden Allgemeinmedizinern. Die
Förderung des Landkreises wurde in Ab-
stimmung mit dem Grafschafter Ärztenetz,
dem Ärzteverein Grafschaft Bentheim und
der EUREGIO-Klinik auf den Weg ge-
bracht. Die einvernehmliche Kooperation
auf dem Feld der Ärztegewinnung ist ein
Ergebnis der Zusammenarbeit in der Ge-
sundheitsregion.

Nach den jetzigen Förderbedingungen
können Studierende, die ihr Praktisches
Jahr in der EUREGIO-Klinik absolvieren
möchten, maximal ein Jahr lang mit mo-
natlich 400 € gefördert werden. Mit 500 €

werden Studierende der Humanmedizin,
die eine Famulatur bzw. ein Blockprakti-
kum in einer Praxis für Allgemeinmedizin in
der Grafschaft absolvieren wollen, geför-
dert. Unterstützt wird zudem die Weiter-
bildung zum Allgemeinmediziner: Die För-
derhöhe beträgt monatlich 500 € und ist
auf maximal 24 Monate begrenzt. Für die
Umsetzung der Maßnahmen stellt der
Landkreis für 2018 ca. 100.000 € zur Ver-
fügung. Aufgrund der hervorragenden
Nachfrage und der guten Zusammenarbeit
mit der Klinik und der Ärzteschaft wird
derzeit über weitere Unterstützungsmaß-
nahmen nachgedacht.

Gesundheitskonferenzen als ergeb-
nisreiche Vernetzungsplattformen

Bei den Gesundheitskonferenzen zeigt
sich die Gesundheitsregion als Plattform
für regionale und überregionale Ver-
netzung, für das Setzen von thematischen
Schwerpunkten und als Motor zur Ent-
wicklung und Umsetzung bedarfsgerech-
ter Projekte. Mit durchschnittlich rund 200
Besuchern finden die Gesundheitskonfe-
renzen großen Anklang nicht nur bei dem
Fachpublikum, sondern auch bei interes-
sierten Bürgern. Auf dem „Markt der Mög-
lichkeiten“, der am Rande der Gesund-
heitskonferenzen stattfindet, werden viele
Kontakte geknüpft, die vielfach der Beginn
weiterer Kooperationen sind.

Unter großer Beteiligung der Bevölkerung
wurde im November 2015 die 1. Gesund-
heitskonferenz in den Berufsbildenden

Schulen Gesundheit und Soziales in Nord-
horn veranstaltet. Sie widmete sich der
Zukunft der gesundheitlichen Versorgung
im ländlichen Raum und stellte Analysen
und Empfehlungen des Sachverständi-
genrats zur Begutachtung der Entwicklung
imGesundheitswesen vor. Gleichzeitig war
die Gesundheitskonferenz der Auftakt zur
Bildung von Arbeitsgruppen: Die Teilneh-
mer diskutierten ihre Ideen in den drei
offenen Arbeitsgruppen und gaben so
den Anschub für weitere Vorhaben.

DasThemaPräventionbildetedenSchwer-
punkt der 2. Gesundheitskonferenz: Sie
fand 2016 im neu errichteten Grafschafter
Sportpark statt. Der Fokus wurde auf die
gesundheitsfördernden Faktoren in Familie
undGesellschaft gelegt. An der 3. Gesund-
heitskonferenz im August 2017 im Kloster
Frenswegen in Nordhorn nahm die dama-
lige niedersächsische SozialministerinCor-
nelia Rundt teil, die sich sehr beeindruckt
von den vielfältigen Aktivitäten in der Graf-
schaft Bentheim zeigte. Themen waren die
„Ärztliche Versorgung auf dem Land“, „E-
Health“ sowie das Projekt „Dorfgemein-
schaft 2.0“. Die Ministerin tauschte sich
anschließend in einer Podiumsdiskussion
mit Landrat Friedrich Kethorn und Vertre-
tern der Ärzteschaft und der AOK aus. Sie
gaben den rund 150 Besuchern wertvolle
Impulse für die Gestaltung der medizini-
schen Versorgung in der Zukunft.

Die 4. Gesundheitskonferenz wird sich im
September d.J. dem Thema „Pflege“ wid-
men und die Entwicklung im Bereich pfle-
gerische Versorgung, u. a. die berufliche
Situation von Pflegekräften, näher be-
leuchten. Auch hier strebt die Gesund-
heitsregion eine enge Zusammenarbeit
mit den Pflegeeinrichtungen in der Graf-
schaft an.

Zukunftsfähige Netzwerkarbeit

Mit der Gesundheitsregion wurde eine zu-
kunftsfähige Netzwerk-Struktur geschaf-
fen. Obwohl die Vernetzung in der Graf-
schaft Bentheim bereits stark ausgeprägt
war, erhielt sie im Zuge der professionellen
Koordinierung durch den Landkreis eine
neue Qualität. In der Gesundheitsregion,
die von allen Beteiligten, von der Politik über
die Gesundheitseinrichtungen bis zu den
Nutzern getragen wird, liegt die Chance,
die Herausforderungen der Zukunft Hand
in Hand zu bewältigen. Die Gesundheits-
region entfaltet ihre Wirkung nicht zuletzt
durch das große Engagement und die inno-
vativen IdeenderMenschen, die in derGraf-
schaft Bentheim leben und arbeiten. &&

Michael Motzek, Fachbereichsleitung
Soziales und Gesundheit, Landkreis

Grafschaft Bentheim
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Leitstelle Gesundheitsregionenplus in Bayern

Von Till Beiwinkel, Malte Bödeker und
Prof. Dr. Alfons Hollederer, Nürnberg

Einleitung

Den wohnortnahen Zugang zur medizini-
schen Versorgung auch in Zukunft zu er-
halten und gesundheitsförderliche Verhält-
nisse zu schaffen, wird zunehmend zu ei-
nem Handlungsfeld auf kommunaler Ebe-
ne. Ausgehend von der hohen Komplexität
im Gesundheitswesen, der demografi-
schen Entwicklung sowie den regionalen
Unterschieden in den historisch gewach-
senen Strukturen der Gesundheitsversor-
gung und Prävention, gewinnt dabei insbe-
sondere die Zusammenarbeit zwischen po-
litischen Ressorts, Leistungserbringern,
Sozialversicherungsträgern und Gesund-
heitsakteuren stark an Bedeutung. Zielge-
richtete sektorenübergreifende Zusam-
menarbeit erfordert auch vor Ort geeignete
Kommunikations- und Koordinationsstruk-
turen.DadieStrukturen inderGesundheits-
versorgung und -förderung regional sehr
unterschiedlich sind, ist es vorteilhaft, re-
gionalspezifische Lösungen zu entwickeln.

Vor diesem Hintergrund stellt die Etablie-
rung regionaler, durch Kommunen mode-
rierterGesundheitsnetzwerkeeinenvielver-
sprechenden Lösungsansatz dar. Um re-
gional größere Verantwortung für die Pla-
nung und Gestaltung des Gesundheitswe-
sens wahrzunehmen, sind auf Initiative der
Länder in den vergangenen Jahren eine
Reihe solcher Ansätze initiiert worden,
wie etwa „Gesundheitskonferenzen“ und
„Runde Tische“.1 Die jüngste Entwicklung
auf diesemGebiet stellen die Gesundheits-
regionenplus in Bayern dar, deren Entwick-
lung im vorliegenden Beitrag dargestellt
wird. Sie bieten mögliche Anknüpfungs-
punkte für die Weiterentwicklung der Ge-
sundheitsversorgung sowie die Gesund-
heitsförderung auf Landkreisebene.

Die Gesundheitsregionenplus

in Bayern

Das Förderprogramm Gesundheitsregio-
nenplus des Bayerischen Staatsministe-
riums für Gesundheit und Pflege (StMGP)
unterstützt Landkreise und kreisfreie Städ-
te über einen Zeitraum von fünf Jahren mit
bis zu 50.000 € pro Jahr, regionale Ge-
sundheitsnetzwerke aufzubauen, weiter-
zuentwickeln und zu verstetigen. Dabei soll
die räumliche Ausdehnung einer Gesund-
heitsregionplus nicht kleiner als ein Land-
kreis oder eine kreisfreie Stadt sein. Wün-
schenswert ist der Zusammenschluss
mehrerer Kreise, insbesondere von kreis-
freien Städten mit umliegenden Landkrei-
sen, um Versorgungsfragen besser bear-
beiten zu können. Neben der finanziellen
Förderung zur Einrichtung regionaler Ge-
schäftsstellen wird der Auf- und Ausbau
der Gesundheitsregionenplus in Bayern

durch eine Fachliche Leitstelle im Bayeri-
schen Landesamt für Gesundheit und Le-
bensmittelsicherheit (LGL) unterstützt. Das
LGL stellt Empfehlungen für die praktische
Umsetzung von Gesundheitsregionenplus

bereit.2

Die wesentlichen strukturellen Elemente
der Gesundheitsregionenplus sind in einem
Fachkonzept festgehalten3 und umfassen
ein „Gesundheitsforum“ zur strategischen
Planung, Arbeitsgruppen zurGesundheits-
versorgung, Prävention/Gesundheitsför-
derung sowie zu weiteren (optionalen)
Handlungsfeldern und Geschäftsstellen
zur Organisation und Koordination inner-
halb der Gremien. In denGesundheitsforen
wirken die Akteure aus dem Gesundheits-
wesen und der Kommunalpolitik gemein-
sam unter Vorsitz des Landrats bzw. des
Oberbürgermeisters darauf hin, den Ge-
sundheitszustand der Bevölkerung – auch
im Hinblick auf die gesundheitliche Chan-
cengleichheit – zu verbessern und die ge-
sundheitsbezogene Lebensqualität zu er-
höhen. Zu den maßgeblichen Akteuren
zählen neben dem Landrat bzw. Oberbür-
germeister die Vorsitzenden der ärztlichen
Kreisverbände, örtliche Vertreter der Kas-
senärztlichen Vereinigung, Vertreter der
Krankenhäuser und Krankenkassen, Ver-
treter des Gesundheitsamtes sowie Pa-
tientenvertreter.WeitereMitglieder desGe-
sundheitsforums und der Arbeitsgruppen
können anhand der regionalen Ausgangs-
situation bestimmt und hinzugezogen wer-
den.

Themen und Handlungsfelder

Primär widmen sich die Gesundheitsregio-
nenplus den beiden Handlungsfeldern Ge-
sundheitsförderung/Prävention und Ge-
sundheitsversorgung. Für die themenbezo-
gene Bearbeitung regionaler Problemlagen
werden Arbeitsgruppen in diesen Hand-
lungsfeldern eingesetzt, denen die für den
jeweiligen Themenbereich zuständigen Ak-
teure und Experten angehören. Die in den
Arbeitsgruppen diskutierten Probleme und
Lösungsvorschläge werden wiederum in
das Gesundheitsforum eingebracht. Zu
den priorisierten Themen im Handlungsfeld
Gesundheitsförderung/Prävention zählen
etwa gesunde Ernährung, Bewegungsför-
derung, Suchtvorbeugung, Kinder- und Ju-
gendgesundheit, Männer- und Frauenge-
sundheit, gesunde Lebenswelten in allen
Lebensphasen und gesundheitliche Chan-
cengleichheit. Im Handlungsfeld Gesund-
heitsversorgung sind bspw. die lokale Kran-

kenversorgung in Kuration, Rehabilitation
und Pflege, die Zusammenarbeit zwischen
ambulantem und stationärem Sektor, die
Palliativ- und Hospizversorgung und die
Qualitätsentwicklung in der Versorgung
als thematische Schwerpunkte zu nennen.
Bei Bedarf können weitere regionalspezifi-
scheHandlungsfelder bzw. Arbeitsgruppen
eingerichtet werden. Letztendlich ist die
Auswahl der Themen anhand der regiona-
lenSituationzu treffen.Dafürwirdeine lokale
Bedarfsanalyse zur Themenpriorisierung
durchgeführt.

Bisherige Entwicklung

In den Landkreisen und kreisfreien Städten
in Bayern stößt das Förderprogramm Ge-
sundheitsregionenplus auf anhaltend gro-
ßes Interesse. Seit dem Jahr 2015 wurden
bayernweit 39 Gesundheitsregionenplus

etabliert (siehe Abb.), somit erreicht das
Förderprogramm aktuell 49 der 96 Land-
kreise bzw. kreisfreien Städte in Bayern.
Dies entspricht einer Abdeckungsquote
von gut der Hälfte. Erste Erkenntnisse zur
regionalen Umsetzung des Konzepts zei-
gen eine zügige Implementierung und eine
hohe Mitwirkungsbereitschaft der Akteure
auf.4 Die Geschäftsstellen wurden in kurzer
Zeit bei der kommunalen Selbstverwaltung
errichtet und konnten überwiegend im Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst angesiedelt
werden. Über die Regionen hinwegwurden
insgesamt 99 Arbeitsgruppen und 60 Un-
terarbeitsgruppen eingerichtet, dies ent-
spricht durchschnittlich 4,1 Arbeitsgrup-
pen pro Region. Der weitere Ausbau des
Programms bis zum Jahr 2021 ist mit
weiteren Gesundheitsregionenplus geplant.
Eine bayernweite Flächendeckung wird
angestrebt.

Prävention und Gesundheits-
förderung

Im Bereich der Prävention und Gesund-
heitsförderung werden Maßnahmen, wel-
che die Lebenswelten der Menschen be-
rücksichtigen, als besonders Erfolg ver-
sprechend angesehen. Dazu zählen insbe-

1 Hollederer, A., „Gesundheitskonferenzen in
Deutschland: ein Überblick“, 2015, Gesundheitswe-
sen 77(03), 161-167.

2 LGL, Gesundheitsregionenplus – Leitfaden – Emp-
fehlungen für die praktische Umsetzung von Ge-
sundheitsregionenplus. Bayerisches Landesamt für
Gesundheit & Lebensmittelsicherheit, 2015, http://
www.lgl.bayern.de/downloads/gesundheit/gesund-
heitsversorgung/doc/leitfaden_gesundheitsregio-
nenplus.pdf.

3 StMGP, Konzept Gesundheitsregionenplus, Broschü-
re, Stand 9.3.2016, Bayerisches Staatsministerium
für Gesundheit und Pflege, München, https://www.
stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2016/04/
konzept_gesundheitsregionen_plus_2016.pdf.

4 Bödeker, M., Deiters, T., et al., „Gesundheitsregio-
nenplus in Bayern – Erste Ergebnisse nach der Im-
plementierungsphase“, 2016, Gesundheitswesen
78(08/09), A131.
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sondere Settings wie etwaWohnort, Schu-
le oder Arbeitsplatz. Um dieses Prinzip von
Prävention regional und nachhaltig umzu-
setzen, wurde zum Beispiel in der Gesund-
heitsregionplus Cham das Projekt Gesund-
heitsbotschafter ins Leben gerufen. Ein
Gesundheitsbotschafter ist ein Präven-
tions-Multiplikator vor Ort, welcher ge-
sundheitsbezogene Inhalte im Nahbereich
persönlicher Kommunikation vermittelt, et-
wa zu den Themen Sport und Bewegung,
Früherkennung und Vorsorge, Impfungen,
oder zur Inanspruchnahme von Gesund-
heitsdienstleistungen. Somit wirken Ge-
sundheitsbotschafter darauf hin, das Prin-
zip von Prävention und seine praktische
Ausgestaltung ohne Zugangshindernisse
in der gesamten Breite der Bevölkerung
zu verankern. Im Landkreis Cham wurden
seit Projektbeginn insgesamt 13 Gesund-
heitsbotschafter fachlich geschult und auf
ihren Einsatz in der jeweiligen Kommune
vorbereitet. Die Schulung mit einem zeit-
lichen Umfang von 150 Unterrichtseinhei-
ten wird mit der Bezeichnung „Gesund-
heitsbotschafter/in der Gesundheitsre-
gionPlus Landkreis Cham“ abgeschlos-
sen. Die ehrenamtlich tätigen Gesund-
heitsbotschafter haben ihre Tätigkeit in
den jeweiligen Gemeinden aufgenommen,
im weiteren Projektverlauf sollen im ge-
samten LandkreisGesundheitsbotschafter
etabliert werden.

Ärztliche Versorgung

Nachwuchsmediziner zu gewinnen und an
die Region zu binden, stellt gerade in Flä-
chenlandkreisen eine wachsende Heraus-
forderung dar. Der anstehende Genera-
tionswechsel bei Ärzten, geänderte beruf-
liche Präferenzen in der Ärzteschaft sowie
neue Arbeitsformen (z. B. Trend zur An-
stellung) führen dazu, dass die erfolgreiche
Neubesetzung freiwerdender Kassensitze
zukünftig vermehrter Anstrengungen be-
darf. Um dieser Herausforderung zu be-
gegnen, wurde zum Beispiel in der Ge-
sundheitsregionplus Stadt und Landkreis
Coburg eine Reihe Erfolg versprechender
Maßnahmen umgesetzt.5 So wurde etwa
eine Imagekampagne zur hausärztlichen
Versorgung gestartet, um die Gewinnung
von hausärztlichem Nachwuchs zu unter-
stützen und die Region als attraktiven
Niederlassungsstandort zu präsentieren.
Zur Nachwuchsakquirierung und -ausbil-
dung wurde ein Weiterbildungsverbund für
Allgemeinmedizin am Klinikum Coburg ge-
gründet. Aus dem Verbund haben sich
inzwischen drei Hausärzte in der Region
Coburg niedergelassen und 14 Ärzte wer-
den derzeit als Hausärzte ausgebildet.

Pflegerische Versorgung

Vor dem Hintergrund einer alternden Ge-
sellschaft wird mit einer anhaltenden Zu-
nahme der Pflegebedürftigen und einem

damit einhergehenden hohen Bedarf an
Pflegekräften in Deutschland gerechnet.
Schon heute ist in vielen Gebieten ein
Fachkräftemangel zu konstatieren. Zum
Beispiel stellte eine regionale Befragung
der Gesundheitsregionplus Altmühlfranken
im Landkreis Weißenburg Gunzenhausen
einen Mangel an regionalen Fortbildungs-
angeboten, das Fehlen einer Interes-
senvertretung in der Region und den
Wunsch nach Weiterentwicklung der Pfle-
gequalität vor Ort fest. Aus diesem Grund
wurde das Projekt Pflegeforum Altmühlf-
ranken initiiert. Ziel ist es, mit regelmäßigen
anbieterübergreifenden Veranstaltungen
zu aktuellen Pflegethemen auf einen ver-
besserten fachlichen Austausch und die
Weiterentwicklung der Pflegequalität hin-
zuwirken. Bisher wurden im halbjährlichen
Turnus sechs gut besuchte Pflegeforen
durchgeführt. Ergänzend wurden Work-
shops zur Fortbildung beruflich Pflegender
und Informationsveranstaltungen zur Pfle-
geberatung für pflegende Angehörige an-
geboten. Insgesamt wurde die Schaffung
des Pflegforums als Kompetenzzentrum
für alle Beteiligten am Pflegeprozess auf
Landkreisebene als gewinnbringend ange-
sehen und soll, auch aufgrund des im Ver-
hältnis geringen Sachkostenaufwands mit
großer regionaler Wirkung, fortgeführt wer-
den.

Fazit

Regionale Gesundheitsnetzwerke wie die
Gesundheitsregionenplus stellen einen viel-
versprechenden Ansatz dar, den regional-
spezifischen Herausforderungen im Ge-
sundheitswesen, insbesondere in den
Landkreisen auch zukünftig zu begegnen.
Sie schaffen Strukturen, um als Kreis oder
im Verbund mit benachbarten Kreisen grö-
ßere Verantwortung für die Planung und
Gestaltung der regionalen Gesundheitsver-
sorgungund -vorsorgewahrzunehmen.Die
bisherigen Erfahrungen in den Gesund-
heitsregionenplus in Bayern zeigen, dass
regionale Netzwerkstrukturen in kurzer Zeit
implementiert werden können, auf eine ho-
he Mitwirkungsbereitschaft unter den Ak-
teuren stoßen und die Regionen in die Lage
versetzen, nachhaltige Projekte für die Ge-
sundheit der Bevölkerung zu initiieren. &&

Till Beiwinkel, Malte Bödecker und
Prof. Dr. Alfons Hollederer, Fachliche
Leitstelle Gesundheitsregionenplus,

Bayerisches Landesamt für Gesundheit
und Lebensmittelsicherheit, Nürnberg

5 Bödeker, M., Deiters, T., et al., „Gesundheitsregio-
nenplus: Standortattraktivität für die ärztliche Versor-
gung am Beispiel Stadt und Landkreis Coburg“, Der
Bayerische Bürgermeister 2/2017, 50-52.
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Gesundheitsfördernde Rahmenbedingungen
vor Ort verbessern

Von Franziska Solger-Heinz,
Landkreis Passau

Der Landkreis Passau wurde im Jahr
2012 als erste Region Niederbayerns
als Gesundheitsregion ausgezeichnet.
2013 bis 2015 folgte die Teilnahme am
Modellprojekt „Gesunder Landkreis,
Runde Tische zur Regionalen Gesund-
heitsförderung“. Dabei wurden vier
„Gesunde Gemeinden“ aufgebaut und
begleitet. 2015 erhielt der Landkreis
Passau dann die Auszeichnung als Ge-
sundheitsregionplus Passauer Land.

Zu Beginn des Projekts Gesundheitsregio-
nenplus wurde eine Geschäftsstelle einge-
richtet, die seitdem elf Gremien und Netz-
werke initiiert hat, die sie nun fachlich be-
gleitet. Dazu zählen im Rahmen des Pro-
jekts Gesundheitsregionenplus verpflichten-
de Gremien wie die Arbeitsgruppe
medizinische Versorgung und die Arbeits-
gruppe Gesundheitsförderung und Prä-
vention sowie das Regionale Gesundheits-
forum mit derzeit 45 Mitgliedsinstitutionen,
Organisationen, Verbänden und Vereinen
als Steuerungsgremium für die Region.

Des Weiteren haben sich themen- und
projektspezifische Netzwerke gegründet.
So z. B. das Netzwerk „Ernährung“ und
das Netzwerk der „Gesunden Gemein-
den“. Das Konzept der „Gesunden Ge-
meinden“wurde ab 2015weiter ausgebaut
und verstetigt. Im Landkreis Passau gibt es
derzeit neun „Gesunde Gemeinden“, die
sich auf einen gemeinsamen Standard ver-
ständigt haben, um nachhaltige Strukturen
aufzubauen. Dazu zählen feste Ansprech-
partner der Verwaltung sowie die Ernen-
nung von Gesundheitsbeauftragten, die
sich vor Ort um die Netzwerkpflege küm-
mern. Seit 2013 konnten in den „Gesunden
Gemeinden“ 40 Projekte umgesetzt wer-
den. Bürger treffen sich regelmäßig zum
Runden Tisch, um Maßnahmen und Pro-
jekte zu entwickeln, die das Bewusstsein
der Bevölkerung für Gesundheit und das
Gesundheitsverhalten stärken, aber vor
allem gesundheitsfördernde Rahmenbe-
dingungen vor Ort verbessern sollen. Dazu
gehört zum Beispiel die Einrichtung eines
„Regionalen Regals“ im örtlichen Super-
markt, der Bau von Bewegungsparcours,
die Fortbildung von pädagogischen Fach-
kräften, Gesundheitstage, Informations-
veranstaltungen zu medizinischen The-
men, Fahrten in umliegende Hofläden, ge-
meinsame Spaziergänge, die Öffentlich-
keitsarbeit und andere Aktivitäten.

Der Landkreis hat es sich dabei zum Ziel
gesetzt, Vorhandenes auf Landkreisebene
sichtbar zu machen, die intersektorale Ver-
netzung zu fördern und sodiemedizinische
Versorgung sowie die Gesundheitsförde-

rung und Prävention zu stärken. Der Land-
kreis unterstützt dabei die „Gesunden Ge-
meinden“, die vor Ort dieselben Ziele ver-
folgen. So sind auf Landkreisebene 29
Projekte entstanden, die auch in den „Ge-
sunden Gemeinden“ umgesetzt werden
können.

Der Landkreis Passau hat eine Fläche von
1.530,29 km2 und knapp 190.000 Einwoh-
ner. Den altersmäßig größten Anteil an der
Bevölkerung stellen die 40 bis 65- Jährigen
mit 38,3%. 24,5%sind zwischen 18 und40
Jahre alt, 20,5% sind über 60 Jahre und
16,6% sind unter 18 Jahre alt.

Aufgrund dieser Altersstruktur hat sich das
regionale Gesundheitsforum auf die im
bayerischen Präventionsplan genannten
Lebensphasen „Gesund aufwachsen“ und
„Gesund älter werden“ festgelegt. Gerade
die Angebote und Maßnahmen im Kindes-
und Jugendalter waren zu Beginn der För-
derperiode sehr zahlreich, ebensodieNetz-
werke. Durch die Runden Tische in den
„Gesunden Gemeinden“ wurde deutlich,
dass die Bevölkerung ab 45 Jahre eine
wichtige Zielgruppe für die Gesundheitsför-
derung und Prävention, aber natürlich auch
imHandlungsfeldmedizinische Versorgung
und Pflege darstellt. Für die Bevölkerung in
dieser Altersstruktur war aber zuBeginnder
Förderphase noch wenig vorgesehen. Vor-
handene Angebote für Senioren zu sichten
und die Informationen übersichtlich zu bün-
deln sowie die zahlreichen Akteure zu ver-
netzen, war daher ein erster Schritt. So
wurde 2017 das Netzwerk „Gesund älter
werden“ gegründet, umdas Jahresschwer-
punktthema des Bayerischen Staatsminis-
teriums für Gesundheit und Pflege (StMGP)
umzusetzen, aber vor allem die intersekto-
rale Zusammenarbeit auf kommunaler Ebe-
ne in den Handlungsfeldern Gesundheits-
förderung, Prävention und medizinische
Versorgung zu fördern. Dabei entstanden
ein Demenzwegweiser und eine Übersicht
der Entlastungsangebote für pflegende
Angehörige. Mit der Auszeichnung zur Ge-
sundheitsregionplus Passauer Land konnten
auch die Handlungsfelder Gesundheit, Prä-
vention und Versorgung sowie soziale Teil-
habe im Alter des seniorenpolitischen Ge-
samtkonzepts für den Landkreis Passau in
die gesundheitspolitische Strategie mitein-
bezogen und bei der Geschäftsstelle ver-
ortet werden.

Der Landkreis Passau beteiligt sich zum
Beispiel an der Studie GeWinn der Hoch-

schule Coburg, die die Gesundheitskom-
petenz und die soziale Teilhabe von Senio-
ren untersucht. Dabei beteiligen sich auch
einige der „Gesunden Gemeinden“.

Die Umsetzung des Projekts Gesundheits-
regionplus stellt für den Landkreis Passau
auch eine Herausforderung dar. Beson-
ders in den Feldern, in denen sich viele
unterschiedliche Akteure engagieren, fun-
giert der Landkreis als verbindendes Ele-
ment zwischen den Partnern. Es ist ein
ständiger Prozess, als objektiver und nicht-
kommerzieller Vermittler und Koordinator
tätig zu sein.

Der Landkreis Passau verfolgt die evidenz-
basierte und qualitätsgesicherte Umset-
zung sowie das Ziel der Nachhaltigkeit.
Ein gründlicher Strukturaufbau benötigt
Zeit, Geduld und transparente Kommuni-
kation auf allen Ebenen.

Das regionale Gesundheitsforum hat sich
daher auf gemeinsame Qualitätskriterien
verständigt, die bei der Entwicklung und
Umsetzung von Projekten Berücksichti-
gung finden sollen. Die Beteiligung der
Bürger und Zielgruppen spielt dabei eine
wichtigeRolle. Neben Fachkräften nehmen
auch stets Betroffene und Angehörige von
Zielgruppen an projektbezogenen Arbeits-
kreisen teil. So soll sichergestellt werden,
dass passgenaue Angebote entwickelt
werden und der Zugang zu diesen erleich-
tert wird. Dabei haben die Gremien vor
allem die Menschen im Blick, die gesund-
heitlich benachteiligt sind. Als Zeichen die-
ser Selbstverpflichtung trat der Landkreis
Passau als Gesundheitsregionplus Pas-
sauer Land 2015 demPartnerprozess „Ge-
sundheit für Alle“ des Kooperationsver-
bunds für gesundheitliche Chancengleich-
heit bei. Entstanden ist eine Informations-
mappe „Gesundheit für Helfende“ und die
Initiierung des Projekts „MiMi- mit Migran-
ten für Migranten“, bei dem Multiplikatoren
zu Gesundheitsthemen ausgebildet wer-
den und dann in ihrer Muttersprache infor-
mieren.

Der Landkreis Passau als Gesundheitsre-
gionplus und seine Partner werden sich
auch in Zukunft dafür einsetzen, die in einer
gemeinsamen Leitlinie entwickelten Stra-
tegien umzusetzen, um so Gesundheit auf
allen Ebenen zu berücksichtigen.

Weitere Informationen stehen auf der In-
ternetseite: www.gesundheitsregion-pas-
sauer-land.de zur Verfügung. &&

Franziska Solger-Heinz, Geschäftsstelle
Gesundheitsregionplus Passauer Land,

Landkreis Passau
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Gesundheitsregionplus Landkreis Coburg:
Gesamtstrategie für (fach-)ärztliche Versorgung –

Gesundheitsförderung – Prävention

Von Nadine Wuttke, Landkreis Coburg
Wie kann die ärztliche Versorgung auf
dem Land sichergestellt werden? Was
kann getan werden, um auch in der
Fläche langfristig eine gute haus- und
fachärztliche Versorgung sicherzustel-
len? Wie kann die Gesunderhaltung
der Bevölkerung in allen Altersgruppen
präventiv unterstützt werden? Diese
Fragen zeigen: Die Sicherung der
(fach-)ärztlichen Versorgung sowie der
Gesundheitsförderung und Prävention
in Zeiten des demografischen Wan-
dels stellt Landkreise, Städte und Ge-
meinden vor große Herausforderun-
gen.

Auswirkungen des
demografischen Wandels

Derzeit leben im Landkreis Coburg, der im
Norden des Regierungsbezirks Oberfran-
ken in direkter Grenzlage zu Thüringen
liegt, ca. 86.734 Einwohner (Stand:
31.12.2016) auf einer Fläche von 590
km2. Somit beträgt die Bevölkerungsdich-
te 147 Einwohner je km2. Er zählt damit zu
den ländlichen Räumen höherer Dichte. In
der geografischen Mitte liegt die kreisfreie
Stadt Coburg, die als Oberzentrum wich-
tige Versorgungsfunktionen für den Kreis
mit seinen 17 kreisangehörigen Städten
und Gemeinden wahrnimmt. Im Kreis
selbst gibt es kein dominierendes eigenes
Zentrum, sondern – insbesondere was die
Verkehrsadern angeht – eine klare Aus-
richtung auf diese Mitte. Der Kreis ist von
einer dezentralen Siedlungsstruktur mit
eher kleinen Kommunen, bestehend aus
insgesamt 141 Ortsteilen, geprägt.

Die Auswirkungen des demografischen
Wandels sind auch im Coburger Land
spürbar, wenngleich ein stetiger Bevölke-
rungsrückgang eigentlich nichts Neues ist:
Ein Blick in die Vergangenheit zeigt, dass in
der Region bereits seit dem Jahr 1972 die
Bevölkerung beständig abnimmt. Durch
die Grenzöffnung im Jahr 1989 und als
Folge der sich daran anschließendenWan-
derungsbewegungen von Ost nach West
hatte der Landkreis zehn Jahre lang ein
starkes Bevölkerungswachstum zu ver-
zeichnen, das deutlich über dem Bundes-
niveau lag. Seit Mitte der 1990er-Jahre
werden jedoch weniger Kinder geboren
als alte Menschen sterben und seit den
frühen 2000er-Jahren setzten auch die
Wanderungsverluste wieder ein, die trotz
der gestiegenen Zuwanderung in den letz-
ten Jahren derzeit weiterhin fortbestehen.

Der stetigeBevölkerungsrückgang und der
gleichzeitige Anstieg des Durchschnittsal-
ters erfordern vom Landkreis, frühzeitig die
Folgekosten zu analysieren und die Infra-
struktur den zukünftigen Bedarfen anzu-
passen.

Inden verschiedenensektoralenPlanungs-
überlegungen wurden die zu erwartenden
Veränderungen zwar auch immer mitge-
dacht – allerdings mit einem Planungshori-
zont, der sich in der Regel zwischen fünf
und zehn Jahren bewegte und der damit
den „weitenBlick“ in die Zukunft verwehrte.
Ferner beschränkten sich die Analysen bis-
lang auf isolierte Handlungsfelder, ohne die
Wechselwirkungen untereinander in den
Fokus zu nehmen. Die tiefgreifenden Ver-
änderungen, die der demografische Wan-
del mit sich bringt, erfordern jedoch eine
deutliche Erweiterung des Planungsansat-
zes hin zu einer integrierten Gesamtpla-
nung, basierend auf einer langfristigen Ab-
schätzung der sich abzeichnenden Verän-
derungen.

Erarbeitung einer Regionalstrategie
Daseinsvorsorge im Coburger Land

Um Regionen im umfassenden Themen-
feld Gesundheit zu unterstützen, hat das
Bayerische Staatsministerium für Gesund-
heit und Pflege 2015 das Förderprogramm
Gesundheitsregionenplus ins Leben geru-
fen. Sie sollen dabei unterstützt werden,
auf kommunaler Ebene die medizinische
Versorgung und Prävention sicherzustel-
len, um damit zur Gesundheit der Bevöl-
kerung beizutragen. Damit knüpft das För-
derprogramm Gesundheitsregionplus im
Coburger Land nahtlos an das bundes-
weite Modellvorhaben der Raumordnung
„Aktionsprogramm regionale Daseinsvor-
sorge“ – kurz MORO an. Das in den Jahren
2011 bis 2015 vom Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
geförderte Vorhaben eröffnete dem Land-
kreis als einer von bundesweit 21 Modell-
regionen die Möglichkeit, sich frühzeitig
und strategisch mit den Auswirkungen
des demografischen Wandels auseinan-
derzusetzen und in einem diskursiv ange-
legten Prozess Anpassungsstrategien zu
entwickeln, um daraus Empfehlungen für
die Zukunft abzuleiten. In diese Strategie-
entwicklung waren alle Städte und Ge-
meinden des Kreises Coburg intensiv ein-

gebunden. Die Runde der 17 Bürgermeis-
ter bildete gemeinsammit dem Landrat die
zentrale Steuerungsinstanz für den Ge-
samtablauf. Dieses Gremium legte auch
die Themen fest, in denen aus kommunal-
politischer Sicht die größten Handlungs-
notwendigkeiten gesehen wurden. Eines
von insgesamt acht Handlungsfeldern war
der Bereich Gesundheit.

Das Ziel war es, nicht nur einzelne Kon-
zepte und Programme, sondern eine inte-
grative Gesamtstrategie zu entwickeln,
wie, mit wem und mit welchen Schwer-
punkten die (fach-)ärztliche Versorgung
sowie die Gesundheitsförderung und Prä-
vention vorangebracht werden können.
Die Ebene des Landkreises bildete hierbei
idealtypischer Weise die Kooperations-
plattform, auf der – moderiert und initiiert
durch das Gesundheitsamt – die zahlrei-
chen in der Gesundheitsförderung tätigen
Akteure zusammenkommen, um gemein-
schaftlich die vorhandenen Strukturen,
Maßnahmen und Programme bedarfsbe-
zogen zu überprüfen, sie da, wo es sinnvoll
und notwendig ist, weiterzuentwickeln, be-
stehende Versorgungslücken und Hemm-
nisse aufzuzeigen und Ideen zu deren Be-
hebung zu entwickeln.

Das Handlungsfeld Gesundheit

Im Landkreis Coburg hat das Thema „Ge-
sundheit“ in den letzten Jahren erheblich
an Bedeutung gewonnen – sowohl unter
demografischen als auch unter gesamtge-
sellschaftlichen Gesichtspunkten. Wäh-
rend in der Vergangenheit eher der präven-
tive Aspekt und damit die Gesundheits-
förderung im Vordergrund standen, rückt
jetzt der Versorgungsaspekt – insbeson-
dere bezogen auf die hausärztliche Ver-
sorgung – stark in den Fokus. Bei jeder
Praxisschließung aus Altersgründen stellt
sich bereits heute die Nachbesetzung als
Problem dar. Mit Blick auf die Altersstruktur
der praktizierenden Ärzte in der Region
muss erwartet werden, dass sich diese
Situation in kurzer Zeit deutlich verschärfen
wird. Bereits jetzt sind laut Kassenärztli-
cher Vereinigung Bayerns 62 % 55 Jahre
und älter. DasDurchschnittsalter der Haus-
ärzte im Landkreis Coburg liegt sogar über
dem gesamtbayerischen Durchschnitt
(55,1 Jahre) bei 56,2 Jahren. Gleichzeitig
stellt das Vorhandensein von Hausärzten
aber für alle Städte und Gemeinden einen
wesentlichen Standortfaktor dar.

Ursprünglich war geplant, das Handlungs-
feld Gesundheit in einem Arbeitskreis unter
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zwei Aspekten zu bearbeiten: Einen
Schwerpunkt sollte dabei der Bereich der
Gesundheitsförderung und Prävention
sein, der andere die ärztliche Versorgung.
Es stellte sich jedoch heraus, dass die
Themenstellung mit diesen beiden Feldern
für einen Arbeitskreis zu komplex ist, die
zahlreichen Akteure zu verschieden und
die Gruppe insgesamt zu groß, um ein
qualitativ hochwertiges und ergebnisorien-
tiertes Arbeiten zu ermöglichen. Deswegen
wurde der Arbeitskreis Gesundheit in zwei
Unterarbeitskreise mit den oben genann-
ten Schwerpunkten gegliedert.

Die Arbeitskreise bildeten das Kernstück
des gesamten Prozesses. Die Leitung der
Arbeitskreise erfolgte im Tandem aus
Fachplanung bzw. Verwaltung und Bürger-
meister bzw. Politik. Die fachliche Leitung
in beiden Arbeitskreisen lag beim Gesund-
heitsamt. Um die Wechselwirkungen zwi-
schen den Handlungsfeldern im Blick zu
behalten, trafen sich die Arbeitskreisleiter
regelmäßig untereinander, um sich gegen-
seitig über den aktuellen Stand zu infor-
mieren und bestehende Verflechtungen zu
anderen Bereichen zu thematisieren. Zu-
sätzlich wurde für das Themenfeld eine
landkreisweite Bürgerwerkstatt durchge-
führt, um zum einen in der Region für das
Zukunftsthema zu sensibilisieren und zum
anderen die Expertise der Bürger in den
Prozess mit einzubeziehen und ihr Interes-
se an der Mitarbeit zu wecken.

Schaffung einer Datengrundlage

Um eine solide Arbeitsgrundlage für die
thematische Befassung zu schaffen, wur-
de in einemerstenSchritt eine kleinräumige
Bevölkerungsprognose bis 2030 erstellt,
die bis auf die Ebene der einzelnenOrtsteile
reicht. Da ein Großteil der Städte und Ge-
meinden unter 5.000 Einwohner aufweist,
können durch die Prognose zwar keine
einhundertprozentig statistisch gesicher-
ten Annahmen getroffen werden, es wird
darüber aber möglich, auch für die Ent-
wicklung der kleinen Ortschaften im Land-
kreis im Sinne einer „Abschätzung“ Aus-
sagen zu treffen. Im zweiten Schritt wurden
die Siedlungsstrukturen ebenso kleinräu-
mig erfasst und mit der Bevölkerungsab-
schätzung hinterlegt, um einen Eindruck zu
bekommen, wie sich die Strukturen im
Landkreis Coburg bis zum Jahr 2030 ver-
ändern werden. Im dritten Schritt wurden
Erreichbarkeitsanalysen erstellt, die die
einzelnen Verkehrswegemit konkreten Zei-
ten hinterlegt, die notwendig sind, um
bspw. vom Wohnort der Bürger im Land-
kreis zum Arzt oder in die Apotheke etc. zu
kommen (fußläufige Erreichbarkeit, Er-
reichbarkeit mit dem ÖPNV, Erreichbarkeit
im Individualverkehr). Diese Grundlagen
wurden im Bereich der ärztlichen Versor-
gung um vertiefende Betrachtungen er-
gänzt: Um die hausärztliche Versorgung

zu erfassen, wurden die aktuellen Praxis-
sitze kartografiert und mit dem Alter der
dort praktizierenden Ärzte verknüpft. Die
Bevölkerung wurde den Praxisstandorten
nach vorhandenen Patientenaufnahmeka-
pazitäten zugeteilt, um den Status quo in
der Versorgung zu erfassen. In der Folge
sind Berechnungen zu den Szenarien
Worst Case und Best Case erstellt worden,
um sichtbar zu machen, wie sich die Ver-
sorgungslage bis zum Jahr 2030 verän-
dert, wenn keiner der wegfallenden Praxis-
standorte wiederbesetzt oder die Hälfte
der weggefallenenPraxisstandortewieder-
besetzt werden kann. Auf diesemWeg war
es sehr gutmöglich, künftig wahrscheinlich
auftretende teilräumliche Versorgungsdefi-
zite herauszuarbeiten und Strategien zu
entwickeln, wie diesen entgegengewirkt
werden kann.

Weiterentwicklung zur
Gesundheitsregionplus

Neben der Erarbeitung von Strategien und
Handlungsempfehlungen wurden aber
auch erste Umsetzungsprojekte, die sich
aus der inhaltlichen Befassung in den Ar-
beitskreisen ableiten ließen, angestoßen.
Mit der Initiative Gesundheitsregionenplus

konnte der Landkreis Coburg – in enger
Kooperation mit der Stadt Coburg – an die
im MORO entwickelten Strategien und
Handlungsempfehlungen anknüpfen und
die initiierten Projekte fortführen und wei-
terentwickeln.

Im Bereich der ärztlichen Versorgung wird
die hausärztliche Versorgung weiter ver-
tiefend in den Blick genommen. Hier gilt
es, das Gesamtkonzept zur Bindung und
Gewinnung von Hausärzten für die Region
weiter auszubauen und die bereits vorhan-
denen Meilensteine „Stipendiatenpro-
gramm für Studierende der Allgemeinme-
dizin“ und „Hol- und Bringdienst für mobi-
litätseingeschränkte Menschen“ weiter zu
verfeinern bzw. synergetisch in das Ge-
samtkonzept zu integrieren. Eine Image-
kampagne zur hausärztlichen Versorgung
wird ebenfalls in Zusammenarbeit mit der
„Coburg Stadt und Land aktiv GmbH“ um-
gesetzt.

Im Handlungsfeld Gesundheitsförderung
und Prävention wird weiter am Ausbau
des Kompetenznetzwerkes „Gesundheits-
förderung“ gearbeitet. Thematisch wird
das Thema „Kindergesundheit und gesund
aufwachsen“ in denBlick genommen. Hier-
bei soll der aus der Gesundheitsberichter-
stattung abgeleitete Schwerpunktbereich
auf Adipositas bei Kindern liegen. Um Kin-
der und Jugendliche im Alter von zehn bis
18 Jahren vermehrt in Bewegung zu brin-
gen, wurde der Wettbewerb „Gesund le-
ben in der Region Coburg – Jugend be-
wegt“ ins Leben gerufen und geht in die-
sem Jahr bereits in die vierte Runde. Eben-

so findet das Thema Seniorengesundheit
Beachtung: Zusammen mit dem Demenz-
Netzwerk-Coburg wird das Ziel verfolgt,
verstärkt über das Krankheitsbild Demenz
zu informieren, weitere bedarfsgerechte
Angebote zu entwickeln und Transparenz
über die Versorgungsangebote in unserer
Region herzustellen.

Die Gremien, die im Rahmen des Modell-
vorhabens der Raumordnung begründet
wurden, blieben erhalten. Damit konnte
zum einen sichergestellt werden, dass sich
keine Doppelstrukturen bilden, und zum
zweiten wurde erreicht, dass die in den
Arbeitskreisen mitwirkenden Akteure nicht
zusätzlich zeitlich beansprucht werden.
Die Bandbreite der beteiligten Akteure ist
groß und reicht vom Hausarztverein und
Facharztverband über örtliche Kranken-
kassen und die ansässige Hochschule Co-
burg bis hin zur Kassenärztlichen Vereini-
gung Bayerns.

Das der Gesundheitsregionplus zugrunde
liegende Konzept des Bayerischen Staats-
ministeriums für Gesundheit und Pflege
bietet zur Intensivierung des Bestehenden
und für die Erweiterung und den Ausbau
eine hervorragende Grundlage, da es alle
Bereiche aufgreift, die bereits bearbeitet
wurden und werden und gleichzeitig eine
strukturelle Verankerung des Handlungs-
feldes Gesundheit vorsieht, die die Bedeu-
tung des Themas verdeutlicht und auch
dafür sorgt, dass die öffentliche Wahrneh-
mung sich – bezogen auf das Handlungs-
feld – schärfen wird. Der Landkreis Coburg
wird auch zukünftig in diesem Bereich aktiv
bleiben, damit auch künftig eine ausge-
glichene Gesundheitsversorgung der Be-
völkerung sichergestellt werden kann. &&

Nadine Wuttke, Mitarbeiterin der
Fachstelle Demografie, Landkreis Coburg
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„Gesunde Gemeinden – Gesunde Städte“
Von Dr. Gottfried Roller,
Landkreis Reutlingen

Gesundheit als zentrales Feld
der Kommunalpolitik

Gesundheit zählt inzwischen zu den wich-
tigsten Standortfaktoren und wird als Teil
der kommunalen Daseinsvorsorge zuneh-
mend als zentrales Feld der Kommunal-
politik erkannt. Dabei ist die strukturelle
Verankerung von Gesundheitsförderung
in den Kommunen von großer Bedeutung.
Daseinsvorsorge bedeutet auch, dass die
Städte, Gemeinden und Landkreise die
Lebensbedingungen der Bürger maßgeb-
lich mitbestimmen und einen großen Ein-
fluss auf deren Gesundheitschancen aus-
üben. Eine „Gesunde Gemeinde – Gesun-
de Stadt“ ist eine Gemeinde oder Stadt, die
der Gesundheit einen hohen Stellenwert in
ihrem Gemeinwesen beimisst.

Kommunale Gesundheitskonferenz
als Planungsinstrumentarium

Der Landkreis Reutlingen hat auf Land-
kreisebene mit der Etablierung einer Kom-
munalen Gesundheitskonferenz unter Lei-
tung von Landrat Thomas Reumann früh-
zeitig auf diese Entwicklungen reagiert. Ziel
ist es, Gesundheit in allen Lebensphasen
und Lebenswelten zu fördern. Die Kommu-
nale Gesundheitskonferenz im Landkreis
Reutlingen berät über Fragen der Gesund-

heitsförderung, der Prävention und der
Versorgung auf lokaler Ebene, stimmt
Empfehlungen ab und begleitet deren Um-
setzung. Unter Beteiligung der Handeln-
den vor Ort werden bedarfsorientierte Lö-
sungen entwickelt und umgesetzt.

Im Rahmen einer Arbeitsgruppe der Kom-
munalen Gesundheitskonferenz u. a. mit
Beteiligung mehrerer Bürgermeister des
Landkreises wurde ein Zertifikat „Gesunde
Gemeinde – Gesunde Stadt“ im Landkreis
Reutlingen erarbeitet. Eine gesunde Ge-
meinde oder Stadt ist ein grundlegender
Beitrag zum Erhalt der Lebensqualität.

Strukturelle Verankerung

Ziel ist es, im Landkreis Reutlingen bleiben-
de, gesundheitsfördernde Strukturen zu
etablieren. Daher wurde das auf Nachhal-
tigkeit angelegte Projektkonzept „Gesunde
Gemeinde – Gesunde Stadt“ im Landkreis
Reutlingen initiiert. Elementare Bausteine
sind dabei die Vernetzung der Anbieter von
Gesundheitsaktivitäten und deren Ver-
knüpfung mit der Gemeindepolitik, ebenso
die Stärkung des Gesundheitsbewusst-

seins der Bürger in ihren alltäglichen Le-
benswelten. Der Prozess findet imRahmen
eines Zertifizierungsverfahrens statt.

Träger des Zertifikates ist die Kommunale
Gesundheitskonferenz im Landkreis Reut-
lingen. Vertreter der KommunalenGesund-
heitskonferenz (Jury) prüfen und bewerten
gemeinsam, ob die Kriterien für die Ver-
leihung eines Zertifikats erreicht werden.

Voraussetzungen

Die Ottawa-Charta der WHO von 1986 hat
die bis heute gültigen Qualitätskriterien von
Gesundheitsförderung erarbeitet. Das Zer-
tifikat beruht auf diesen Ausführungen und
formt die Leitsätze in überprüfbareKriterien
um. In dem Basiszertifikat geht es darum,
den Prozess der gemeindebezogenen Ge-
sundheitsförderung sichtbar zu machen
und seine Qualität zu bewerten.

Die Bewerbung um das Zertifikat „Gesun-
de Gemeinde – Gesunde Stadt“ im Land-
kreis Reutlingen setzt einenGemeinderats-
beschluss voraus. Damit verpflichtet sich
die Gemeinde oder Stadt, zukünftig eine
gesundheitsfördernde Gesamtpolitik zu
entwickeln. Die Geschäftsstelle der Kom-
munalen Gesundheitskonferenz im Land-
ratsamt/Kreisgesundheitsamt Reutlingen
unterstützt nach der erfolgten Zustimmung
seitens des Gemeinderats die jeweilige
Gemeinde oder Stadt auf ihrem Weg. Zu
den weiteren Voraussetzungen zählt die
Etablierung eines Arbeitskreises, der sich
mit Gesundheitsthemen befasst, interes-
sens-, partei- und vereinsübergreifend be-
setzt ist und den Prozess der Zertifizierung
begleitet. Es muss ein Gemeindeprofil er-
stellt werden, welches aus drei Bereichen
besteht: Verschiedene Faktoren, die Ge-
sundheit beeinflussen und fördern, werden
zusammengetragen und bewertet. Die ein-
zelnen Angebote und Strukturen, die be-
reits zur Verfügung stehen, werden aufge-
listet (Analyse aller gesundheitsförderli-
chen strukturellen Ressourcen und Ange-
bote in den Gemeinden und Städten). Da-
bei sollen möglichst alle Lebenswelten
berücksichtigt werden. Die sich verändern-
den Lebens-, Arbeits- und Freizeitbedin-
gungen haben entscheidenden Einfluss
auf die Gesundheit (Abb.1).

Außerdem sollen die Weiterentwicklungs-
möglichkeiten, die sich aus dem Gemein-
deprofil ergeben, aufgezeigt werden
(Zukunftspotenzial im Bereich Gesund-
heit).

Ebenfalls muss die zukunftsorientierte
Ausrichtung der Gemeinde auf gesund-
heitsfördernde Ziele beschrieben werden.

Der Weg zur „Gesunden Gemeinde – Ge-
sundenStadt“ ist derAbb. 2 zuentnehmen.

Abb. 1: Handlungsfelder und Lebenswelten
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Zertifizierung zur „Gesunden
Gemeinde – Gesunden Stadt“

Die Zertifizierung erfolgt anhand eines
Punktesystems. Die Punkte werden nach
einemSchema vergeben. 50 %der Punkte
gibt es für den Gemeinderatsbeschluss,
die Etablierung eines Arbeitskreises und
das Erstellen eines Gemeindeprofils für alle
Lebenswelten in der Gemeinde oder Stadt.
40 % der Punkte werden für bestehende
und angestrebte gesundheitsfördernde
Angebote und Strukturen vergeben.
10 % der Punkte sind für das Zukunftspo-
tenzial vorgesehen.

Unterschiede in der Einwohnerzahl der Ge-
meinden und Städte werden durch einen
Korrekturfaktor berücksichtigt. Somit er-
geben sich für jede Gemeinde oder Stadt
individuell benötigte Mindestpunkte.

Sechs von 26 Gemeinden und Städte im
Landkreis Reutlingen sind bereits zertifi-
ziert. Mit der Zertifizierung soll zum Aus-
druck gebracht werden, dass die jeweilige
Gemeinde oder Stadt gesundheitsorientiert
ist und das Potenzial hat, eine „Gesunde
Gemeinde – Gesunde Stadt“ zu sein.

2014 startete das Projekt in drei Modell-
gemeinden des Landkreises Reutlingen.
Das Zertifikat wurde im Jahr 2015 den
Gemeinden Eningen, Hülben und Hohen-
stein verliehen. Aufgrund der positiven Er-
fahrungen haben sich 2016 dieGemeinden
Dettingen, Wannweil und Walddorfhäslach
auf den Weg zur „Gesunden Gemeinde“
gemacht und wurden 2017 zertifiziert. Ins-
gesamt sind damit sechs Gemeinden im
Landkreis Reutlingen zertifiziert. Mit der
Gemeinde Grafenberg befindet sich der-
zeit eine weitere Gemeinde im Zer-
tifizierungsprozess und 2018 wollen zwei
weitere Gemeinden das Zertifizierungsver-
fahren durchlaufen. Ziel ist es, in den kom-
menden Jahren möglichst viele Städte und
Gemeinden im Landkreis Reutlingen für die
Idee der „Gesunden Gemeinde – Gesun-
den Stadt“ zu gewinnen.

Entwicklung des Re-Zertifizierungs-
verfahrens

Das Zertifikat ist auf drei Jahre befristet,
kann sich durch Re-Zertifizierung jedoch
verlängern.

Bei der Zertifizierung war zu prüfen, inwie-
weit eine Gemeinde oder Stadt das Poten-
zial hat, „Gesunde Gemeinde oder Gesun-
de Stadt“ zu sein. Die Analyse vorhandener
Ressourcen, Bestimmung von Zielen und
Entwicklung von Maßnahmen stand im
Vordergrund. Bei der Re-Zertifizierung soll
die Gemeinde oder Stadt einen Schwer-
punkt auf die Weiterentwicklung legen
(Umsetzung des Zukunftspotenzials). Ge-
prüft wird, inwieweit Gesundheit in der
Gemeinde oder Stadt nachhaltig verankert
wird. Mit der Re-Zertifizierung soll deutlich
werden, dass die Gemeinde oder Stadt

eine „Gesunde Ge-
meinde – Gesunde
Stadt“ mit Zukunfts-
perspektiven ist.

Für die Re-Zertifizie-
rung wurden entspre-
chend der Schwer-
punkte Struktur (Nach-
weis des Erreichten un-
ter Einbeziehung der
Gemeindebevölkerung
und des Netzwerkes),
Prozess (Umsetzung
und Weiterentwicklung
der Perspektiven/wei-
terer Maßnahmen und
Projekte) und Ergebnis
(Gesundheit ist Bau-
steinderGemeindeent-
wicklung)Qualitätsziele
und Qualitätskriterien
entwickelt. Auf Basis
dieser Qualitätsziele
und Qualitätskriterien
erstellen die Gemein-
den oder Städte einen
Bericht, der die Basis
des Antrags zur Re-
Zertifizierung ist.

Fazit

Für die Gesamtent-
wicklung des örtlichen
Gemeinwesens ge-
winnt die Gesundheit
zunehmend anBedeu-
tung. Sie wird inzwischen neben der Bil-
dung zu den wichtigsten Standort- und
Wirtschaftsfaktoren gerechnet. Um sie
auf einem möglichst hohen Niveau zu er-
halten,müssenGesundheitsförderung und
Prävention strukturell auf kommunaler
Ebene verankert werden.Mit demZertifikat
„Gesunde Gemeinde – Gesunde Städte“
im Landkreis Reutlingen ist es im Rahmen
der Kommunalen Gesundheitskonferenz
gelungen, bislang sechs von 26 Gemein-
den und Städten zu zertifizieren. Drei wei-
tere Gemeinden und Städte befinden sich
im Zertifizierungsprozess bzw. werden
2018 in den Prozess einsteigen. Der Kom-
munalen Gesundheitskonferenz in Reutlin-
gen gelingt es durch ihre Projekte und
Ansätze, Strukturen zu schaffen, in die
bedarfsgerechte Angebote integriert und
implementiert werden können. Das Projekt
„Gesunde Gemeinde – Gesunde Stadt“ im
Landkreis Reutlingen zeigt mit seinem ge-
meindenahen Ansatz beispielhaft die direk-
te Auswirkung des Wirkens der Kommu-
nalen Gesundheitskonferenz im Landkreis
Reutlingen. Kommunen tragen durch eine
gesundheitliche Gemeindeentwicklung
zum Erhalt der Lebensqualität ihrer Bürger
bei. Strukturen und Prozesse werden ini-
tiiert, um gesundheitliche Verantwortung,
sozialstaatliche Verantwortung und bür-
gerschaftliches Engagement synergetisch

und nachhaltig miteinander zu verbinden.
Die Lebenswelten –Wohnsituation, Pflege,
gesundheitliche Versorgung, nachbar-
schaftliche Unterstützung, Wirtschaft / Ar-
beit und Teilhabe am gesellschaftlichen
Leben – werden als Einheit betrachtet
und als Ausdruck und Voraussetzung von
Gesundheit gesehen. Entscheidend ist,
dass der Faktor Gesundheit und das The-
ma Gesundheitsförderung bei Entschei-
dungsprozessen auf den politischen Ebe-
nen berücksichtigt werden. Die „Gesunde
Gemeinde – Gesunde Stadt“ im Landkreis
Reutlingen fungiert als Drehscheibe aller
Aktionen im Gesundheitsbereich der Ge-
meinde oder Stadt. Es sollen direkt vor Ort
gemeinsam mit der Gemeindeverwaltung
für alle Gemeindemitglieder Strukturen für
eine optimale Lebensqualität geschaffen
werden. Ziel ist es, alle Bürger zu erreichen
und so das Bewusstsein und die Eigenver-
antwortung für die eigene Gesundheit zu
stärken. &&

Dr. Gottfried Roller, Leiter Kreis-
gesundheitsamt, Landkreis Reutlingen

Abb. 2: Der Weg zur „Gesunden Gemeinde“

Der Landkreis 1-2/2018 43

DL-Titel



Landkreis Darmstadt-Dieburg entwickelt
Primärversorgungszentrum

Von Klaus Peter Schellhaas, Landkreis
Darmstadt-Dieburg

Der Landkreis Darmstadt-Dieburg ist
Träger des Eigenbetriebs Kreiskliniken
Darmstadt-Dieburg und von fünf Zen-
tren der Medizinischen Versorgung
(MVZ) in Groß-Umstadt, Seeheim-Ju-
genheim und Ober-Ramstadt. Das
hausärztlich-internistische MVZ in
Ober-Ramstadt wird ab 2018 zu ei-
nem kommunalen Primärversorgungs-
zentrum (PVZ) weiterentwickelt. Das
Konzept eines PVZ geht zurück auf
das Gutachten des Sachverständi-
genrates zur Begutachtung im Ge-
sundheitswesen von 20141, reflektiert
aber die bereits vorhandenen Struktu-
ren in dem MVZ und den regionalen
Versorgungsbedarf.

Der Landkreis Darmstadt-Dieburg mit sei-
nen rund 300.000 Einwohnern steht wie
viele andere Landkreise vor einer zweifa-
chen Herausforderung. Zum einen die de-
mografische Entwicklung: Heute ist gut
jeder fünfte Einwohner älter als 65 Jahre.
Die demografischePrognose für den Land-
kreis zeigt, dass im Jahr 2030 bereits jeder
vierte Einwohner des Landkreises 65 Jahre
und älter sein wird. Die Alterung der Bevöl-
kerung trifft aber nicht alle 23 Gemeinden
des Landkreises gleichermaßen: Einige
Gemeinden „altern“ überdurchschnittlich,
insbesondere die im strukturschwächeren
Ostteil des Landkreises. Für einzelne Ge-
meinden wie Ober-Ramstadt, dem Stand-
ort eines MVZ, bedeutet dies einen relati-
ven Anstieg der älteren Bevölkerungsgrup-
pe (65 Jahre und älter) um 50 % bis 2030.
Und auch die Zahl der Pflegebedürftigen
wird weiter steigen: Von heute 2,6 % auf
4,5 % imJahr 2030.Mit demAlter korreliert
die Zahl chronischer Erkrankungen in der
Bevölkerung: Menschen ab dem 65. Le-
bensjahr haben zu 70 % zwei und mehr
chronische Erkrankungen.

Zum anderen steht dem steigenden Ver-
sorgungsbedarf einer älter werdenden Be-
völkerung ein Ausdünnen der hausärztli-
chen Versorgung im Landkreis gegenüber.
Das Durchschnittsalter der Hausärzte im
Landkreis liegt mit 56 Jahren über dem
Landesdurchschnitt. Die Kassenärztliche
Vereinigung Hessen (KV) rechnet damit,
dass bis zum Jahr 2030 mehr als 100
Hausarztsitze im Landkreis nachbesetzt
werden müssen, das sind zwei Drittel aller
Versorgungsaufträge. Die hausärztliche
Versorgung kann zwar noch flächende-
ckend sichergestellt werden, konzentriert
sich aber in den Mittelzentren Griesheim,
Pfungstadt, Weiterstadt, Dieburg und
Groß-Umstadt. Die von der KV ermittelte
Verhältniszahl in den Gemeinden des
Landkreises variiert beträchtlich: Von
1.105 Einwohnern je Hausarzt in Schaaf-

heim bis zu 4.091 Einwohnern je Hausarzt
in Eppertshausen. Die grundlegende Ver-
hältniszahl der KV Hessen beträgt 1.671
Einwohner je Hausarzt. Insgesamt liegen
18Gemeinden desKreises oberhalb dieser
Verhältniszahl. Das heißt, dass die angren-
zenden Städte und Gemeinden eine Mit-
versorgung übernehmen. Dass die haus-
ärztliche Versorgung im Ostteil des Land-
kreises bereits ausdünnt, zeigt sich im
hausärztlichen Mittelbereich Dieburg/
Groß-Umstadt, wo der Versorgungsgrad
nur noch 88,2 % beträgt.2

Der Landkreis reagierte frühzeitig auf diese
Entwicklungen und hatte in einem 2015
veröffentlichten Konzeptpapier die Grund-
züge einer zukünftigen Versorgung skiz-
ziert, die u. a. eine stärkere Zentrierung
der Primärversorgung vorsieht3. Diese
Ideen wurden in den beiden folgenden
Jahren im Rahmen eines Projektes zum
Aufbau eines regionalen Gesundheitsnetz-
werkes bis zur Umsetzungsreife weiterent-
wickelt und werden seit Anfang 2018
Schritt für Schritt umgesetzt.

Vom MVZ zum PVZ

Der Landkreis ist seit 2014 Träger des
hausärztlich-internistischen MVZ in Ober-
Ramstadt. Möglich war diese kommunale
Trägerschaft bereits vor Inkrafttreten des
GKV-Versorgungsstärkungsgesetzes –

welches den Kommunen die uneinge-
schränkte Gründungsbefugnis übertrug –,
weil der Kreis als unmittelbarer Inhaber des
stationären Versorgungsauftrags die Grün-
dungsvoraussetzung bereits vor der Ge-
setzesnovelle erfüllte. Er konnte die Träger-
schaft mit der Daseinsvorsorge für die am-
bulante Versorgung als freiwillige kommu-
nale Aufgabe begründen. Dies geschah vor
demHintergrund,dassdie inderdamaligen
Berufsausübungsgemeinschaft (BAG) täti-
genHausärzte und Internisten keine Alters-
nachfolger gefunden hatten und eine allei-
nige Fortführung der Praxis durch einen
jüngeren Hausarzt nicht möglich gewesen
war. Es war zu befürchten, zum einen kei-
nen Nachfolger für die vakanten Hausarzt-
sitze zu finden und zum anderen den inter-
nistischen Vertragsarztsitz gänzlich zu ver-
lieren. Da die hausärztliche Versorgungs-
situation in dieser Region bereits ange-
spannt war, bat die Stadt Ober-Ramstadt
den Landkreis um dessen Hilfe. Der Land-
kreis wandelte daraufhin im Jahr 2014 die
als BAGorganisierte Praxis in einMVZnach
§ 95 Absatz 1a SGB V um und übernahm

dieTrägerschaft.EinHausarztundein Inter-
nist wurden Angestellte des MVZ.

Im Rahmen des oben beschriebenen Pro-
jektes zum Aufbau eines Gesundheitsnetz-
werkes beschloss der Landkreis, das MVZ
Ober-Ramstadt zu einem sog. Primärver-
sorgungszentrum auszubauen. Opportun
erscheint dies auch vor dem Hintergrund,
dass das MVZ Ende 2017 in neue Praxis-
räume umgezogen war. Dieser Anlass wird
genutzt, um das MVZ sowohl organisato-
risch als auch prozessual weiterzuentwi-
ckeln. Derzeit arbeiten dort drei Hausärzte
undzwei Internisten, u. a.mit der Zusatzbe-
zeichnung Geriatrie, sowie ein Arzt in Wei-
terbildung. Das nicht ärztliche Team be-
steht aus siebenMedizinischen Fachange-
stellten (MFA) und einer Auszubildenden.

Im Folgenden werden die neuen Versor-
gungsangebote des sog. PVZ skizziert:

• Entlastung der Hausärzte durch Dele-
gation an nicht ärztliche Praxisassisten-
ten (NäPa): Seit 2015 bzw. 2017 kön-
nen Haus- bzw. Fachärzte regelhaft
definierte Leistungen an Medizinische
Fachangestellte oder examinierte Pfle-
gekräfte delegieren, die eine mindes-
tens dreijährige Berufserfahrung nach-
weisen sowie eine entsprechende Wei-
terbildung zur NäPa absolviert haben.
Das Ziel der Delegation ist, dass die
Ärzte sich auf ihre Kernaufgaben fokus-
sieren und eine höhere Anzahl von Pa-
tienten adäquat versorgen können. Die
Delegation soll vor allem für Routine-
leistungen erfolgen, die von der NäPa
im Rahmen von Hausbesuchen er-
bracht werden können. Delegiert wer-
den können Leistungen für bestimmte
Patientengruppen, die eine schwerwie-
gende chronische Erkrankung haben
und aufgrund ihres Gesundheitszu-
standes nicht mobil sind. Die NäPa
sollen für ihre Hausbesuche entspre-
chend digital ausgestattet werden, um
auch im Umfeld der Patienten den ver-
antwortlichen Arzt bei der Visite zurate
zu ziehen oder Daten zu übertragen.

• Multiprofessionelle Versorgung von äl-
teren Menschen oder Chronikern durch
eine fach-, berufs- und sektorübergrei-
fende Vernetzung mit verschiedenen

1 Sachverständigenrat zur Begutachtung der Ent-
wicklung im Gesundheitswesen (2014). Bedarfsge-
rechte Versorgung – Perspektiven für ländliche Re-
gionen und ausgewählte Leistungsbereiche,
Gutachten 2014, Kurzfassung, S. 180-183.

2 Kassenärztliche Vereinigung Hessen (2016). Fokus:
Gesundheit. Analyse der ambulanten medizinischen
Versorgung. Landkreis Darmstadt-Dieburg, S. 10 f.

3 Schellhaas, K. P., Zukunft Gesundheit. Gemeinsam
medizinische Versorgung und Pflege sichern im
Landkreis Darmstadt-Dieburg, 2015.
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Akteuren, wie z. B. Fachärzten, Physio-
und Ergotherapeuten oder Ernäh-
rungsberatern: So sollen die bisher in-
formellen Beziehungen der MVZ-Ärzte
zu den Fachärzten in der Region, u. a.
Orthopäden, Gynäkologen, Neurolo-
gen und Dermatologen, intensiviert
und ausgebaut werden. Die engere Ko-
operation kann durch eine digitale Ver-
netzung zwischen den Praxen sowie
den Kreiskliniken weiter vorangetrieben
werden. Die digitale Vernetzung des
MVZ Ober-Ramstadt mit den anderen
kreiseigenenMVZunddenKreiskliniken
wird zurzeit umgesetzt.

• Etablieren eines fach- und sektorüber-
greifenden Behandlungspfades für ge-
riatrische Patienten, welcher die Zu-
sammenarbeit von Hausarztpraxen,
dem MVZ Ober-Ramstadt (das als ge-
riatrische Schwerpunktpraxis fungiert),
den Kreiskliniken (Geriatrische Klinik)
sowie Physio- und Ergotherapeuten
neu regeln soll. Ziel ist es, die Mobilität
und die Selbstständigkeit geriatrischer
Patienten zu wahren und möglichen
Dekompensationen oder Arzneimittel-
unverträglichkeiten entgegenzuwirken.
DasMVZOber-Ramstadt kann die Res-
sourcen für eine effektive und koordi-
nierteVersorgung zur Verfügungstellen:
Eine dort tätige Internistin mit der Zu-
satzbezeichnung Geriaterin kann das
Assessment derPatientenübernehmen
und für diese einen Versorgungsplan,
der u. a. die Umstellung der Medikation
oder die Verordnung von Heilmitteln
umfasst, erstellen. Ihr zur Seite soll ein
Case Manager stehen, die die Versor-
gungskoordination für die Patienten
übernimmt, den Versorgungsplan über-
wacht und eine strukturierte Kommuni-
kation zwischenden anderBehandlung
beteiligtenAkteuren sicherstellt.Weiter-
hin sind im Rahmen des Behand-
lungspfades eine von allen genutzte
standardisierte Dokumentation inklusi-
ve eines Assessments der Patienten,
ärztliche Qualitätszirkel mit Fallbespre-
chungen und ein Coaching aller an der
Versorgung Beteiligten vorgesehen.

• Stärkung der Prävention und Vorsorge
der Patienten durch u. a. einen Prä-
Diabetes-Pfad: Mit Hilfe eines Scree-
nings sollen Patienten frühzeitig identifi-
ziert werden, die ein erhebliches Risiko
haben, in den kommenden zehn Jahren
an Diabetes mellitus Typ 2 zu erkran-
ken. Der Prä-Diabetes-Pfad sieht für
solche Patienten eine Beratung durch
eine qualifizierte MFA und die Vermitt-
lung in lokale Präventionskurse vor. Vor-
gesehen ist ferner, strukturierte Versor-
gungspfade, die präventive Elemente
zu Bewegung und Ernährung enthal-
ten, für chronisch erkrankte Menschen
zu entwickeln und zu implementieren.
Dabei soll zunächst die stetig wachsen-

de Population von Typ 2-Diabetikern
adressiert werden.

• Einbinden des MVZ in die bestehenden
kommunalen Strukturen wie die Bera-
tungs- und Koordinationsangebote des
Landkreises, z. B den Pflegestütz-
punkt: Der gemeinsam mit den Kran-
kenkassen getragene Pflegestützpunkt
ist die zentrale Anlauf- und Koordinie-
rungsstelle für Pflegebedürftige und de-
ren Angehörigen. Mit einer Kooperation
zwischen dem MVZ Ober-Ramstadt
und dem Stützpunkt soll die fehlende
Bindung zwischen primärärztlicher Ver-
sorgung und kommunaler Altenhilfe ge-
schlossen werden, z. B. durch einen
strukturierten Informations- und Kom-
munikationsfluss. Dadurch sollen pfle-
gebedürftige Patienten oder von Pflege
bedrohte Menschen frühzeitig Zugang
zu Beratungs- und Koordinierungsan-
geboten des Stützpunktes erhalten.

Das Ziel des Versorgungsansatzes ist es,
die kurative und präventive Versorgung
älter werdender und chronisch erkrankter
Bevölkerungsgruppen zu verbessern.
Durch die Zentralisierung und Fokussie-
rung der Versorgung auf bestimmte Popu-
lationenwird die Expertise der Angestellten
des MVZ Ober-Ramstadt, u. a. bei der Ver-
sorgung von geriatrischen Patienten oder
Chronikern, gestärkt. Darüber hinaus bie-
tet das MVZ als Praxisorganisationstyp
jungen Ärzten, die sich im Landkreis nie-
derlassen wollen, attraktive Arbeitsmodel-
le, wie z. B. die Angestelltentätigkeit oder
die Möglichkeit zur Teilzeitarbeit. Damit
kann der Kreis demWunsch junger Medizi-
ner nach Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie besser gerecht werden.

Projektleitung liegt beim Landrat

Die Steuerung und das Management des
MVZ in Ober-Ramstadt erfolgt über das
Zentrum für Medizinische Versorgung
(MVZ) GmbH, dessen Geschäftsführer in
PersonalunionauchBetriebsleiterderKreis-
kliniken Darmstadt-Dieburg sind. Ein MVZ-
Manager verantwortet dieoperativeUmset-
zung.DiesewerdendabeivonGesundheits-
experten der OptiMedis AG unterstützt.

Die Projektleitung liegt direkt beim Land-
kreis. Der Landrat will zwei Beiräte einbe-
rufen. Einen regionalenBeirat, demu. a. die
23 Gemeindevertreter angehören sollen.
Dieser Beirat soll helfen, Versorgungsbe-
darfe kleinräumig und frühzeitig zu identifi-
zieren, Strategien und Lösungen mit den
Städten und Gemeinden gemeinsam zu
entwickeln und Versorgungslösungen zu
koordinieren. Ein Fachbeirat soll parallel
dazu die Expertise der Kreispolitik und
-verwaltung einbinden und die Vernetzung
und Koordination innerhalb der Kreisver-
waltung und mit den zuständigen Fachbe-
reichen, z. B. Seniorenbüro und Pflege-
stützpunkt, verbessern.

Nukleus und Labor für die
primärärztliche Versorgung

Der Landkreis plant und realisiert ein sol-
ches Zentrum nicht gegen die Interessen
der Ärzte. Vielmehr wird der Kreis im haus-
ärztlichen Bereich nur subsidiär tätig,
wenn, wie in Ober-Ramstadt geschehen,
das Nachbesetzen von Praxissitzen nicht
anderweitig sichergestellt werden kann.
Diese primärärztliche Versorgungsstruktur
wird aktiv gestaltet, um eine effektive fach-,
berufs- und sektorübergreifende Versor-
gung im Landkreis zu realisieren. Das
sog. PVZ in Ober-Ramstadt stellt hierfür
einen Nukleus dar, um den herum die Ver-
netzung erfolgen kann.

Das kommunale MVZ ist zudem Labor für
neue Versorgungsansätze, die den anste-
hendenHerausforderungen einer älterwer-
denden Gesellschaft gerecht werden. Die-
ser zu erprobende Ansatz soll übertragbar
sein auf andere Gemeinden bzw. Gebiete
oder Praxen im Landkreis. Niedergelasse-
ne Ärzte und andere Akteure können hieran
partizipieren und hiervon profitieren, indem
sie sich an den Versorgungselementen
beteiligen, u. a. Geriatriepfad, oder diese
in ihre Praxis, Delegationskräfte oder Prä-
ventionsmaßnahmen, integrieren.

Der Landkreis Darmstadt-Dieburg dehnt
damit die kommunale medizinische Da-
seinsvorsorge, die regelhaft den Kranken-
haussektor umfasst, auch auf die ambulan-
teGesundheitsversorgungaus.Er stellt sich
damit seiner Verantwortung für die medizi-
nische Versorgung, indem er die Rolle eines
integrierten Gesundheitsversorgers über-
nimmt. Dies geschieht durchaus aus
Eigeninteresse. Die Sicherung der haus-
ärztlichen Versorgung im Landkreis trägt
zur Standortattraktivität der Städte undGe-
meinden für Gewerbetreibende und junge
Familien bei. Denn die Schließung von
Hausarztpraxen hat nicht nur unmittelbare
Auswirkungen auf den örtlichen Apotheker
oder das Pflegeheim, sondern mittelbar
auch auf das lokale Gewerbe und den Han-
del einer Kommune. Und: Ohne eine flä-
chendeckende ambulante medizinische
Versorgung droht den Kreiskliniken, dass
Patienten bei akuten gesundheitlichen Be-
einträchtigungen zunehmend die Notauf-
nahme in Anspruch nehmen oder dass die
Zahl unnötiger Krankenhauseinweisungen
steigt, wodurch die wertvolle Ressource
Krankenhausbetten mit den „falschen“ Pa-
tienten belegt werden würde. Das Versor-
gungskonzeptdesLandkreisesDarmstadt-
Dieburg kann somit eine Blaupause für eine
integrierte Versorgung in kommunaler Trä-
gerschaft sein, die der Sicherung und Qua-
lität der wohnortnahen, ambulanten und
stationären Versorgung dient. &&

Klaus Peter Schellhaas, Landrat,
Landkreis Darmstadt-Dieburg
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Frühe Hilfen – Frühe Chancen:
Umsetzung in der Region Hannover

Von Dr. Andrea Wünsch, Region Hannover
Gesetzliche Grundlage

Umein gesundes Aufwachsen von Kindern
zu ermöglichen, sollen (werdenden) Eltern
möglichst frühzeitig soziale Unterstüt-
zungssysteme zur Seite stehen. Nachdem
es bereits seit den 1990er-Jahren durch
§ 16 SGB VIII eine Grundlage für familien-
unterstützende Angebote gibt, wurde im
Jahr 2007 vom Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend das
Nationale Zentrum Frühe Hilfen gegründet
– eine Kooperationseinrichtung der Bun-
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung
(BZgA) und desDeutschen Jugendinstituts
(DJI). Die politischen und fachlichen Be-
mühungen in der Entwicklung des präven-
tiven Kinderschutzes mündeten in dem am
1.1.2012 in Kraft getretenen Bundeskin-
derschutzgesetz (BKiSchG). Das Bundes-
kinderschutzgesetz beinhaltet das Gesetz
zur Kooperation und Information imKinder-
schutz mit dem Ziel der Förderung der
körperlichen, geistigen und seelischenEnt-
wicklung von Kindern und Jugendlichen.
Dieses Ziel soll durch frühzeitige, koordi-
nierte und multiprofessionelle Angebote
erreicht werden – Frühe Hilfen. In § 3
KKG (Gesetz zur Kooperation und Informa-
tion im Kinderschutz) sollen verbindliche
Strukturen der Zusammenarbeit von Leis-
tungsträgern und Leistungserbringern im
Kinderschutz aufgebaut werden, um eine
frühzeitige Unterstützung zu ermöglichen.
Diese Zusammenarbeit soll in Netzwerken
geschehen, die sich aus Fachkräften öf-
fentlicher sowie freier Träger der Jugend-
hilfe und darüber hinaus aus dem Gesund-

heits- und Sozialwesen, Beratungsstellen
und Ordnungsbehörden konstituieren.

Umsetzung in der Region Hannover

Die Region Hannover hat 2012 das Projekt
Frühe Hilfen – Frühe Chancen entwickelt.
Mithilfe der Frühen Hilfen sollen Entwick-
lungs-, Bildungs- und Teilhabechancen
von Kindern unter 6 Jahren erhöht und
(werdende) Eltern in ihren Versorgungs-
und Erziehungskompetenzen gestärkt
werden. Um dieses Leitziel umsetzen zu
können, ist eine bedarfsgerechte Planung
und Steuerung von Präventionsleistungen
sowie eine verbindlich vernetzte Zusam-
menarbeit unterschiedlicher Akteure erfor-
derlich. Erreicht werden soll eine bessere
Vernetzung der Fachdienste sowohl auf
Ebene der Regionsverwaltung als auch
lokal auf der Ebene der Gemeinden. Im
Jahr 2015 hat das Projekt Frühe Hilfen –

Frühe Chancen den Projektstatus verlas-
sen und ist seitdem als Stabsstelle im
Fachbereich Jugend als Koordinierungs-
zentrum Frühe Hilfen – Frühe Chancen
angesiedelt.

Lokale und regionale Vernetzungs-
strukturen

13 der 16 Gemeinden im Zuständigkeits-
bereich der Region Hannover als Jugend-
hilfeträger beteiligen sich an den Frühen
Hilfen. In jeder teilnehmenden Kommune
gibt es eine multiprofessionell zusammen-

gesetzte Lenkungsgruppe, die sich regel-
mäßig trifft und Netzwerkveranstaltungen
vorbereitet, Bedarfe diskutiert und neue
Angebote der Frühen Hilfen vor Ort ent-
wickelt. ImRahmender zwei- bis viermal im
Jahr stattfindenden Netzwerktreffen haben
alle Akteure einer Gemeinde aus den Be-
reichen Kinderbetreuung, des Gesund-
heitswesens, der Eltern- und Familienbil-
dung, Jugendhilfe, des Sport- und Vereins-
wesens die Möglichkeit zum Austausch. In
den einzelnen Gemeinden werden Befra-
gungen der Eltern als auch der Fachkräfte
durchgeführt.

Des Weiteren gibt es eine Regionale Pla-
nungsgruppe, die sich vierteljährlich trifft.
Die Regionale Planungsgruppe setzt sich
aus Vertretern der Frühen Hilfen der Ge-
meinden und aus Mitarbeitern der Fach-
dienste der Region Hannover zusammen.

Implementierungskriterien

Um den Stand der Umsetzung der Frühen
Hilfen – Frühen Chancen zu ermitteln und
kritisch hinterfragen zu können, wurden in
der Region Hannover „Implementierungs-
kriterien“ entwickelt. Dabei beschreiben
„Aktionsfelder“ strategische und operative
Ebenen, die für die Umsetzung der Frühen
Hilfen relevant sind. Für jedes Aktionsfeld
wurde eine „Zieldimension“ definiert, die
einen optimalen Zustand beschreibt, in
der die Frühen Hilfen vollkommen in dem
Aktionsfeld implementiert sind. Jede Ziel-
dimension ist durch zehn Implementie-
rungskriterien unterlegt, die die einzelnen
Stufen der Implementierung der Frühen
Hilfen in der Kommune beschreiben.

Diese Einschätzung zum Stand der Imple-
mentierung der Frühen Hilfen – Frühen
Chancen soll eine Dialoggrundlage für die
Planung und Umsetzung Früher Hilfen in
einer Kommune sein (siehe Abbildung). Es
ist allerdings unrealistisch, kurzfristig alle
Aktionsfelder in gleicher Intensität zu be-
arbeiten. Vielmehr soll im planerischen Dia-
log strategisch entschieden werden, wel-
che Aktionsfelder und Implementierungs-
kriterien Priorität haben und an welcher
Stelle in Richtung Zieldimension bereits
ein Grad der Zufriedenheit erreicht wäre,
um folglich Meilensteine festzulegen.

Die Übersicht der zahlreichen beteiligten
Fachteams zeigt zum einen die Breite des
fachübergreifenden Ansatzes, zum ande-
ren das Bemühen, im Rahmen der präven-
tiven Gesamtausrichtung der Frühen Hilfen
– Frühen Chancen der Region Hannover
nicht nur neue Angebote für Kinder und
Familien zu entwickeln, sondern auch die

Abb. 1: Implementierungsstern
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bereits bestehenden Dienste und Fach-
kräfte mit ihren umfangreichen Ressour-
cen und Kompetenzen in dieses neue Ar-
beitsfeld einzubinden und dabei wo nötig
auch fachlich und organisatorisch neu aus-
zurichten. Die Frühen Hilfen – Frühen
Chancen sind so zu einer Klammer bzw.
zu einem Dach für unterschiedlichste An-
gebote, Hilfen, Professionen und Organi-
sationseinheiten geworden. Da die Breite
der Angebote hier nicht dargestellt werden
kann, soll im Folgenden ein zentraler Bau-
stein dieses Gesamtkonzeptes näher vor-
gestellt werden.

Sozialpädriatisches Kita-Konzept

An der Umsetzung der Frühen Hilfen sind
innerhalb des Dezernats Soziale Infrastruk-
tur der Region Hannover zahlreiche Fach-
dienste beteiligt. Als ein Beispiel für eine
gelingende multiprofessionelle Zusam-
menarbeit in den Frühen Hilfen, sowohl
auf lokaler als auch auf regionaler Ebene,
soll das „Sozialpädiatrische Kita-Konzept“
der Region Hannover vorgestellt werden:

Anders als in den meisten anderen Ver-
waltungen ist in der Region Hannover das
kinder- und jugendärztliche Team mit 55
Mitarbeitern im Fachbereich Jugend ange-
siedelt. Diese Verortung bietet die Chance
einer engen Vernetzung des Teams
Sozialpädiatrie und Jugendmedizin mit an-
deren Fachdiensten im Fachbereich Ju-
gend.

Das Team Sozialpädiatrie und Jugendme-
dizin der Region Hannover führt jährlich
10.000 Schuleingangsuntersuchungen
(SEU) durch. Die Daten der Schuleingangs-
untersuchungen zeigen ein vermehrtes
Vorkommen von frühkindlichen Entwick-
lungsverzögerungen bei Kindern aus
bildungsfernen und sozial benachteiligten
Familien. Bei kleinräumiger Datenauswer-
tung und Abgleich mit dem Sozialbericht
können Gemeinden bzw. Stadtteile mit
einem erhöhten Anteil von Kindern mit
Förderbedarfen identifiziert werden.

Mit dem Ziel, Kinder mit erhöhten Förder-
bedarfen möglichst frühzeitig zu identifizie-
ren und diesen Kindern individuell zu hel-
fen, wurde in 2014 ein interdisziplinäres
Konzept zur Entwicklungsförderung von
Kindern in Kindertageseinrichtungen ent-
wickelt. Dieses stellt einen festen Baustein
der Frühen Hilfen – Frühen Chancen der
Region Hannover dar. Aktuell werden mit
diesem Konzept mehr als 3.000 Kinder
vom Krippenalter an in Kindertageseinrich-
tungen erreicht. Die Teilnahme der Ge-
meinden bzw. Kitas am sozialpädiatri-
schen Kita-Konzept ist freiwillig.

Das Konzept basiert auf einem Entwick-
lungsscreening aller Kinder der teilneh-
menden Kitas, das von pädagogischen
Fachkräften durchgeführt wird. Als Verfah-
ren zur Einschätzung der kindlichen Ent-

wicklung wurde die „EBD – Entwicklungs-
beobachtung und –dokumentation“ von
Petermann und Koglin in allen teilnehmen-
den Kitas eingeführt. Um Kindern, die im
Rahmen des Screening-Verfahrens auffäl-
lige Befunde gezeigt haben,möglichst zeit-
nah passgenaue Hilfen vermitteln zu kön-
nen, ist in allen teilnehmenden Kitas an je
einem Vormittag im Monat ein Kinderarzt
der Sozialpädiatrie und Jugendmedizin für
Beratungen der pädagogischen Fachkräf-
te und Eltern und für Untersuchungen vor
Ort in den Kitas. Dabei besteht eine enge
Kooperation mit dem Team Sozialmedizin
und Teilhabeplanung bei der Einleitung von
Hausfrühförderung. Zusätzlich bieten die
Familien- und Erziehungsberatungsstellen
der Region Hannover regelmäßig Beratun-
gen in den Kitas an und beteiligen sich
zusätzlich in Form von Impulsvorträgen
an Elternabenden und Elterncafés. Um
diesen integrativen, fachübergreifenden
und niederschwelligen Ansatz umsetzten
zu können, war es notwendig, die zuvor
dominierenden Komm-Strukturen durch
Angebote in Form von Geh-Strukturen zu
ergänzen. Für Kinder mit erhöhten Förder-
bedarfen im Bereich der Sprache findet
zusätzlich an zwei Vormittagen in der Wo-
che eine individuelle Sprachförderung
durch Fachkräfte der Region Hannover
statt. Trotz eines entwicklungsdiagnosti-
schen Ansatzes sieht das Konzept vor,
ressourcenorientiert und kompetenzför-
dernd mit Kindern und ihren Eltern zu
arbeiten und zur Kompetenzsteigerung
der pädagogischen Fachkräfte beizutra-
gen.

Die Fachkräfte der Sozialpädiatrie, der Fa-
milien- und Erziehungsberatungsstellen
und der individuellen Sprachförderung
der Region Hannover sind im Rahmen
der lokalen Netzwerke der Frühen Hilfen
und durch die Mitarbeit in den Lenkungs-
gruppen eng mit den Akteuren vor Ort
vernetzt. Individuelle Angebote für die je-
weiligen Kommunen können gemeinsam
entwickelt werden. Auf der Ebene der re-
gionalen Planungsgruppe der Frühen Hil-
fen können Bedarfe und Angebote zwi-
schen den einzelnen Kommunen ausge-
tauscht werden.

Evaluation des Kita-Konzepts

Die Auswertung der anonymisiert einge-
gebenen EBD-Bögen bestätigt den ge-
wählten selektiven Ansatz, nur solche Kitas
einzubeziehen, bei denen besondere so-
zialstrukturelle Belastungen und Häufun-
gen von Entwicklungsverzögerungen be-
obachtet werden. Anhand der Daten der
Schuleingangsuntersuchungen können
langfristig die Standortauswahl und die
Wirksamkeit des Konzepts überprüft wer-
den. Die Ergebnisse werden den Fachkräf-
ten in den Kommunen präsentiert.

Anhand der Untersuchungsbefunde wer-
den weitere Kontakte vermittelt, z. B. zu
niedergelassenen Kinderärzten, dem So-
zialpädiatrischen Zentrum, zu Koopera-
tionspartnern im Kita-Konzept und häufig
niedrigschwellig in das lokale Netz der
Frühen Hilfen – Frühen Chancen.

Fazit – Prävention lohnt sich

Die Region Hannover widmet sich seit fünf
Jahren mit großem Engagement dem The-
ma der Frühen Hilfen – Frühen Chancen. In
diesem Zeitraum ist es gelungen, in 13 der
16 Gemeinden, für die die Region Hanno-
ver Jugendhilfeträger ist, gut funktionieren-
de Netzwerke und Lenkungsgruppen und
eine übergeordnete regionale Planungs-
gruppe zu etablieren. In den Netzwerken
und Lenkungsgruppen findet eine gut
koordinierte und konstruktive Zusammen-
arbeit unterschiedlicher Professionen und
Institutionen, insbesondere aus den Be-
reichen der Kinder- und Jugendhilfe und
des Gesundheitswesens statt. Eltern- und
Fachkräftebefragungen geben Hinweise
auf lokale Bedarfe und geben Impulse für
die Entwicklung von lokalen Projekten und
Angeboten. Durch die Anbindung der Ser-
vicestelle Familienförderung können Ver-
netzungsstrukturen bestmöglich in der
Projektentwicklung und -förderung ge-
nutzt werden.

Mit Hilfe des Sozialpädiatrischen Kita-Kon-
zeptes als „praktischem“ Baustein der
Frühen Hilfen – Frühen Chancen wird die
Zusammenarbeit der unterschiedlichen
Fachkräfte der Region Hannover und den
Fachkräften der einzelnen Gemeinden ge-
stärkt und gefördert. Individuelle Förder-
bedarfe werden möglichst frühzeitig er-
kannt und passgenaue Hilfen vermittelt.
Die Auswertungen der Schuleingangsun-
tersuchungen werden in den nächsten
Jahren Hinweise auf die Wirksamkeit des
Kita-Konzepts liefern. &&

Dr. med. Andrea Wünsch, Fachbereich
Jugend, Team Sozialpädiatrie und
Jugendmedizin, Region Hannover
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Gesundheitsfördernde Organisationsentwicklung
von Einrichtungen für Kinder und Jugendliche –

Der Wettbewerb „Gesunde Einrichtung“

Von Julia Zahren, Landkreis Günzburg
Zusammenfassung

Der mehrjährige Wettbewerb „Gesunde
Einrichtung“ zielt auf eine gesundheitsför-
dernde Organisationsentwicklung von Ein-
richtungen für Kinder und Jugendliche ab.
DieWettbewerbsthemenentsprechendem
empirisch erhobenen Handlungsbedarf.
Das Logo des Projekts ist in Form eines
Baumes gestaltet und wird sukzessive mit
farbigen Blättern, die für die jeweiligen Ge-
sundheitsthemen stehen, aufgefüllt. Dies
animiert die Einrichtungen dazu, alle The-
men des Wettbewerbs zu bearbeiten. Auf
diese Weise werden Verhaltens- und Ein-
stellungsänderungen forciert und gesund-
heitsfördernde Strukturen in den Einrich-
tungen geschaffen. Das Projekt dient somit
zur Verhaltens- und Verhältnisprävention.
Aufgrund des lebensweltbezogenen An-
satzes können alle Kinder und Jugendli-
chen im Landkreis unabhängig von ihrer
sozialenHerkunft erreichtwerden.DasKin-
des- und Jugendalter prägt die gesamte
Gesundheitsbiografie. In gesundheitsför-
dernden Settings können Kinder und Ju-
gendliche ein positivesGesundheitsverhal-
ten erlernen. Diese vermittelten Kompeten-
zenundangeeigneteRessourcen sindgute
Voraussetzungen für ein gesundes Leben.

Hintergrund

Gesundheitsfördernde und präventive
Maßnahmen auf kommunaler Ebene sind
im Landkreis Günzburg in eine Gesund-
heitsgesamtstrategie eingebettet. Seit
2015 ist der Landkreis Günzburg eine
vom Staatsministerium für Gesundheit
und Pflege geförderte Gesundheitsregion-
plus1. Neben einer Geschäftsstelle besteht
die Gesundheitsregionplus aus einem Ge-
sundheitsforum mit Steuerungsfunktion
und aus mehreren Arbeitsgruppen zu
den Themenfeldern Gesundheitsförde-
rung, Prävention und Gesundheitsversor-
gung2. Mit der Gesundheitsregionplus kön-
nen auf lokaler Ebene Entwicklungen im
Gesundheitswesen gesteuert werden. Re-
gionale Herausforderungen werden recht-
zeitig erkannt und die Akteure können ent-
sprechend darauf reagieren.

Die Gesundheitsregionplus im Landkreis
Günzburg orientiert sich am gesundheits-
politischen Aktionszyklus, auch Public
Health Action Cycle3 genannt, welcher
idealtypischer Weise nach folgenden vier
Interventionsphasen4 vorgeht: Problembe-
stimmung, Strategieformulierung, Umset-
zung, Evaluation. Auch der Wettbewerb
„Gesunde Einrichtung“ entstand auf diese
Weise:

Problembestimmung

Um regionale Problemlagen identifizieren
zu können, verfasst die Geschäftsstelle der
Gesundheitsregionplus regelmäßig kommu-
nale Gesundheitsberichte5. Die Gesund-
heitsberichte 20156 und 20177 identifizier-
ten die Vermeidung von Über- und Unter-
gewicht im Kindes- und Jugendalter als
wichtiges Handlungsfeld. Das Gesund-
heitsforum initiierte deshalb eine Arbeits-
gruppe, die sichmit Gesundheitsförderung
und Prävention bei Kindern und Jugend-
lichen beschäftigt. Die dort vertretenen
Experten stellten fest, dass es für den
Landkreis Günzburg keinen Überblick dar-
über gibt, welche Angebote zur Gesund-
heitsförderung und Prävention in Einrich-
tungen wie Schulen und Kindergärten an-
geboten werden. Daraufhin führte die Ar-
beitsgruppe eine schriftliche Befragung
dieser Einrichtungen durch.

Abb. 1: Wettbewerbsthemen

Die deskriptive Auswertung der repräsen-
tativen Vollerhebung ergab, dass fast alle
Einrichtungen Maßnahmen durchführen
und Gesundheitsthemen aufgreifen. Diese
vielfältigen Aktionen sind jedoch selten
aufeinander abgestimmt.

Durch die Befragung wurde außerdem he-
rausgefunden, welchen dringenden Hand-
lungsbedarf die Einrichtungen sehen. Am
häufigsten nannten die Befragten

• Medienerziehung,

• psychische Belastungen,

• Bewegung,

• gesunde Ernährung.

Strategieformulierung

Diese empirisch identifizierten dringenden
Handlungsfelder griff die Gesundheitsre-

gionplus auf, ergänzte sie um das Thema
Mitarbeitergesundheit und entwickelte als
Maßnahme den mehrjährigen Wettbewerb
„Gesunde Einrichtung“.

Mit dem Konzept des Wettbewerbs „Ge-
sunde Einrichtung“ wird eine gesundheits-
fördernde Organisationsentwicklung an-
gestrebt. Organisationsentwicklung wird
als „Strategie des geplanten und systema-
tischen Wandels“ verstanden, „der durch
die Beeinflussung der Organisationsstruk-
tur, Unternehmenskultur und individuellem
Verhalten zustande kommt“8. Ziel des Pro-
jekts ist es, dass sich Organisationen wie
Schulen und Kindergärten im Landkreis zu
gesundheitsfördernden Lebenswelten
weiterentwickeln. Erreicht wird dies, indem
der Landkreis Günzburg jährlich eines der
Gesundheitsthemen als Wettbewerbsthe-
ma (vgl. Abbildung 1) vorgibt. Für die Teil-
nahme und Umsetzung von Maßnahmen
erhalten die Einrichtungen sukzessive die
farbigen Blätter des Logos und entwickeln
sich somit zu gesunden Einrichtungen wei-
ter (vgl. Abbildung 2).

Die Gesundheitsregionplus entwickelte als
Interventionsstrategie einen Wettbewerb,
da

• die Verleihung von Teilnehmerurkunden
eine Würdigung bisher geleisteter Ar-
beit nach innen und eine sichtbare An-
erkennung nach außen darstellt.

• dieser ein Bewusstsein für Gesund-
heitsthemen herstellt.

• ein Anreiz zur Weiterentwicklung ge-
schaffen wird.

1 Huml, M., Gesundheitsregionenplus: Gesundheit vor
Ort gestalten. In: Kommunal Praxis Bayern 6/2017,
2010–2012.

2 Bödeker, M.; Deiters, T.; Eicher, A.; Hollederer, A.;
Pfister, F.; Wildner, M., Wie können die Gesund-
heitsversorgung, -förderung und Prävention regional
optimiert werden? Die Entwicklung der Gesund-
heitsregionenplus in Bayern. In: Public Health Forum
(24) 4, 2016.

3 Rosenbrock, R.; Hartung, S., Public Health Action
Cycle/Gesundheitspolitischer Aktionszyklus: BZgA,
2015.

4 Ruckstuhl B.; Somaini B.; Twisselmann W., Förde-
rung der Qualität in Gesundheitsprojekten. Bern: In-
stitut für Sozial- und Präventivmedizin, 2008.

5 Vgl. Kuhn, J., Gesundheitsberichterstattung als
Staatsaufgabe. In: Prävention 2: 57–63, 2005.

6 Zahren, J., Gesundheitsbericht Landkreis Günzburg
2015. Günzburg: Landratsamt Günzburg.

7 Zahren, J.; Dudler, P., Zweiter Gesundheitsbericht
Landkreis Günzburg: Landratsamt Günzburg, 2017.

8 Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH, http://
wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/organisa-
tionsentwicklung.html, zuletzt eingesehen am
2.1.2017.
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• So Maßnahmen stärker aufeinander
abgestimmt und weniger nachhaltige
Einzelaktionen vermieden werden.

• dies der Transparenz und dem Aus-
tausch unter den Einrichtungen dient.

Im Unterschied zu ähnlichen Konzepten
wie „Sterne für Schulen“9 und „gesunde
Schule"10, welche Top-down umgesetzt
werden, verfolgt das Projekt „Gesunde
Einrichtung“ im Landkreis Günzburg als
Wettbewerb mit positiven Anreizen den
Bottom-up-Ansatz.

Um die Qualität des Projekts sicherzustel-
len, fanden bei der Konzeption des Wett-
bewerbs Best-Practice-Kriterien Berück-
sichtigung11. Im Folgenden werden exem-
plarisch drei der umgesetzten Kriterien vor-
gestellt.

Setting-Ansatz

Der Wettbewerb ist eine lebensweltbezo-
gene Maßnahme und setzt sowohl auf der
Verhältnis- als auch auf der Verhaltensebe-
nean.AufgrundderSchulpflicht könnenalle
Kinder unabhängig von ihrer sozialen Lage
über das Setting Schule erreicht werden.

Partizipation

Im Sinne eines partizipativen Ansatzes ent-
scheiden die Kinder und Jugendlichen ge-
meinsam mit ihren Erziehern oder Lehrern,
welche Maßnahme sie durchführen möch-
ten, und planen und organisieren die Um-
setzung selbst.12 An der Online-Abstim-
mung können alle Bürger teilnehmen.

Empowerment

Die Kinder, Jugendlichen und Mitarbeiter
sollen dazu befähigt werden, sich für die
gesundheitsfördernde Entwicklung ihrer

Einrichtung und für ihre
eigeneGesundheit ein-
zusetzen. Durch die
Teilnahme entwickeln
sie handlungswirksa-
me Orientierungsmus-
ter13.

Umsetzung

Zum Schuljahr 2017/
2018 startete die Ge-
sundheitsregionplus

Landkreis Günzburg
den Wettbewerb „Ge-
sunde Einrichtung“.

Bis Ende Februar je-
den Jahres können
die Einrichtungen ihre Projekte und Maß-
nahmen bei der Gesundheitsregionplus ein-
reichen. Die Arbeitsgruppe prüft, ob Quali-
tätskriterien14 eingehalten werden. Im April
kann die gesamte Bevölkerung online für
die Projekte und Maßnahmen der Einrich-
tungen abstimmen. Die drei Maßnahmen je
Altersgruppe15 mit den meisten Stimmen
erhalten Geldpreise (500 €, 300 €, 200 €)
für die Umsetzung weiterer Gesundheits-
maßnahmen. Finanziert werden die Preis-
gelder über Spenden (vgl. Abbildung 3).

Zum aktuellen Jahresthema „Ernährung“
reichten bereitsmehrere Einrichtungen ihre
Maßnahmen ein, bspw. ein gesundes
Frühstück, die Teilnahme am Schulobst-
programm, ein Pausenverkauf von Brain-
food und die gemeinsame Herstellung von
Lebensmitteln.

Evaluation

Die Wirkung des Projekts „Gesunde Ein-
richtung“wirdmittels interner Prozess- und
Ergebnisevaluation überprüft. Da alle Ein-

richtungen für Kinder und Jugendliche im
Landkreis Günzburg vor der Maßnahme
befragt wurden, ist ein Vorher-Nachher-
Vergleich möglich.

Das Projekt kann bei Bedarf weitergeführt
oder bspw. um weitere Einrichtungen wie
Betriebe und Seniorenheime erweitert wer-
den.

Eine systematische Planung des gesund-
heitspolitischen und gesundheitsbezoge-
nenHandelns, die z. B.mit derOrientierung
am gesundheitspolitischen Aktionszyklus
gewährleistet wird, scheint bei der Umset-
zung von gesundheitsförderndenMaßnah-
men auf kommunaler Ebene ebenso sinn-
voll zu sein wie die Einbettung der Maß-
nahmen in eine regionale Gesundheitsge-
samtstrategie. &&

Julia Zahren, Leiterin der Geschäftsstelle
der Gesundheitsregionplus,

Landkreis Günzburg

Abb. 2: Jährliche Wettbewerbsthemen und Gesamtlogo

Abb. 3: Wettbewerb „Gesunde Einrichtung“
9 http://www.biberach.de/landkreis/programme-pro-

jekte/sterne-schulen.html, zuletzt eingesehen am
2.1.2018.

10 Seeger, S.; Büchler-Stumpf, M.; Stork, S., Schritte
zum Gesamtzertifikat „Gesundheitsfördernde Schu-
le“. Ein Leitfaden für Schulen. Hessisches Kultusmi-
nisterium, Wiesbaden, 2010.

11 Kooperationsverbund Gesundheitliche Chancen-
gleichheit: Kriterien für gute Praxis der soziallagen-
bezogenen Gesundheitsförderung des Koopera-
tionsverbundes Gesundheitliche Chancengleichheit.
2015.

12 Vgl. Wright M. T., Partizipative Qualitätsentwicklung
in der Gesundheitsförderung und Prävention. AZ
Druck und Datentechnik GmbH, 2010.

13 Kreher, S.; Marr, E., Vorstellungen von einem „guten
Leben“ in sozial ungleichen Lebenswelten – Impres-
sionen des lebensweltanalytischen Arbeitens mit
Kindern. In: Schröer, N.; Hinnenkamp, V.; Kreher,
S.; Poferl, A. (Hrsg.), Lebenswelt und Ethnographie.
Beiträge der 3. Fuldaer Feldarbeitstage 2./3. Juni
2011.

14 Einzuhaltende Qualitätskriterien sind: Nachhaltig-
keit, gesundheitliche Chancengleichheit und Umset-
zung des vorgegebenen Jahressthemas.

15 Die Einrichtungen werden in zwei Gruppen prämiert:
Einrichtungen, wie Kindergarten und Grundschulen
etc. mit Kindern bis ca. 10 Jahre; Einrichtungen wie
weiterführende Schulen etc. mit Kindern und Ju-
gendlichen von ca. 11 bis ca. 20 Jahre.
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Kreis Warendorf: Gute Kita- und Schulverpflegung
Von Petra Lummer, Kreis Warendorf,
und Christin Hornbruch, Düsseldorf

Das Gesundheitsamt des Kreises Wa-
rendorf legt schon seit dem Jahr 2007
bei der Gesundheitsförderung und
Prävention im Kreisgebiet einen
Schwerpunkt auf die Gesundheit von
Kindern und Jugendlichen. Mit ge-
sundheitsfördernden und präventiven
Projekten, die vor allem in Kinderta-
geseinrichtungen und Schulen stattfin-
den, soll dem Trend zu Bewegungs-
mangel und Übergewicht frühzeitig
begegnet werden.

Gesundes Essen und Bewegung

Zur Förderung und Erhaltung der Kinder-
gesundheit ist es ganz besonders wichtig,
den Kindern – dort wo sie leben und lernen
– so früh wie möglich ein gesundes Ess-
und Bewegungsverhalten nahezubringen.
Bereits in der frühen Kindheit werden das
spätere Essverhalten und der Geschmack
angelegt undgeprägt. DasBewusstsein für
die Esskultur und für die Auswahl und
Qualität der Nahrungsmittel wird in den
Familien zu Hause, aber ebenso häufig in
den Lebenswelten Kindertageseinrichtun-
gen und Schule mitbestimmt. Die Bedeu-
tung von Essen und Trinken hat auch in der
Kita aufgrund des U3-Ausbaus und länge-
rer Betreuungszeiten zugenommen. Zu-
dem geht der Trend in Richtung Ganztags-
schule, sodass die Zahl der Kinder und
Jugendlichen, die in ihren Schulen Mittag
essen, stetig zunimmt. Bekannt ist, dass
eine ausgewogene Ernährung ein wesent-
licher Faktor für Gesundheit und für Leis-
tungsfähigkeit ist. Es ist daher besonders
wichtig, in diesem Bereich eine kindge-
rechte, ausgewogene und schmackhafte
Verpflegung anzubieten.

Vor diesem Hintergrund wurde u. a. die
Förderung einer gesunden Verpflegung in
Kindertageseinrichtungen und Schulen in
das vom Kreistag beschlossene Hand-
lungsprogramm des Kreisentwicklungs-
konzeptes WAF 2030 aufgenommen.

Fachliche Unterstützung

Das Gesundheitsamt hat von Beginn an
eine prozessbegleitende fachliche Unter-
stützung durch die Vernetzungsstelle Kita-
und Schulverpflegung NRW erhalten. Mit
Einrichtung zielgruppenspezifischer Pro-
jektgruppen zur Kita- und Schulverpfle-
gung wurden die kooperative Vernetzung
und systemübergreifende Zusammenar-
beit von Gesundheitsamt, Kindertagesein-
richtung, Schule, Jugendhilfe und weiteren
Arbeitsfeldern ermöglicht und bestärkt.

Ziele der gemeinsamen Projektarbeit

• Sensibilisierung von Verantwortlichen
und beteiligten Akteuren sowie der Öf-
fentlichkeit für das Thema Kita- und
Schulverpflegung,

• Ermittlung der Ist-Situation in Bezug auf
die Kita- und Schulverpflegung im Kreis
Warendorf,

• Ermittlung der Unterstützungsbedarfe
aus Sicht der beteiligten Akteure wie
pädagogische Fachkräfte, Kitaträger,
Schule und Schulträger,

• Verbesserung der Kita- und Schulver-
pflegung und Sicherung der Qualität,

• Anregung zu positiven Veränderungen
bei den Ernährungsgewohnheiten von
Kindern und Jugendlichen.

Situation im Kreis

Zur Beurteilung der Verpflegungssituation
in den Kindertageseinrichtungen und
Schulen im Kreis Warendorf wurde ein ent-
sprechender Fragebogen entwickelt. Für
eine zielgruppengenaue Bearbeitung der
beiden Handlungsfelder wurden im Rah-
men der Befragung zielgruppenspezifische
Unterstützungsbedarfe und Verbesse-
rungsmöglichkeiten aus Sicht der für die
Verpflegung verantwortlichen Akteure (Ki-
taleitungen, Schulleitungen sowie deren
Träger) in Erfahrung gebracht.

Das Kreisgesundheitsamt hat die Projekt-
gruppe „Gute Kitaverpflegung im Kreis
Warendorf“ mit den verantwortlichen Trä-
gern aus den kreiszugehörigen Städten
und Gemeinden, Vertretern der Kinderta-
gesbetreuung und Vertretern der Jugend-

amtselternbeiräte sowie einer Vertreterin
des Kreiselternbeirates im Jahr 2016 ge-
gründet. An der Bestandserhebung haben
sich 67 % der Kitaleitungen beteiligt.

Viele Kindertageseinrichtungen sind in ei-
nigen Bereichen schon gut aufgestellt und
bieten eine gute Verpflegung an.Wie schon
in dem landesweiten Vergleich zur Situa-
tion der Kitaverpflegung aus dem Jahr
2013 (Verbraucherzentrale NRW) festge-
stellt, gehört auch im Kreis Warendorf die
Warmverpflegung mit 69 % zu den häu-
figsten Verpflegungssystemen in der Kin-
dertagesbetreuung. 75 %der Kita-Einrich-
tungen werden über einen Caterer belie-
fert. 21 % der befragten Kita-Einrichtun-
gen kochen selber, diese sind größtenteils
in Trägerschaft der Elterninitiativen. Bei
4 % der Kindertageseinrichtungen gibt es
eine Zentralküche des Trägers. Bio-Le-
bensmittel kommen in 27 % der befragten
Kita-Einrichtungen zum Einsatz. Zudem ist
in 39 % der Kindertageseinrichtungen ein
tägliches vegetarisches Angebot vorhan-
den. Positiv ist auch, dass Vollkornproduk-
te in 55 % der Kindertageseinrichtungen
im Kreis eingesetzt werden. 58 % der Ein-
richtungen bieten den Kindern täglich fri-
sches Obst an. Ein tägliches Rohkostan-
gebot haben schon 63 % der befragten
Einrichtungen.

Die kreiseigenen Befragungsergebnisse
wurden auf einem Fachtag „Gute Kita-Ver-
pflegung im Kreis Warendorf“ im Mai 2017
der Öffentlichkeit präsentiert. Neben den
Ergebnissen der Bestanderhebung gab es
zudem Raum für gemeinsamen Austausch

Abb.1: Kita-Befragung zur Verpflegungssituation

Quelle: Gesundheitsamt Kreis Warendorf
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interessierter Praxisakteure. Zu verschie-
denen Themen der Kitaverpflegung konn-
ten die Teilnehmer mit Experten ins Ge-
spräch kommen und wurden über die Ak-
tivitäten des Kreisgesundheitsamtes infor-
miert.

Im weiteren Projektverlauf werden in Ko-
operation mit der Vernetzungsstelle Kita-
und Schulverpflegung NRW praxisorien-
tierte Workshops organisiert und für alle
interessierten Kita-Akteure imKreisWaren-
dorf angeboten. Informationen, Diskussio-
nen und Erfahrungsaustausche rund um
die Fragen der Gemeinschaftsverpflegung
fördern die Qualifikation und die Motivation
der Akteure, das Essensangebot zu opti-
mieren. Am Ende der Qualifizierungsreihe
erhalten die Teilnehmer einen Qualifika-
tionsnachweis.

Maßnahmen und Ergebnisse

Auch in der Schulverpflegung hat sich seit
2014 eine regelmäßig tagende Steue-
rungsgruppe unter Moderation des Ge-
sundheitsamtes etabliert. Wie auch im
Handlungsfeld Kitaverpflegung erhält das
Amt durch die Vernetzungsstelle Kita- und
Schulverpflegung NRW fachliche und or-
ganisatorische Unterstützung.

Des Weiteren wirken Vertreter des Schul-
amtes für den Kreis Warendorf, des Regio-
nalen Bildungsbüros, des Veterinär- und
Lebensmittelüberwachungsamtes, des
Kompetenzteams Kreis Warendorf sowie
des Landesprogramms Bildung und Ge-
sundheit (BuG-NRW) zusammen. Gemein-
sam werden alle erforderlichen Projekt-
schritte geplant, abgestimmt und koordi-
niert.

Zu Beginn der Aktivitäten im Kreis wurden
alle Schulleitungen und Schulträger im
Kreis Warendorf mit einem Fragebogen
zur aktuellen Verpflegungssituation be-
fragt. 61 % der Schulleitungen und 59 %
der Schulträger haben sich an der Befra-
gung beteiligt. Die Qualitätssicherung in
der Schulverpflegung findet im Kreis Wa-
rendorf seitens der Schulen und Schulträ-
ger in unterschiedlichen Formen statt.
90 %der Schulträger haben einen direkten
Ansprechpartner für die Schulen und bie-
ten so Unterstützung an. Allerdings über-
tragen auch 60 % der befragten Schulträ-
ger die lebensmittelunternehmerische Tä-
tigkeit in einigen Standorten an den Cate-
rer.

Auch für die Speiseplangestaltung sind
80 % der Caterer zuständig. In der Befra-
gung konnte unter anderem festgestellt
werden, dass die Schulträger das Thema
Qualitätssicherung durch die Möglichkeit
der Gestaltung einer Ausschreibung und
des Leistungsverzeichnisses kaum wahr-
nehmen und hier auch keine Hilfestellung
seitens Dritter in Anspruch nehmen.

Im Frühjahr 2015 wurden diese und andere
Ergebnisse der Befragung bei einer
Auftaktveranstaltung „Gute Schulverpfle-
gung: (K)ein Thema im Kreis Warendorf?“
präsentiert. Damit gab der Kreis den Start-
schuss für eine regelmäßige Zusammen-
arbeit mit den an der Schulverpflegung
verantwortlichen Trägern aus den kreis-
angehörigen Städten und Gemeinden,
den Schulen sowie den Verpflegungsan-
bietern. Verschiedene Austauschforen bie-
ten den verantwortlichen und interessier-
ten Akteuren der Schulverpflegung die

Möglichkeit, an demProzess der Qualitäts-
entwicklung zu einer guten Schulverpfle-
gung mitzuwirken. Gleichzeitig werden die
Akteure in den Austauschforen für die Ver-
pflegungssituation in den Schulen sensibi-
lisiert und unterstützt. In Kürze wird ein
Leitfadenmit praktikablen Handlungsemp-
fehlungen zur Schulverpflegung im Kreis
Warendorf erstellt und allen verantwortli-
chen Akteuren angeboten.

Daneben bietet der Kreis Warendorf unter
anderem noch weitere gesundheitsför-
dernde und präventive Projekte im Bereich
der Kindergesundheit an:

In drei offenen Ganztagsgrundschulen im
Kreis Warendorf wird das Bewegungsan-
gebot Flic Flac-Kids angeboten. Alle OGS-
Kinder erhalten vom ersten bis zum vierten
Schuljahr zusätzlich zum Schulsport ein
regelmäßiges Bewegungsangebot. Es
handelt sich hierbei um ein offenes Bewe-
gungskonzept, das individuell an die jewei-
ligeKindergruppe angepasstwerden kann.
Eine Übungsleiterin aus einem örtlichen
Sportverein oder eine pädagogische Fach-
kraft mit Übungsleiterlizenz führen das An-
gebot durch. Ziel des Projektes: Das
Bewegungsangebot soll Kinder in ihrer so-
zialen, emotionalen und physischen Ent-
wicklung fördern.

Die Projektsteuerung erfolgt unter Feder-
führung des Gesundheitsamtes, u. a. mit
den Kooperationspartnern: Amt für Kinder,
Jugend und Familie des Kreises Waren-
dorf, Schulamt für den Kreis Warendorf,
Bildungsbüro Kreis Warendorf, Kreissport-
bund Warendorf e.V., Projektschule, OGS-
Träger.

Informationsportal

Das regionale Informationsportal „Gesund
aufwachsen im Kreis Warendorf“ hält zahl-
reiche Informationen zu den Themen Er-
nährung und Bewegung im Kindes- und
Jugendalter bereit. Eltern von Kindern und
Jugendlichen, Lehrkräfte, Erzieher sowie
alle, die Einfluss auf die Gesundheit von
Kindern haben, können in den jeweiligen
Rubriken schnell die passenden Angebote
im Kreis Warendorf finden. Das Portal ent-
hält insbesondere Informationen über Pro-
jekte und Maßnahmen, die in Kindertages-
einrichtungen und Schulen durchgeführt
werden können. Auch werden die regiona-
len Anbieter von gesundheitsfördernden
Angeboten für Kinder und Jugendliche
nach den beiden Schwerpunkten Ernäh-
rung und Bewegung aufgelistet. &&

Petra Lummer, Gesundheitsplanerin,
Kreis Warendorf, und Christin Hornbruch,

Vernetzungsstelle Kita- und
Schulverpflegung NRW, Düsseldorf

Abb. 2: Schulbefragung zur Verpflegungssituation

Quelle: Gesundheitsamt Kreis Warendorf
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Zahnmedizinische Primär- und Sekundärprävention
im Rhein-Erft-Kreis

Von Dr. Pantelis Petrakakis,
Rhein-Erft-Kreis

Zahnmedizinische Präventionsarbeit
hat in den letzten 30 Jahren in
Deutschland und in vielen anderen
Staaten der westlichen Hemisphäre zu
einer deutlichen Verbesserung der
Zahngesundheit geführt. Es zeigt sich
aber auch, dass nicht alle Menschen
an der positiven Entwicklung teilha-
ben. Daher ist es wichtig, mit der
zahnmedizinischen Prävention bereits
im frühen Kindesalter zu beginnen und
diese in den Lebenswelten der Kinder
zu integrieren. Gleichzeitig müssen
spezifische Risikoprogramme entwi-
ckelt werden, um eine (zahn-)gesund-
heitliche Chancengleichheit in unserer
Gesellschaft zu ermöglichen.

Zahnmedizinische Präventionsebenen
in Deutschland

Mit den §§ 21 und 22 des Fünften Sozial-
gesetzbuchs (SGB V) wurde in Deutsch-
land die rechtliche Basis für die Etablierung
der zahnärztlichen Gruppen- und Indivi-
dualprophylaxe geschaffen. Maßnahmen
auf diesen beiden Präventionsebenen tru-
gen in den letzten Jahrzehnten wirkungs-
voll zum Schutz und zur Förderung der
Zahngesundheit von Kindern und Jugend-
lichen bei. Die Präventionserfolge zeigen
sich besonders eindrücklich im bleibenden
Gebiss, wo das von der Bundeszahnärzte-
kammer (BZÄK) gesteckte Mundgesund-
heitsziel 2020 zur Verhütung der Karies
bereits jetzt erreicht worden ist. Im Milch-
gebiss hingegen ist das Gesundheitsziel
der BZÄK derzeit noch nicht erreicht.1 Dies
mag u. a. daran liegen, dass sich zahnärzt-
liche Frühuntersuchungen in der Praxis
bislang nicht in dem Maße etabliert haben,
wie die Vorsorgeuntersuchungen durch
Kinder- und Jugendärzte. Die Individual-
prophylaxe (IP) nach § 22 findet in der
Zahnarztpraxis statt und steht gesetzlich
versicherten Kindern und Jugendlichen
vom sechsten bis zum unvollendeten 18.
Lebensjahr zur Verfügung. In § 21 SGB V
wird die Finanzierung der Gruppenprophy-
laxe (GP) geregelt. Die GP setzt im Gegen-
satz zur IP früher an, findet aufsuchend in
Kindertageseinrichtungen (Kitas) und
Schulen statt und beinhaltet zahnärztliche
Vorsorgeuntersuchungen, Zahnputzunter-
weisungen, Ernährungsberatungen sowie
Fluoridierungen. Die zahnärztlichen Vor-
sorgeuntersuchungen erfolgen in den
meisten Bundesländern durch Zahnärzte
der kommunalen Gesundheitsämter.

Das Stufenmodell im Rhein-Erft-Kreis
als Beitrag zur zahnmedizinischen
Sekundärprävention2

Der Rhein-Erft-Kreis (REK) ist ein Landkreis
im Südwesten des Bundeslandes Nord-
rhein-Westfalen (NRW). Er wurde im Rah-
men der Kreisreform 1975 gebildet und
besteht aus zehn kreiseigenen Städten.
Die Bevölkerungsdichte ist hoch und liegt
deutlich über dem NRW-Landesdurch-
schnitt. Vier zahnärztliche Teams, beste-
hend aus je einer Zahnärztin/einem Zahn-
arzt und einer Zahnmedizinischen Fachan-
gestellten (ZFA) sind für den Zahnärztlichen
Dienst (ZÄD) des Gesundheitsamts des
REK tätig. Auf Grundlage des § 21 SGB
V besteht zwischen dem REK und den
örtlichen Krankenkassen ein langjähriger
Kooperationsvertrag, auf dessen Grund-
lage die Finanzierung von Prophylaxeper-
sonal erfolgt und die zusätzliche prophy-
laktische Betreuung der Einrichtungen im
REK durch sechs bei einer Krankenkasse
angestellte ZFA ermöglichtwird. ProSchul-
bzw. Kindergartenjahr werden durch-
schnittlich 25.000 bis 30.000 Kinder und
Jugendliche erreicht.

„Dental neglect“

Ergebnisse der regelmäßigen zahnärztli-
chen Vorsorgeuntersuchungen zeigen,
dass einige Kinder nicht von der positiven
Entwicklung der Zahngesundheit profitie-
ren. Auch zeigt sich, dass trotz schriftlicher
Elternmitteilungen über auffällige Kariesbe-
funde keine oder eine nur unzureichende
zahnärztliche Versorgung erfolgt. Dieser
auch als „Dental neglect“ bezeichnete Be-
fund ist bedeutsam, da er ein erster Hin-
weis auf eine Kindesvernachlässigung sein
kann. Anlässlich dieser Beobachtung wur-
de im Schuljahr 2015/2016 neben der
standardmäßigen Elternbenachrichtigung
probeweise eine erweiterte Systematik in
Form eines Stufenmodells zur Erfassung
von Kindern mit auffälligen Kariesbefunden
und einer zusätzlichen Elterninformation
eingeführt.

Ziele und Ablauf des Stufenmodells

Grundlage des Stufenmodells bildet das
Bundeskinderschutzgesetz (BuKiSchG).
Es eröffnet Angehörigen von Heilberufen
seit dem 1.1.2012 die Möglichkeit, bei
Vorliegen gewichtiger Anhaltspunkte für
eine Kindeswohlgefährdung Informationen
an Dritte weiterzugeben. Vorher jedoch

sind die Sorgeberechtigten gemäß § 4
Abs. 1 auf eine Inanspruchnahme von Hil-
fen hinzuweisen. Scheidet eine Abwen-
dung der Gefährdung trotz der Hinweise
aus, so sind Geheimnisträger nach § 4
Abs. 3 befugt, das Jugendamt darüber in
Kenntnis zu setzen.

Die Ziele des Stufenmodells sind:

1. Zeitnahe zahnärztliche Versorgung der
betroffenen Kinder.

2. Konkretisierung des Verdachts einer
Kindeswohlgefährdung bei „Dental
neglect“ und die Weitergabe der Infor-
mation an das zuständige Jugendamt.

3. Wirksamkeitsnachweis des Modells.

Das Modell besteht derzeit aus einem
zweistufigen, schriftlichen „Mahnverfah-
ren“. Es beinhaltet den Hinweis an die
Sorgeberechtigten über den dringenden
Behandlungsbedarf sowie die freundliche
Aufforderung, mit dem Kind unverzüglich
zum Zahnarzt zu gehen. Auf einem beige-
fügten Formular bestätigt der Zahnarzt
bereits beim ersten Termin, dass sich
das betroffene Kind mit seinen Eltern vor-
gestellt hat und dass weiterführende Be-
handlungsmaßnahmen vorgesehen sind.
Dieses Formular soll anschließend per Frei-
umschlag an das Gesundheitsamt zurück-
gesendet werden. Wird das Formular nicht
innerhalb eines Zeitraums von sechs bis
acht Wochen an das Gesundheitsamt zu-
rückgeschickt, tritt die zweite Stufe des
Mahnverfahrens in Kraft. Dort wird eine
feste Frist von sechs Wochen genannt
und mitgeteilt, dass bei Nichtrücksendung
weiterführende Maßnahmen wie die Wei-
tergabe von Informationen – als dritte Stufe
des Modells – an das zuständige Jugend-
amt ergriffen werden müssen.

Das Konzept stieß bei den zehn kreiseige-
nen Jugendämtern auf hohe Akzeptanz
und es wurde ein Kooperationsvertrag
erarbeitet, auf dessen Grundlage eine zu-
künftige Zusammenarbeit und die Erweite-
rung des Modells um die dritte Stufe er-
möglicht werden sollen.

Erste Erkenntnisse zur Wirksamkeit des
derzeit bestehenden zweistufigen Verfah-
rens liegen bereits vor und sollen kurz vor-
gestellt werden.

1 Das Ziel ist hier, dass bis zum Jahr 2020 der Anteil
kariesfreier Milchgebisse bei den 6-jährigen Kindern
mindestens 80% betragen soll.

2 Die Sekundärprävention umfasst Maßnahmen, die
zur Früherkennung einer Krankheit führen und de-
ren Fortschreiten durch eine schnelle Behandlung
verhindern sollen.
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Erste Ergebnisse

Im Schuljahr 2015/2016 wurden 147 Kin-
der und Jugendliche in die Pilotphase des
Stufenmodells einbezogen. Im Schuljahr
2016/2017 konnten aus dieser Gruppe
103 Kinder (70,1 %) nachuntersucht wer-
den.

Der Rücklauf der Elternbriefe lag bei nur
45,6 % (67 Rückläufe von 147 Briefen). Die
Ergebnisse dieser ersten Auswertung stim-
men trotz der relativ geringen Rücklauf-
quote dennoch sehr zuversichtlich. Inner-
halb des Beobachtungszeitraums konnte
bspw. im Milchgebiss eine signifikante Zu-
nahme des Versorgungsgrades von
12,2 % auf 42,2 % festgestellt werden.
Auch der Sanierungsgrad bleibender Zäh-
ne und die Anzahl der Versiegelungen hat-
ten signifikant zugenommen. Positiv ist
hervorzuheben, dass gleichermaßen im
Milch- und bleibenden Gebiss die bevor-
zugte Versorgungsform die Zahnfüllung
und nicht die Zahnextraktion war.

Fazit

Es scheint mit relativ einfachen Mitteln
möglich zu sein, Eltern für die Zahnge-
sundheit ihrer Kinder zu sensibilisieren,
indem auf die Notwendigkeit sekundärprä-
ventiver Maßnahmen hingewiesen wird.
Ein fehlender Rücklauf der Briefe ist nicht
zwingend ein Hinweis dafür, dass Eltern die
Informationen ignorieren. Allerdings findet
die Versorgung zu einem viel zu späten
Zeitpunkt statt. Ziel sollte sein, mittels pri-
märpräventiver Maßnahmen die Karies gar
nicht erst entstehen zu lassen.

Das Bergeimer Kita-Qualitätssiegel
als Beitrag zur zahnmedizinischen
Primärprävention

Das Zähneputzen in der Kita ist eine gute
Möglichkeit, primärpräventive Maßnah-
men zur Kariesverhütung umzusetzen. Er-
kenntnisse aus verschiedenen Studien zei-
gen, dass bei einem vorhandenen Zahn-
putzangebot Kinder deutlich weniger
Karies bekommen, als Kinder, die keine
Möglichkeit zum Zähneputzen in ihrer Ein-
richtung hatten. Insbesondere ein über-
wachtes Zähneputzen scheint einen signi-
fikant positiven Einfluss auf die Zahnge-
sundheit von Kindern mit einem erhöhten
Kariesrisiko zu haben. Verschiedene Kon-
zepte wie „Kita mit Biss“ des Landes Bran-
denburg zielen darauf ab, pädagogische
Fachkräfte für das Thema Zahngesundheit
und gesunde Ernährung zu sensibilisieren
und auf die Etablierung eines zahngesun-
den Umfelds in Kitas hinzuwirken. Im
Rhein-Erft-Kreis ist die Stadt Bergheim
einen Schritt weitergegangen und hat im
Jahr 2013 in Kooperation mit dem Ge-
sundheitsamt des REK und einer Oecotro-
phologin ein umfassendes Qualitätskon-
zept in den Bereichen Ernährung, Zahnge-
sundheit, Wasserqualität und Hygiene
gestartet. Zwischenzeitlich haben 37 von

38 Bergheimer Kitas das Qualitätssiegel im
Rahmen einer Auditierung erhalten und ein
Großteil von ihnen hat bereits eine Rezerti-
fizierung durchlaufen. Parallel dazu wurde
von Mitarbeitern des Gesundheitsamtes
ein modulares interdisziplinäres Schu-
lungskonzept entwickelt, das sich an alle
Kitas und ihre Beschäftigten im REK rich-
tet.

Zentraler Bestandteil des zahnärztlichen
Betreuungskonzepts im Rahmen des Ki-
ta-Qualitätssiegels und der Mitarbeiter-
schulung sind Empfehlungen auf Grund-
lage evidenzbasierter Erkenntnisse, die im
Folgenden stichpunktartig beschrieben
werden.

Einhaltung hygienischer Grundregeln

Eine mögliche Infektionsübertragung über
die Zahnbürste sowie die unsachgemäße
Anwendung der Zahnbürste durch die Kin-
der werden häufig als Hinderungsgründe
für die Umsetzung des Zähneputzens ge-
nannt. Aus vielen Studien ist bekannt, dass
Viren und Bakterien noch Stunden nach
dem Zähneputzen auf Zahnbürsten nach-
weisbar sind. Die Übertragung von Karies-
bakterien von einem Kind auf das andere –

z. B. bei gegenseitiger Berührung der
Zahnbürsten – ist jedoch nicht möglich,
da es sich bei der Karies nicht um eine
klassische Infektionskrankheit handelt. Ei-
ne Übertragung von Viren und Bakterien
klassischer Infektionskrankheiten ist zwar
denkbar, ein sicherer Nachweis steht der-
zeit jedoch noch aus. Durch eine sichere,
für die Kinder unzugängliche Aufbewah-
rung der Zahnbürsten, die Einhaltung ent-
sprechender Abstände sowie die regelmä-
ßige Desinfektion der Zahnbürsten (z. B.
mit Chlorhexidin-Lösungen) können An-
steckungsrisiken minimiert werden. Das
Robert Koch-Institut empfiehlt auf seiner
Webseite die regelmäßige Reinigung von
Zahnbürsten und Zahnputzbechern (nach
vorheriger Kennzeichnung) in einer Spül-
maschine.

Verwendung von Zahnpasta mit der richti-
gen Fluoridkonzentration

In zahlreichen Studien und Übersichtsar-
beiten ist der kariespräventive Effekt fluori-
dierter Zahnpasten beschrieben worden.
Die Studienlage zu Risiken und Nutzen von
Zahnpasta mit verschieden hohen Fluorid-
konzentrationen ist allerdings uneinheitlich
und widersprüchlich. Während im angel-
sächsischen Raum auch Kinder unter
sechs Jahren bereits eine Zahnpasta mit
1.000 ppm (parts per million) verwenden
sollen, wird in Deutschland laut derzeit
gültiger Fluorid-Leitlinie eine Fluoridkon-
zentration von 500 ppm empfohlen. Diese
ist in handelsüblichen fluoridhaltigen Kin-
derzahnpasten enthalten und soll das Ri-
siko einer Zahnfluorose senken. Das Risiko
besteht bei Kindern während der Entwick-
lung der bleibenden Zähne im Kiefer. Wenn
z. B. ständig fluoridhaltige Zahnpasta ver-

schluckt wird, wird zu viel Fluorid in den
noch unfertigen Zahn eingebaut, was den
Zahnschmelz schwächt. Die Ausgabe der
Zahnpasta durch pädagogisches Personal
ermöglicht diesem die Kontrolle, dass die
richtige Zahnpasta verwendet wird.

Kontrollierte Ausgabe der Zahnbürsten
und der Zahnpasta

Ein weiterer Vorteil der kontrollierten Aus-
gabe der Zahnputzutensilien ist die alters-
angemessene Dosierung der Zahnpasta.
Auch hier ist die Studienlage nicht eindeu-
tig, aber es wird empfohlen, bei Kindern
unter drei Jahren nur einen „Hauch“ Zahn-
pasta zu verwenden und erst ab drei bis
sechs Jahren eine erbsenförmige Menge
aufzutragen, um ein potenzielles Fluorose-
risiko zu reduzieren.

Zähneputzen unter Aufsicht

Grundsätzlich wird das Zähneputzen in
kleinen Gruppen unter Aufsicht empfohlen.
Kleine Kinder kauen häufig viel lieber auf
der Zahnbürste herum, als dass sie sichmit
ihr die Zähne putzen. Das Putzen unter
Aufsicht ermöglicht zum einen die bestim-
mungsgemäße Anwendung der Zahnbürs-
te und verlängert nicht nur ihre Lebens-
dauer, sondern ermöglicht auch die Unter-
stützung der Kleinsten beim Zähneputzen.

Anwendung einer einfachen und einheitli-
chen Putztechnik

Das frühe Erlernen und die Anwendung
einer bestimmten Zahnputz-Systematik
sind wichtige Grundlagen für eine effiziente
Entfernung der Plaque. Neuere experimen-
telle Studien konnten zeigen, dass das
Zähneputzen bei Erwachsenen häufig
unsystematisch erfolgt und dass dadurch
der Reinigungseffekt unzureichend ist. Die
Expertenmeinungen gehen bei Empfehlun-
gen der „richtigen“ Zahnputztechnik stark
auseinander und führen zu einer zusätz-
lichen Verunsicherung. Im REK wird stan-
dardmäßig die einfach zu erlernende „KAI-
Technik“ (Kau-, Außen- und Innenflächen),
als einheitliche Systematik empfohlen.

Fazit

Zähneputzen in derKita ist ein guter Beitrag
im Sinne der Primärprävention und schafft
eine Grundlage zur (zahn-)gesundheitli-
chen Chancengleichheit, die allen Kindern
offenstehen sollte. Das Zahnputzangebot
bedeutet jedoch nicht gleichzeitig, dass die
Eltern von ihrer Verantwortung zur Körper-
hygiene und Gesundheitsvorsorge ihrer
Kinder befreit sind. Kindergesundheit ist
vielmehr eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe, die nur durch die gute Kooperation
aller relevanten Akteure erfolgreich greifen
kann. &&

Dr. med. dent. Pantelis Petrakakis,
Teamleiter, Zahnmedizinischer Dienst,

Rhein-Erft-Kreis
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Gesundes Aufwachsen im Kreis Mettmann
Von Anna Schiffer, Kreis Mettmann

Aufgabe von Gesundheitsförderung
und Prävention ist es, Gesundheits-
chancen frühzeitig zu verbessern und
die Entwicklung eines gesundheitsför-
derlichen Lebensstils zu fördern. Auch
wenn die meisten Kinder gesund sind,
ist ein Anstieg chronisch-körperlicher
Erkrankungen und psychischer Auffäl-
ligkeiten zu beobachten. Zudem sind
Kinder aus sozial- und bildungsbe-
nachteiligten und stark belasteten Fa-
milien häufig auffällig in ihrer gesund-
heitlichen Entwicklung. Der Kreis
Mettmann engagiert sich seit vielen
Jahren für die Gesundheit und das
Wohlbefinden von Kindern und Ju-
gendlichen und gestaltet eine vielfälti-
ge präventive Arbeit über die gesetzli-
chen Aufgaben hinaus. In dem
größten Flächenkreis in NRW mit zehn
kreisangehörigen Städten und knapp
0,5 Mio. Einwohnern setzt sich das
Kreisgesundheitsamt mit einem Mix
aus konkreten Angeboten, Netzwerk-
arbeit und koordinierender Tätigkeit für
das gesunde Aufwachsen im Kreis
Mettmann ein. Die Maxime lautet da-
bei: Frühzeitig ansetzen und möglichst
dauerhaft anlegen.

Frühzeitig Hilfen koordinieren und
begleiten

Das „Team frühe gesundheitliche Hilfen“
unterstützt Eltern von Kindern bis drei
Jahre, deren gesunde Entwicklung z. B.
durch Frühgeburtlichkeit, Geburtskompli-
kationen oder familiäre Belastungen er-
schwert ist bzw. bei denen eine chronische
Erkrankung oder Behinderung besteht.
Das Team besteht aus der Clearingstelle
und der sozialpädagogischen Beratung.

Eltern fühlen sich durch die besonders
belastete Lebenssituation häufig überfor-
dert. Die sozialpädagogische Beratung in-
formiert über Fördermöglichkeiten, deren
Finanzierung und koordiniert Hilfen mit
Fachdiensten. Die Experten beraten und
betreuen zu sozialen und medizinischen
Themen während der frühkindlichen Ent-
wicklung. Bereits in den Geburtskranken-
häusern werden Eltern auf diese Hilfestel-
lung aufmerksam gemacht. Über ein
Checkheftsystem werden die Kinder von
den niedergelassenen Kinderärzten eng-
maschig versorgt.

Seit 35 Jahren besteht die sozialpädago-
gische Beratung bereits – in Nordrhein-
Westfalen ist das eine Besonderheit.

Die Clearingstelle klärt frühzeitig den För-
derbedarf dieser Kinder ab. Nach einer
kinderärztlichen Untersuchung werden
die bisherige Entwicklung besprochen
und geeignete Fördermaßnahmen erörtert
sowie an entsprechende Förderstellen ver-
mittelt. Empfiehlt die Clearingstelle eine
heilpädagogische Frühförderung, werden

die Kosten in der Regel vom Kreis Mett-
mann übernommen.

Alle Eltern werden zudem zu den Früher-
kennungsuntersuchungen aktiviert. Die
Teilnahmequote bei der J1 liegt im Kreis
Mettmann besonders hoch. Bei den in den
Jahren 1997-1999 geborenen Kindern
liegt sie bei 75% und ist Spitzenreiter der
Kreise (Bundesdurchschnitt: 47%).

Lebenswelten gesundheitsförderlich
gestalten

Aus einer Arbeitsgruppe der kommunalen
Gesundheitskonferenz hat sich die LOTT-
JONN-Initiative Kinder- und Jugendge-
sundheit entwickelt, die vom Sachgebiet
Gesundheitsförderung und Prävention ge-
steuert wird.

LOTT-JONN (rheinisch: „Jetzt aber los!“)
unterstützt die Lebenswelten Kindertages-
einrichtungen (Kita) und Grundschulen bei
ihrer gesundheitsförderlichen Weiterent-
wicklung. Von einer „gesunden“ Kita und
einer „gesunden“ Schule profitieren alle
Kinder, vor allem diejenigen, die unter we-
niger optimalenBedingungen aufwachsen.

Das umfangreiche Angebot umfasst lang-
fristig angelegte Programme zur Bewe-
gung, zu ausgewogenem Essen und Trin-
ken sowie zur seelischen Gesundheit. 74%
der kreisweit 240 Kitas haben inzwischen
mindestens eines der aufwendigen Pro-
gramme durchlaufen. Mehr als 250 Fach-
kräfte nehmen jährlich an den Workshops
und Weiterbildungen teil. Sehr erfolgreich
ist auch das Schulentwicklungsprojekt
„Kinder in den Blick nehmen“ zur seeli-
schen Gesundheit.

Besser essen in Kitas

80 % der unter Dreijährigen und 60 % der
über Dreijährigen nehmen in Kitas am Mit-
tagessen teil (Bertelsmanns-Stiftung, Gü-
tersloh 2014). Die Qualität der dortigen
Verpflegung beeinflusst somit den zukünf-
tigen Ernährungsstil entscheidend mit. Vor
dem Hintergrund der weit verbreiteten Adi-
positas in der Bevölkerung ist hier früh-
zeitiges Handeln notwendig.

Mit „Gut Essen lernen“ werden seit 2008
kreisweit 42 Kitas individuell beraten, wie
sie ihre Mittagsmahlzeit verbessern kön-
nen. Kernstücke sind Nährwertberechnun-
gen und Speiseplan-Checks zu Beginn
und zumAbschluss eines halbjährigen Pro-
zesses, in dem Verbesserungen erarbeitet
und umgesetztwerden. Über Nachchecks,
Workshops und Netzwerktreffen werden
die Kitas dauerhaft begleitet. Der Einsatz
lohnt sich: 90% der Kitas setzen die Hand-
lungsempfehlungen um.

Mit den Programmen zur Ernährungsbil-
dung „Schmecken lernen“ für Kitas und
„Ernährungsführerschein“ in Grundschu-
len (Bundeszentrum für Ernährung (BZfE))
werden die Bildungsinstitutionen durch ei-
ne Arbeitsteilungmit ins Boot geholt. Fach-
kräfte des Gesundheitsamtes starten die
Programme, geschulte Pädagogen be-
treuen die Umsetzung. Seit 2008 begeis-
tern sich rund 15.000 Drittklässler und
jährlich über 40 Schulen für den Ernäh-
rungsführerschein.

Mehr Bewegung in den Alltag von
Kindern bringen

Bewegung ist zentral für die gesunde Ent-
wicklung und eine wichtige Ressource für
Bildung.

Das umfangreiche Programm „Kindergar-
ten in Bewegung“ begleitete bisher 167
Kita-Teams, mehr Bewegung in den Alltag
zu integrieren. Im Anschluss an einen
sechsmonatigen Prozess werden die Er-
zieher in einemNetzwerk weiter unterstützt
und können an „Kindergarten in Bewegung
U 3“ teilnehmen.

Damit „BewegenundEntspannen“ tägliche
Alltagsroutinewird, könnenKitasauseinem
Tableau vonAngeboten auswählen. Sobe-
teiligten sich bereits mehr als 4.000 Kinder
aus 170 Kitas kreisweit am „Minisportab-
zeichen“. Die Kleinsten werden damit auf
dem Sportplatz spielerisch an Bewegung
ohne Leistungsdruck herangeführt.

Mit „Grundschule in Bewegung“ kommt
mehr Bewegung in die Ganztagsschulen.
Die Lehrerteams und Teams des „Offenen
Ganztags“ erarbeiten in einem zweijähri-
gen Prozess ein individuelles Konzept in
Begleitung einer Fachkraft – auch für Be-
wegung im Unterricht.

Kinder mit psychomotorischer Förderung
unterstützen

Kinder, die in schwierigen Lebenslagen auf-
wachsen, fallen in ihrer Entwicklung ver-
stärkt auf – ohne jedoch fachspezifischen
Therapiebedarf zu haben. Werden diese
Kindernichtgefördert, sindhäufigProbleme
auf dem weiteren Lebensweg zu erwarten.

Mit dem Konzept „LOTT-JONN stark und
gesund“ werden Kita- und Schulkinder mit
besonderem Bedarf in den Blick genom-
men, um Entwicklungsverläufe positiv zu
beeinflussen. In Kleingruppen werden sie
über ein Jahr lang wöchentlich psychomo-
torisch gefördert.

Die Förderung kann nur bei den Kindern
ankommen, wenn alle Beteiligten mit ein-
gebunden sind. Die Ärzte des Kinder- und
Jugendgesundheitsdienstes und die Ge-
sundheitsförderer arbeiten dafür Hand in
Hand. Die Kindergarten- und Schulein-
gangsuntersuchungen sind Dreh- und An-
gelpunkt für die Auswahl der Kinder. Die
Sportvereine und der Kreissportbund stel-
len qualifizierte Fachkräfte zur Verfügung.
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Kitas, Schulen und Eltern werden mit ein-
bezogen und mit Erfolg an die Angebote
der Vereine herangeführt.

Die Ergebnisse des Diagnoseverfahrens
zeigen eine deutliche Verbesserung in Mo-
torik und Sensomotorik sowie dem Sozial-
verhalten. Das bestätigt den Trend ver-
gleichbarer Untersuchungen, dass Kinder
aus anregungsarmenMilieus ihre Fähigkei-
ten durch eine psychomotorische Förde-
rung verbessern.

Lebenswelten und Familien
medizinisch beraten

Zur guten Versorgung und Erreichbarkeit
der Familien hält der Kreis eine dezentrale
Struktur für den Kinder- und Jugendge-
sundheitsdienst vor. Die Nähe zu Kitas
und Schulen machen eine nachhaltige Be-
treuung erst möglich, sowohl für Familien,
Fachstellen als auch für die Lebenswelten
Kita und Schule.

Im Fokus stehen die Kinder, die bei ihrer
Entwicklung besonders aufmerksam be-
gleitet werden müssen. Bis eine Förderung
greift oder therapeutische Maßnahmen
wirksam werden, braucht es eine gewisse
Zeit. Daher werden Drei- bis Vierjährige in
ausgewählten Kitas von den Gesundheits-
teams kinderärztlich untersucht. Die Ein-
richtungen sind mit ihrem pädagogischen
Know-how und ihren Erfahrungen ganz
besonders wichtig. Eltern werden beraten,
wie sie ihre Kinder fördern oder ob sie bei
ihrem Kinderarzt einen möglichen Thera-
piebedarf abklären sollten. Im Sinne eines
Monitorings wird in den Schuleingangsun-
tersuchungen der Erfolg durchgeführter
Maßnahmen nachgehalten und bei Bedarf
Weiteres angebahnt.

Diese fachärztliche, sozialpädiatrisch aus-
gerichtete Intervention schafft eine durch-

gehende Förderung, unterstützt den Aus-
bau der örtlichen Präventionsketten im
Quartier und verzahnt bestehende Ange-
bote zur Gesundheitsförderung wie z. B.
die LOTT-JONN-Initiative.

Die Kinderärzte sind inzwischen kreisweit
an allen Jugendhilfeausschüssen beteiligt,
um sichmit ihrer Expertise für das gesunde
Aufwachsen von Kindern einzusetzen.

Hilfen bei psychisch auffälligen
Jugendlichen verbessern

Für jüngere Kinder gibt es inzwischen zahl-
reiche Angebote, um die sozial-emotionale
Gesundheit zu fördern – nicht aber für
ältere Kinder ab 14 Jahre, Jugendliche
und junge Erwachsene, die bereits psy-
chisch auffällig sind, aufgrund ihrer Störung
aber nicht im System der Regelversor-
gung ankommen.

Angeregt von der Landesinitiative „Starke
Seelen“ zum Erhalt und Verbesserung der
psychischen Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen in Nordrhein-Westfalen ist es
gelungen, seit 2014 Angebote nachhaltig
zu verstetigen und verbesserte Koopera-
tionsstrukturen im Kreis Mettmann zu eta-
blieren. Das besondere Interesse, sich für
Jugendliche einzusetzen, bereits vorhan-
dene Strukturen sowie eine konsequente
Gremienarbeit waren wesentliche Voraus-
setzungen für den Erfolg.

Ein Experte bietet in einer kinder- und
jugendpsychiatrischen Beratungsstelle im
Sozialpsychiatrischen Dienst flexibel, nie-
derschwellig und aufsuchend Erstdiagnos-
tik sowie begleitende bzw. nachsorgende
Hilfen für Klienten an. Im Nachgang wird
sichergestellt, ob die Hilfen auch genutzt
werden, welche Auswirkungen sie haben
und wie das Hilfesystem ggf. angepasst

werden muss. Anfragen kommen kreisweit
von Jugendämtern, Schulen und Jugend-
hilfeträgern und von betroffenen Familien
selbst. Zudemwurdemit der Kooperations-
vereinbarung „Seelische Gesundheit für
Kinder undJugendliche imKreisMettmann“
– kommuniziert in der Kommunalen Ge-
sundheitskonferenz des Kreises – der
Grundstein gelegt, um kreisweit abge-
stimmte und für die Betroffenen möglichst
wenig belastende Verfahrensweisen zu eta-
blieren. In weiteren Schritten sollen in den
regionalen Arbeitsgremien bestimmte The-
men, so z. B. der Umgang mit Krisen, die
Schnittstellenproblematik ambulant/statio-
när – Jugendhilfe/Psychiatrie institutions-
übergreifend vor Ort vereinbart werden,
Kooperationen weiter ausgebaut und fach-
liche Standards weiterentwickelt werden.

Gesundheitsbezogene Themen
koordinieren

Das Steuerungsgremium „Kommunale
Konferenz für Gesundheit, Pflege und Al-
ter“ mit der ständigen Arbeitsgruppe „Bei-
rat für Kinder- und Jugendgesundheit“ be-
fasst sich mit Fragestellungen von kreis-
weiter Bedeutung und setzt dazu tempo-
räre Arbeitsgruppen ein. Aktuelle Themen
sind u. a. gesunde Lebenswelten, seeli-
sche Gesundheit und Bewegung in der
Grundschule. Zukünftig werden vor dem
Hintergrund des Präventionsgesetzes u. a.
eine effektivere kreisweite Koordinierung
von Gesundheitsförderung und Prävention
und verbesserte quartiersbezogene Arbeit
diskutiert.

LOTT-JONN! &&

Anna Schiffer, Gesundheitsamt,
Kreis Mettmann

Nicht nur gesunde Ernährung steht auf demProgramm, auchmit demKonzept
„LOTT-JONN stark und gesund“ werden Kita- und Schulkinder mit besonde-
rem Bedarf in den Blick genommen, um Entwicklungsverläufe positiv zu
beeinflussen. In Kleingruppen werden sie über ein Jahr lang wöchentlich
psychomotorisch gefördert. Fotos: Kreis Mettmann
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Kindergesundheit von Anfang an

Von Barbara Albrecht, Rhein-Kreis Neuss
„doppelt gesund“

Werdende Eltern möchten ihrem Nach-
wuchs einen gesunden Start ins Leben
ermöglichen. In der Schwangerschaft tre-
ten dabei häufig viele Fragen auf. Genau
hier setzt das Projekt „doppelt gesund“ an,
das vom Gesundheitsamt des Rhein-Krei-
ses Neuss kostenlos angeboten wird. In
zehn Kurseinheiten werden die Teilneh-
merinnen in zwei Stunden wöchentlich
über die Themenbereiche gesunde Ernäh-
rung, Bewegung sowie Erziehung und Ge-
sundheitsfragen im ersten Lebensjahr des
Kindes aufgeklärt. Das fünfköpfige Ge-
sundheitsteam wechselt sich mit theoreti-
schen und praktischen Einheiten ab. Gym-
nastik, Nordic Walking und gemeinsames
Kochen stehen ebenso auf dem Plan wie
die Vermittlung von Elternkompetenz oder
Tipps zum Stillen. Ziel ist es, den werden-
den Müttern und Vätern einen gesunden
Lebensstil zu vermitteln. Der Kurs richtet
sich an alle werdenden Mütter ab der 13.
Schwangerschaftswoche. Einzige Voraus-
setzung für die kostenlose Kursteilnahme
ist eine frauenärztliche Bescheinigung über
die Unbedenklichkeit der Kursteilnahme.

Das Rundum-Paket, die vielseitige Bera-
tung, der soziale Austausch und die gute
Kursatmosphäre sind die Erfolgsfaktoren
für das präventive Kursprogramm. Seit Mai
2011 nahmen schon über 570 Schwange-
re begeistert am Kursprogramm teil.

Aktuell werden die Kurse zweimal jährlich
an fünf Standorten im Rhein-Kreis Neuss
angeboten.

„aufgeweckt“

„aufgeweckt“ ist ein Projekt zur Verbesse-
rung der gesundheitlichen Situation von
Kindern in Stadtteilen mit sozialer Benach-
teiligung.

Die Schwangerschaft, die Geburt, die ers-
tenMonate und die Kleinkinderjahre stellen
hohe Anforderungen an junge Familien.
Um (werdende) Eltern von der Schwanger-
schaft an bis zur Einschulung ihres Kindes
aktiv unterstützen zu können, hat das Ge-
sundheitsamt Rhein-Kreis Neuss mit Un-
terstützung von neun Krankenkassen und
einer Unfallkasse sowie vielen weiteren In-
stitutionen das Projekt „aufgeweckt“ ins
Leben gerufen.

Viele Familien in den zwei inzwischen aus-
gewählten Stadtteilen Neuss-Weckhoven
und Neuss-Erfttal sind durch Überschul-
dung,Arbeitslosigkeit und finanziell schwie-
rige Situationen belastet. Bei den Kindern
spiegelt sich diese Problemlage darin wi-
der, dass 60 % der Vierjährigen bereits
Auffälligkeiten in mindestens zwei unter-
suchtenBereichen (Verhaltensauffälligkeit,

Körpermotorik, Sprache etc.) aufweisen.
Daher haben die ausgewählten Stadtteile
mit derzeit acht Kindertagesstätten einen
hohen Unterstützungsbedarf und bieten
einen guten Ansatz für das Modellprojekt.

Mit einer besseren Verzahnung von Ge-
sundheitssystem, Familienbildung und
Kinder- und Jugendhilfe in der „Frühen
Förderung“ wird eine Präventionskette in
zwei Stadtteilen mit sozialer Benachtei-
ligung aufgebaut. Bisher getrennt vonein-
ander, erfolgreich erbrachte Angebote und
Maßnahmen werden sinnvoll aufeinander
abgestimmt und koordiniert. Dabei werden
Übergänge von einer Entwicklungsphase
in die nächste besonders unterstützt. Dies
beinhaltet bereits die Gesundheitsförde-
rung von werdenden Müttern und Vätern
mit dem Ungeborenen in der Schwanger-
schaft, aber auch die Eingliederung des
Kindes in den Kindergartenalltag oder den
Übergang zur Schule. Zu den Bausteinen
gehören:

• Betreuung der Schwangeren und jun-
gen Familien mit dem Kursprogramm
„doppelt gesund – Prävention von An-
fang an“;

• „prokita plus“ – regelmäßige kinderärzt-
liche Untersuchungen in den Kinder-
gärten bis zur Einschulungmit Beratung
der Eltern und Erzieher über den Ent-
wicklungsstand des Kindes und even-
tuelle Förder- bzw. Therapiemöglichkei-
ten;

• Elternveranstaltungen in den Kinder-
gärten zur Vorstellung des Projektes;

• Elternkurse zu den Themen „Erste Hilfe
an Kleinkindern“, „Gesunde Ernäh-
rung“, „Erziehung“, „Nordic Walking“,
Eltern-Kind-Angebote zum Thema
„Entspannung“;

• Fortbildungen für Erzieher-, Hauswirt-
schafter- und Tagespflegepersonal in
den Bereichen Psychomotorik, Ernäh-
rungsbildung, Entwicklungspsycholo-
gie, Sprachförderung, Erziehergesund-
heit etc.;

• „Runder Tisch“ – regelmäßige Netz-
werktreffen der Akteure im Projekt zur
gemeinsamen Planung und Reflexion.

32 Elternkurse und genauso viele Fortbil-
dungsangebote zu verschiedensten Ge-
sundheitsthemen für Erzieher wurden in
der ersten Projektlaufzeit (2014 bis 2016)
im Stadtteil Neuss-Weckhoven vom Ge-
sundheitsamt Rhein-Kreis Neuss durchge-
führt.

Eine Befragung und Analyse der Deut-
schen Sporthochschule Köln unter der
Leitung von Prof. Dr. Dr.Christine Graf über
die Angebote für Erzieher ergab, dass die
Fortbildungen sehr gut angenommen und
die Inhalte auch in den Alltag integriert
werden können.

Über die Hälfte der Erzieher stellten nach
der Umsetzung der Fortbildungsinhalte
Veränderungen in der Kita fest – hin zu
einer gesunden Ernährung und ausrei-
chender Bewegung.

Erstmals in der Geschichte des Rhein-
Kreises Neuss wurden Ergebnisse der seit
2014 jährlich stattfindenden kinderärztli-
chen Untersuchung im Rahmen von „pro-
kita plus“ präsentiert.

150 Kinder wurden in den Jahren 2014/
2015 und 2015/2016 bei Kitaeintritt von
einer Kinderärztin des Gesundheitsdiens-
tes für Kinder und Jugendliche untersucht.
Den Eltern und Erziehern werden gezielte
und bedarfsgerechte Hinweise, Anregun-
gen und Empfehlungen zu den Förderbe-
dürfnissen und einem eventuellen Thera-
piebedarf ihrer Kinder gegeben.

Ein Erfolg ist ohne Frage die 100%-Teil-
nahme aller Neuzugänge an den Unter-
suchungen. Die Ergebnisse zeigen, dass
auch schon bei den „Kleinen“ die Überge-
wichtsrate bei 23 % liegt, davon sind 11 %
sogar adipös. Parallel dazu zeigten jeweils
25 % der Kinder Auffälligkeiten in der Fein-
motorik und 25 % in der Sprache. 8,7 %
der Kinder wiesen in der Körpermotorik
einen Förderbedarf auf.

Die ersten Ergebnisse der kinderärztlichen
Untersuchungen zeigen, dass das Projekt
am richtigen Ort angesiedelt ist. Anhand
einer Langzeitstudie wird überprüft wer-
den, inwieweit sich das Projekt auf eine
positive Entwicklung der Kinder auswirkt.

Das Unterstützungsangebot wird derzeit
im Rahmen der zweiten Projektlaufzeit
(2017-2020) auf den Stadtteil „Neuss-Erft-
tal“ ausgeweitet. Seit 2017 werden
schwerpunktmäßig die Kooperationen
mit Grundschulen, Hebammen und Tages-
pflegepersonal intensiviert. Das Angebot
an gesundheitsfördernden Maßnahmen
für Familien mit Kindern von null bis drei
Jahre soll ausgebaut werden und bereits
erfolgreiche Programme werden weiterhin
stadtteilbezogen vernetzt.

Der Film zum Projekt sowie weitere Infor-
mationen stehen unter www.rhein-kreis-
neuss.de/aufgeweckt zur Verfügung. &&

Barbara Albrecht, Projektleitung, Kinder-
und Jugendärztlicher Gesundheitsdienst,

Rhein-Kreiss Neuss
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Ein Drogenpräventionsprojekt der besonderen Art

Von Lena Ellinger,
Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen

Im Jahr 2016 gab es in Deutschland
mit 1.333 Drogenopfern erneut mehr
Drogentote als im Vorjahr. Das sind
1.333 Drogenopfer zu viel. Auch in
Bayern nahm die Zahl der Rauschgift-
delikte und der Drogentoten zu. Aus
diesem Grund ist das Thema Sucht-
prävention nach wie vor eines der
wichtigsten Felder in den Präventions-
bemühungen der bayerischen Polizei.

Durch Zufall stieß ein Mitarbeiter der Kri-
minalpolizei Ansbach auf einen Bericht des
Bundes Deutscher Kriminalbeamter über
den Anti-Drogen-Zug „REVOLUTION
TRAIN“ – ein Drogenpräventionsprojekt
der besonderen Art.

In einem 165m langen und 300 t schweren
Eisenbahnzug werden pro Tag bis zu 450
Personen, vor allem Kinder und junge Leu-
te, interaktiv für die Auswirkungen von Dro-
genkonsum sensibilisiert. Aus der Nähe,
intensiv, aber sicher.

Schnell hatte die Kriminalpolizei Ansbach
die Landkreise Weißenburg-Gunzenhau-
sen, Neustadt a.d. Aisch und Ansbach
sowie die Stadt Ansbach überzeugt. Und
so holten die vier Kommunen in Koopera-

tion mit der Kriminalpolizei Ansbach und
mit Unterstützung durch verschiedene
Sponsoren den Drogenpräventionszug
„REVOLUTION TRAIN“ nach Westmittel-
franken.

An insgesamt neun Tagenmachte der Anti-
Drogen-Zug an mehreren Standorten in
Westmittelfranken halt. Mehr als 3.000
Schüler der 8. und 9. Jahrgangstufe der
weiterführenden Schulen nahmen an dem
Drogenpräventionsprojekt teil. Die Schü-
lergruppen erhielten bei der Begehung des
Zuges nicht nur Informationen zu den be-
stehenden Gefahren des Drogenkonsums.
Die Inhalte der Suchtprävention wurden
multimedial aufbereitet. ImZug anwesende
Beamte der Kriminalpolizei Ansbach be-
gleiteten als Moderatoren die einzelnen
Schulklassen bei den Themenstationen
und regten zu einer interaktiven Auseinan-
dersetzung mit der Problematik an.

Anhand einer wahren Begebenheit wird die
Chronologie einer Suchtkarriere darge-

stellt. Es ist die Ge-
schichte des Ideenge-
bers Pavel Tuma, des-
sen Freund an den Fol-
gen des Drogenkon-
sums starb.

Am Anfang des Zuges
erscheint alles recht
harmlos. Freunde tref-
fen sich, ein Fußball-
spiel, eine Party. Doch
dann kommendie Dro-
gen ins Spiel: Nikotin,
Alkohol und illegale
Drogen. Darauf folgen
eine Autofahrt unter
Drogeneinfluss und
ein Autounfall mit dra-
matischen Auswirkun-
gen. Ein Motorradfah-
rer stirbt, ein Mädchen
verliert ein Auge.

In den insgesamt
sechs Waggons des
Zuges nahmen die
Jugendlichen audiovi-
suell und emotional
an dieser Geschichte
teil. Nach der Verurtei-
lung des Unfallfahrers
konnten sich die Ju-
gendlichen ein Bild da-
von machen, wie das
Leben des Mannes im
Strafvollzug weiter-
geht. Hierzu konnten

sie sich in einer Zelle einschließen lassen.
Zudemwurde den Jugendlichen vor Augen
geführt, dass es nach einem Verkehrsunfall
keinen „Resetknopf“ gibt. Die Folgen eines
Verkehrsunfalls sind real und lassen sich
nicht mehr rückgängig machen.

Weiterhin wurde anschaulich dargestellt,
wie Drogendealer agieren und versuchen,
ihre Drogen weiterzuverkaufen. Nach ei-
nem geplatzten Deal und der Festnahme
der Verdächtigen konnten sich die jungen
Menschen in einem polizeilichen Ver-
nehmungszimmer selbst ein Bild von einer
polizeilichen Vernehmung machen. Die
Protagonisten der Geschichte, zwei Teen-
ager mit den Namen Petra und Marcel,
leben in Ihrer Scheinwelt weiter. Das Leben
in einem Drogenzimmer führte den Ju-
gendlichen deutlich vor Augen, wie man
durch den Konsum zu einem Sklaven der
Droge wird. Immer wieder stellt sich die
wichtigste Frage: „Wie kommt man an das
Geld für die Drogen?“. Diebstähle, Prosti-
tution und sogar Raubüberfälle werden
begangen. Als Petra ein Kind von Marcel
bekommt, versucht sie ihr Leben ohne
Drogenweiterzuleben. Nachmehreren ver-
geblichen Anläufen gelingt ihr der Entzug
und die Drogenfreiheit. Ihre Versuche, ihren
Freund ebenfalls davon zu überzeugen,
sind aber leider erfolglos. Schließlich und
endlich setzt sich Marcel den „goldenen
Schuss“. Petra lebt mit ihrem durch den
Drogenmissbrauch in der Schwanger-
schaft behindert auf dieWelt gekommenen
Kind weiter.

Grundgedanke bei der didaktischen Um-
setzung ist es, die Kinder und Jugend-
lichen in ihrer Sprache anzusprechen. Sie
sollen abgeholt und mitgenommen wer-
den, damit sie sich frühzeitig bereits selbst
mit dem Gedanken beschäftigen, wie sie
mit Drogen umgehen werden.

Das gesamte Projekt „REVOLUTION
TRAIN“ ist daher bis ins Detail darauf aus-
gerichtet, Kinder und Jugendliche zu infor-
mieren, aufzuklären, zu erreichen und
emotional zu involvieren. Sie sollen zum
selbst reflektierten Nachdenken angeregt
und zum Treffen von eigenen Entscheidun-
gen vorbereitet und gestärkt werden. Das
Projekt soll so frühzeitig über die Gefahren
des Suchtmittel- und Drogenkonsums auf-
klären, dass es erst gar nicht zu einem
gesundheitsschädlichen Konsum oder ei-
ner Sucht kommt. Insbesondere soll mit
der Umsetzung des Projektes erreicht wer-
den, die Jugendlichen vorzubereiten und
positiv zu beeinflussen. Sie sollen bereits
vor dem ersten Kontakt zu Drogen mit der
Thematik konfrontiert werden –bevorMaß-
nahmen der Intervention erforderlich wür-
den.

Probehalber im Gefängnis. Fotos: Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen

Das Drogenzimmer führt vor Augen, wie man Sklave der Drogen werden
kann.
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Um zu bewirken, dass Kinder und Jugend-
liche tatsächlich motiviert werden und ei-
gene Lösungswege finden und nachhaltig
anwenden, werden im „REVOLUTION
TRAIN“ die Prinzipien des multisensori-
schen Erlebnisses und der Interaktivität
umgesetzt. So werden bei den Teilneh-
menden unter Einsatz altersgerechter
und multimedialer Darstellung möglichst
alle Sinne angesprochen. Dabei wurde
bei der Projektausgestaltung stets Wert
darauf gelegt, dass sich die Jugendlichen
der Geschichte nicht entziehen können
und die Information zumErlebnis wird. Dies
wird mit der aufwendig gestaltete Umge-
bung im Zug, den Wechseln zwischen der
filmischen und realen Darstellung, der Be-
fragung und den aufwendig realitätsnah
gestalteten Rollenspielsituationen erreicht.
Es ist für die Teilnehmer ein tatsächliches
und intensives Erlebnis.

Die Entwicklung des gesamten Vermitt-
lungskonzeptes wurde von einer multipro-
fessionellen Gruppe, bestehend aus Päd-
agogen, Kriminologen, Polizisten, Präven-
tionsmitarbeitern aus staatlichen und nicht
staatlichen Präventionseinrichtungen so-
wie Designern und Technikern, in langjäh-
riger Zusammenarbeit entwickelt, begleitet
und realisiert.

Dabei wurde und wird
besonderer Wert da-
rauf gelegt, dass die
an dem Projekt „RE-
VOLUTION TRAIN“
Teilnehmenden zu kei-
nem Zeitpunkt ver-
oder abgeschreckt
werden, sondern dass
sie stets in einer positi-
ven Grundhaltung be-
stärkt und zu einer ei-
genen Entscheidung
motiviert werden.

Nach jahrelanger Ent-
wicklungsarbeit star-
tete der Anti-Drogen-
Zug seine erste Tour
im Frühjahr 2016. Seit-
her tourt der Zug
durch die Tschechi-
sche Republik, deut-
sche Länder und auch
durch die grenznahen
Gebiete der angren-
zenden Länder. Insge-
samt besuchten das
Programm bereits
mehr als 55.000 Per-
sonen, davon 15.000
in Deutschland. In
Deutschland wurden
bis jetzt drei Touren
mit insgesamt 16
Standorten in Bayern,
Thüringen und Sach-
sen realisiert. An allen

Orten wurden lokale Fachleute geschult,
die als Moderatoren durch den Anti-Dro-
gen-Zug führen. Auf diese Weise ent-
standen mehrere tschechisch-deutsche
Teams, die eine langfristige Zusammen-
arbeit im Rahmen der zukünftigen Touren
und der Schulungen des Folgeprogramms
planen.

Neben den positiven Rückmeldungen vie-
ler Schüler, Eltern, Pädagogen und Fach-
leute erhielt das Projekt eine Auszeichnung
von der Drogenbeauftragten der Bundes-
regierung, Marlene Mortler. Bundesinnen-
minister Dr. Thomas de Maizière lud die
Verantwortlichen in das Bundesinnenmi-
nisterium ein und sprach ihnen Dank und
Anerkennung für die zuvor in der grenz-
überschreitenden deutsch-tschechischen
Zusammenarbeit geleisteten Präventions-
arbeit aus.

Ein weiteres Element des Projektes ist die
anonymisierte Datenerhebung, deren Aus-
wertung und weitere Nutzung der Daten.
Während der Veranstaltungen werden die
Kinder und Jugendlichen mit Hilfe von
strukturierten Fragebögen u. a. zu ihren
Freizeitaktivitäten, ihrem Kontakt mit
Suchtmitteln und dem Zusammenhang
dieser beiden Faktoren befragt. Das Ziel
dieser anonymisierten Datenerhebung ist
die Feststellung des Ausmaßes des Sucht-

mittelmissbrauches und relevanter Infor-
mationen über die Faktoren, die das Risi-
koverhalten beeinflussen. Die umfangrei-
cheDatenerhebung ermöglicht es, aktuelle
Daten aus jeder Region zu verfolgen und
mit ihnen weiterarbeiten zu können. Die
durch den strukturierten Fragebogen er-
haltenen Vergleichsdaten ermöglichen fer-
ner die Entwicklung von Folgepräventions-
programmen.

Anhand der während des Durchgangs
durch den Zug ausgefüllten Fragebögen
konnten interessante Erkenntnisse zum
Konsum- und Freizeitverhalten der Ju-
gendlichen in Westmittelfranken gewon-
nen werden.

Wenndie Teilnehmer denZug verlassen, ist
das Projekt noch nicht beendet. Denn mit
einem gewissen Zeitabstand wird das Pro-
gramm durch einen zweiten Teil, dem Fol-
geprogramm, ergänzt. Die Moderatoren
des Projekts besuchen die Schüler in ihren
Schulen und diskutieren mit ihnen über
Themen im Zusammenhang mit der im
Zug erlebten Geschichte. Dabei wird zur
Darstellung des Themas ebenfalls wieder
auf den multisensorischen, multimedialen
Ansatz zurWissensvermittlung als auch auf
Wiederholung und Nachhaltigkeit Wert ge-
legt. Zusätzlich werden die sozialen und
intellektuellen Kompetenzen, z. B. Team-
bildung, Wettbewerbsverhalten, gemein-
same Ergebniserarbeitung, angesprochen
und gefördert. Das Folgeprogramm ist die
Darstellung der Geschichte aus einem an-
deren Blickwinkel, um die Bandbreite und
die Vertiefung der vermittelten Informatio-
nen zu erhöhen.

Mit Blick auf das Jahr 2018 und die weitere
Zukunft wird das Team des „REVOLUTION
TRAIN“ nach Bayern, Sachsen und Thürin-
gen zurückkehren und gleichzeitig seine
Aktivitäten auf Brandenburg, Baden-Würt-
temberg und Nordrhein-Westfalen auswei-
ten. Ziel ist es, die kontinuierliche und lang-
fristige Zusammenarbeit aller Menschen,
die im Antidrogenbereich aktiv sind, zu
vertiefen, um ein funktionsfähiges Modell
der Primärprävention auf grenzüberschrei-
tender Ebene zu schaffen.

Abschließend kann konstatiert werden,
dass der „REVOLUTION TRAIN“ als In-
strument der primären Drogenprävention
eine überaus sinnvolle Unterstützung
anderer Drogenpräventionsmaßnahmen
darstellt. Die vielen Bitten um Wiederho-
lung des Projektes belegen dies ein-
drucksvoll. &&

Lena Ellinger, Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit, Landkreis
Weißenburg-Gunzenhausen

Ebenso die filmische Darstellung …

… und Diskussionen mit den Multiplikatoren wie hier an der Themenstation
„Bar“ gehören zum Angebot.
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Zehn Jahre „Gesunde Schulen“ im Mühlenkreis
Von Dr. Christian Adam,
Kreis Minden-Lübbecke

Aufgeregte Schüler schwirrten durch-
einander. Der VIP-Raum der Kampa-
Halle in Minden war erfüllt von Stim-
mengewirr und Musik. Während auf
der Leinwand Bildimpressionen aus
den vergangenen zehn Jahren „Ge-
sunde Schulen im Mühlenkreis“ zu se-
hen waren, kamen rund 150 Gäste
aus den Bereichen Schule, Gesund-
heit und Verwaltung zur Jubiläumsfeier
an. Lehrkräfte, Jugendliche und die
projektbeteiligten Vertreter der Kran-
kenkassen und Beratungsstellen feier-
ten im November vergangenen Jahres
gemeinsam das zehnjährige Jubiläum
der „Gesunden Schulen im Mühlen-
kreis“. Der Landrat des Kreises Min-
den-Lübbecke, Dr. Ralf Niermann, der
bereits für das laufende Schuljahr 27
weiterführende Schulen im Mühlen-
kreis ausgezeichnet hatte, war eben-
falls mit dabei.

Schülern gesunde Ernährung und Bewe-
gung zu vermitteln, liegt im Trend. Das
zeigte bereits die große Zahl der Gäste
an diesem Tag und die Anzahl der
projektbeteiligten Schulen. „Wir möchten
motivieren und Lust auf Gesundheit ma-
chen“, sagte Landrat Dr. Niermann zu Be-
ginn der Jubiläumsveranstaltung. „Das
Projekt ‚Gesunde Schulen im Mühlenkreis‘
ist bei uns fest verankert und gibt den
Schulen die Gelegenheit, sich mit Gesund-
heit, Ernährung und Bewegung intensiv
auseinanderzusetzen. Dabei konnte im
Entstehungsjahr 2007 niemand ahnen,
welche Entwicklung das Projekt einmal
nehmen würde: Die Teilnehmerzahl hat
sich über die Jahre mehr als verdoppelt.“

In den zehn Jahren Projektarbeit ist das
Netzwerk vonExperten in SachenGesund-
heit immer größer geworden ist. Das spie-
gelte sich auf demMarkt der Möglichkeiten
wider: Neben den Kostenträgern des Pro-
jektes (AOK NordWest, BKK Melitta Plus,
IKK classik sowie die Sparkasse Minden-
Lübbecke) waren die Projektpartner Netz-
werk Bildung und Gesundheit NRW, Bera-
tungsstelle für Suchtkranke des Diakoni-
schen Werkes Minden und Fachstelle für
Suchtprävention des Kreises Minden-
Lübbecke aktiv dabei. Einzelne Schulen
wie die Realschule Nord aus Bad Oeyn-
hausen und die Gesamtschule PortaWest-
falica waren zusätzlich auf dem Markt der
Möglichkeiten mit Ständen und Aktionen
vertreten.

An den einzelnen Informationsständen fan-
den sich die sieben Themenbereiche des
Projektes wieder: „Gesundes Frühstück“,
„Fitness und Denkleistung“, „Essstörun-
gen“, „Der gesunde Schulkiosk“, „Natür-
lich erleben“, „Suchtprävention“ und „Le-
cker-leichter durch den Alltag“.

Eine Ernährungsberaterin erklärte bei-
spielsweise, dass ein bewusstes Genießen
nichts mit Menge zu tun hat. Es gehe
darum, nicht alles in sich hineinzuschau-
feln, sondern langsam zu essen. Damit das
gelänge, müsse auch das Ernährungsan-
gebot in den Schulen vor Ort verbessert
werden. Viele Jugendliche nähmen sich
von zuhause nichts zu essen mit in die
Schule. In den Projekteinheiten würden
dann beispielsweise Smoothies mit den
Schülern gemacht, damit sie Pausen-
Power bekämen und dem Unterricht bes-
ser folgen könnten.

Der große Themenkomplex Gesundheit
bestimmte auch das abwechslungsreiche
Programm der Jubiläumsfeier. Mit Begeis-
terung halfen die Schüler bei der Gestal-
tung. Von Experimenten und Infos über
Akrobatik sowieWortkunst bis hin zu Thea-
ter war alles dabei. Die Stadtschule Lübb-
ecke zeigte die Kunst der Akrobatik. Die
Kurt-Tucholsky-Gesamtschule steuerte ei-
nen Film über das Thema gesunde Schul-
ernährung im Großküchenbereich bei. Das
Ratsgymnasium Minden zeigte Szenen ei-
ner Essstörung und das Herder-Gymna-
sium Minden war mit einem „Poetry Slam“

zum Thema „Gesunde Schule“ zu sehen.
Auch beim Thema „Gesunde Ernährung“
kamen die Jubiläumsgäste auf den Ge-
schmack. Die Schule Rodenbeck hatte
mit viel Engagement leckere und gesunde
Snacks vorbereitet.

Der aus Bremen angereiste Lehrer und
Psychologe Dr. Marcus Eckert, Begründer
des Instituts für LernGesundheit, begeis-
terte mit seinem interaktiven Vortrag „Die
gute gesunde Schule“ Lehrkräfte und Ju-
gendliche gleichermaßen für das Thema.
Mit vielen kleinen Experimenten nahm er
den Ort Schule als wichtigen Lernort unter
die Lupe. Er zeigte auf, welche Funktionen
Stress und Emotionen haben und warum
Empathie „cool“ und wichtig sei. Schnell
wurde klar, dass eben auch das soziale
Miteinander, Achtsamkeit und Strategien
zumUmgangmit Stress einewichtige Rolle
für die eigene Gesundheit spielen. Hier
betonte Dr. Eckert, wie wichtig es sei dafür
zu sorgen, „Hornhaut auf die Seele zu be-
kommen“.

Dass dies auch bei der Zielsetzung des
Projektes „Gesunde Schule im Mühlen-

kreis“ geglückt ist, zeigt der Blick auf die
Entwicklung der vergangenen Jahre. Im
März 2006 fand der erste Jugendgesund-
heitstag in Nordrhein-Westfalen in der
Kampa-Halle in Minden statt. Damals in-
formierten sich auf der Gesundheitsmeile
mehr als 5.000 Jugendliche, Lehrkräfte
und anGesundheitsförderung interessierte
Menschen.

Mit dem Jugendgesundheitstag war es
gelungen, verschiedenste Akteure für das
Thema Gesundheit im Kreis Minden-Lübb-
ecke zu begeistern, obwohl Gesundheit
erst einmal kein Thema ist, das Jugend-
liche unbedingt interessiert. Deshalb war
und ist es umso wichtiger, Gesundheits-
themen institutionell fest zu verankern und
Jugendliche dafür zu begeistern. So kön-
nen sie ein entsprechendes Bewusstsein
für die eigene Gesundheit entwickeln. Der
Startschuss für die „Gesunden Schulen im
Mühlenkreis“ fiel ein Jahr später. Mit vier
praxisorientierten Themenschwerpunkten
waren die Experten zunächst im Einsatz.
Heute umfasst das Themenangebot ins-
gesamt sieben Schwerpunkte.

Ziel des Projektes ist es, gezielt und mit viel
Praxisbezug Wissen über Ernährung, Kör-
per und Bewegung an die Schüler weiter-
zugeben. Der praxisorientierte Ansatz des
Projektes fand sich bisher auch in der akti-
ven Einbindung der Schulen in die Pro-
grammgestaltung der Auszeichnungsfei-
ern stets wieder. Aber nicht nur hier waren
und sind die Schüler mit Einsatz dabei.
Auch das eigene Logo entwickelten im
Schuljahr 2010/2011 Schüler der Oberstu-
fe des Leo-Sympher Berufskollegs Minden
aus dem Fachbereich Design. Die Arbeits-
gruppe der „Gesunden Schulen“ der Kom-
munalen Gesundheits-, Alters- und Pflege-
konferenz des Kreises Minden-Lübbecke
und Experten aus dem Bereich Öffentlich-
keitsarbeit wählten das Logo aus 23 kreati-
ven Entwürfen aus, das übrigens auch die
Urkunden schmückt, die bei den regelmä-
ßig stattfindenden Auszeichnungsveran-
staltungen für das laufende Schuljahr ver-
geben werden. Prämiert werden die Schu-
len, die das Thema Gesundheitsförderung
in ihr Schulprogramm integrieren, die vor
Ort Ansprechpartner für das Thema Ge-
sundheitsförderung installieren und die das
Projektvorhaben umsetzen. Die Auszeich-
nung „Gesunde Schulen im Mühlenkreis“
wurde bisher schon 220 Mal vergeben.

Alle Beteiligten sind sich einig, dass die
Primärprävention einen wichtigen Platz
einnehmen muss. Gemeinsam ziehen hier
alle an einem Strang, um für das Themen-
feld Gesundheit zu sensibilisieren. &

Dr. Christian Adam, Geschäftsstelle
Kommunale Gesundheits-, Alters- und

Pflegekonferenz, Kreis Minden-Lübbecke
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